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Ergebnisbericht 2013

Mit seinem Ergebnisbericht 2013 informiert der Rechnungshof tber zwi-
schenzeitliche Entwicklungen bei Priifungsergebnissen aus seinen Jah-
resberichten 2010, 2011 und 2012 und bei Veranlassung auch aus frihe-
ren Jahren. Veranderte Behdrdenbezeichnungen oder Aufgabenzuschnit-
te wurden den aktuellen Gegebenheiten angepasst.

Wie schon bei den bisher vorgelegten Ergebnisberichten 2004, 2007 und
2010 mdchte der Rechnungshof Birgerschaft und Senat, aber auch der
Offentlichkeit die aus seinen Priifungen gezogenen Konsequenzen auf-
zeigen, nachdem seine Feststellungen in der Regel die erklarte Zustim-
mung des Parlaments gefunden haben und zuvor Uberwiegend bereits
von Senat und Verwaltung positiv aufgenommen worden waren.

Auf eine umfassende Aufnahme aller Beitrdge oder Beitragsteile ist ver-
zichtet worden; dies gilt insbesondere fiir die Darstellung rein vergangen-
heits- oder einzelfallbezogener Feststellungen ohne Verallgemeine-
rungswert. Der Rechnungshof hat sich auf die Darstellung von Forderun-
gen und Empfehlungen konzentriert, die — auch im Interesse der Birge-
rinnen und Burger der Freien und Hansestadt Hamburg — dazu geeignet
sind, mittel- und langfristig Kosten zu senken bzw. die Wirtschaftlichkeit,
Wirksamkeit und Steuerungsféhigkeit der Verwaltung auf den unter-
schiedlichsten Feldern zu erhéhen.

In den meisten Fallen haben die Forderungen und Empfehlungen des
Rechnungshofs bereits Verdnderungen bewirkt. Der Ergebnisbericht um-
fasst aber ebenso Beitrdge, bei denen nur von ,Teilerfolgen® gesprochen
werden kann, beispielsweise wenn die Verwaltung sich noch nicht zu ei-
ner abschlieRenden Meinungsbildung hat durchringen kénnen oder sich
der Vollzug einer zugesagten MaRnahme verzogert — etwa wegen der
Schwierigkeit oder Komplexitat der Materie, uniibersichtlicher Rahmen-
bedingungen oder starker Interessengruppen —, oder weil ein wirklicher
Erfolg in der Sache von der Zustimmung Dritter abhangt. Zuweilen folgen
Senat oder Verwaltung dem Rechnungshof auch nicht. In solchen und
einigen anderen Fallen halt der Rechnungshof es flr sinnvoll, vor allem
mit Unterstiitzung des Parlaments weiter auf Senat und Verwaltung ein-
zuwirken.

Hamburg, den 10. April 2013
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1. Wissenschaft, Kultur und Sport

Kulturférderung und Stadtteilkultur

(Kulturbehorde / Finanzbehdrde / Bezirksamter)

Der Rechnungshof hat gefordert,

— Zustandigkeiten zwischen Fachbehdrde
und Bezirksdmtern Uberschneidungsfrei
abzugrenzen,

— den Forderbedarf fur Stadtteilkultur zu
Uberpriufen und dabei institutionelle Foérde-
rungen zu hinterfragen sowie neue Einrich-
tungen systematisch einzubeziehen,

— Rilckstdnde der Verwendungsnachweis-
prifung abzubauen und anhand mess-
und vergleichbarer Kennzahlen oder ope-
rabler Ziele zeitnah zu prifen, ob der
Zweck erreicht wurde, sowie

— die Wirkung und Wesentlichkeit einzelner
MalBnahmen und des gesamten Pro-
gramms anhand von Wirtschaftlichkeitsun-
tersuchungen und Zielerreichungs- sowie
Wirkungskontrollen zu evaluieren und da-
bei gewonnene Ergebnisse in die Ent-
scheidung Uber FérdermalRhahmen einzu-
beziehen (Jahresbericht 2010, Tzn. 94 bis
108).

Der Senat hat den Forderungen des Rech-
nungshofs grundsatzlich zugestimmt. Die Ab-
grenzung der Zustadndigkeiten zwischen den
Bezirksamtern und der Kulturbehdrde halt er
allerdings fiir ausreichend. Im Ubrigen hat der
Senat zugesagt,

— in seine kiinftigen Uberlegungen zur Kul-
turférderung und  Stadtteilkultur auch
nachwachsende Einrichtungen einzube-
ziehen,

— die bezirklichen Bedarfe auf Grundlage der
Globalrichtlinie Stadtteilkultur zu bemes-

sen und Ziel- und Leistungsvereinbarun-
gen mit den geférderten Einrichtungen zu
schlieen und

— die Zielerreichung, Zielorientierung und
Wirksamkeit auf Programmebene jahrlich
zu Uberprifen sowie alle Kennzahlen und
Vergleichsparameter einer systematischen
Auswertung auf Grundlage einer Be-
richtsmatrix zu unterziehen.

Eine derartige Auswertung liegt dem Rech-
nungshof bisher nicht vor.

Trotz ihrer Zusage ist es der Kulturbehérde
nicht gelungen, die Anzahl ungeprifter Ver-
wendungsnachweise abzubauen.

Die Bezirksdmter haben eine einheitliche
Dienstanweisung zur Zuwendungsgewahrung
in Kraft gesetzt sowie die Forderrichtlinie
Stadtteilkultur  beschlossen; Rahmenzuwei-
sungen und Verteilschliissel sollen bis mindes-
tens 2014 unverandert bleiben. Vor dem Hin-
tergrund positiver Evaluationsergebnisse und
im Interesse der Aufrechterhaltung leistungs-
fahiger Einrichtungen sehen die Bezirksamter
fur eine Finanzierung zuséatzlicher Einrichtun-
gen keinen Spielraum. Sie haben des Weite-
ren mitgeteilt, mit den institutionell geférderten
Einrichtungen Ziel- und Leistungsvereinbarun-
gen abgeschlossen und ausstehende Verwen-
dungsnachweisprifungen erledigt zu haben,
bei Projektforderungen geeignete Kennzahlen
bei der regelmaRigen Uberpriifung der Zieler-
reichung zu nutzen und die Empfehlungen
des Rechnungshofs bei der Uberarbeitung
der Globalrichtlinie  zu  berlcksichtigen.

Hamburg Media School
(Behorde fur Wissenschaft und Forschung)

Der Rechnungshof hat gefordert,

— das offentliche Interesse an der Hamburg
Media School (HMS) zu beschreiben, eine
umfassende Erfolgskontrolle vorzunehmen
und zu priufen, ob die HMS als eigenstéan-
dige Bildungseinrichtung erforderlich und
ihr Angebot bedarfs- und nachfragegerecht
ist,

— die Finanzierung der HMS zu Uberprifen,
Transparenz Uber Herkunft und Charakter
der Mittel herzustellen und zu klaren, ob
die in der Birgerschaftsdrucksache
17/1587 vom 22. Oktober 2002 vorgese-
hene Finanzierungsstruktur erreicht wor-
den ist,

— der Frage nachzugehen, ob es sachge-
recht und wirtschaftlich ware, die HMS-



Angebote den Hochschulen zu iberlassen
und

— die  Notwendigkeit  zweier  Master-
Filmstudiengange und die Einbeziehung
der Studienangebote der Hochschule fir
Angewandte Wissenschaften zu prifen.

Angesichts der bei der Verwaltung der HMS-
Unternehmensbeteiligung festgestellten Man-
gel bei der Erfullung der Informations- und
Steuerungsaufgaben hat der Rechnungshof
— wie bereits 2006 und 2008 — die Beachtung
der haushalts- und beteiligungsrechtlichen
Bestimmungen bei der Beteiligungsverwaltung
im Hochschulbereich angemahnt (Jahresbe-
richt 2011, Tzn. 208 bis 223).

Die Behorde fir Wissenschaft und Forschung
(BWF) hat mitgeteilt:

— Die Studiengdnge Medienmanagement
und Film seien bedarfs- und nachfragege-
recht. Der nicht ausreichend nachgefragte
Studiengang  Journalismus  (Executive
MBA) sei eingestellt worden; die Ge-
schéaftsfihrung sei beauftragt, eine neue
Konzeption zu erarbeiten.

— Die vorgesehene Finanzierungsstruktur sei
bisher nicht erreicht worden; die BWF ha-
be ihre Zuwendung 2012 auf 1,260 Mio.
Euro abgesenkt und bereite eine Birger-
schaftsdrucksache vor, die Organisation
und Entwicklungsperspektiven der HMS
darstelle und die finanziellen und organisa-
torischen Rahmenbedingungen festlege.

— Eine Ubertragung der HMS-Angebote auf
die Hochschulen wiirde zum Verlust des

Praxisbezugs und der Zuschisse der Pri-
vatwirtschaft fuhren und sei nicht ohne
Weiteres sachgerecht und wirtschaftlich.
Das Einsparpotenzial einer Verlagerung
kénne nur unter Profilverlust der Angebote
realisiert werden.

— Die  Notwendigkeit zweier  Master-
Filmstudiengédnge werde untersucht und
solle in die angekiindigte Burgerschafts-
drucksache Eingang finden. Zwischen der
Hochschule fir Angewandte Wissenschaf-
ten und der HMS seien Gesprache zur
Starkung der Kooperation aufgenommen
worden.

Hinsichtlich ihrer beteiligungsrechtlichen Auf-
gaben hat die BWF zugesagt, organisatorische
MaRnahmen einzuleiten, um die Wahrneh-
mung dieser Aufgaben konzeptionell zu ver-
bessern. Fir wesentliche Beteiligungen erfolge
inzwischen ein enger Abstimmungsprozess
zwischen Fachreferaten und Beteiligungsma-
nagement; fir Beteiligungsmanagement und
-controlling sei erstmals fur 2012 ein Finanz-
und Berichtskalender erstellt worden.

Entgegen den zuletzt im Jahr 2011 — aber be-
reits auch 2006 und 2008 — gegebenen Zusa-
gen u. a. des Senats ist bisher eine durchgrei-
fende Verbesserung bei der Wahrnehmung
der Aufgaben der Beteiligungsverwaltung nicht
eingetreten. So werden auch weiterhin Berich-
te nach § 69 LHO haufig nicht oder nicht frist-
gerecht erstattet und entsprechen vielfach
auch inhaltlich nicht den haushaltsrechtlichen
Vorgaben. Die Informationspflicht nach
§ 102 LHO ist regelhaft nicht beachtet worden.

Organisation und Wirtschaftlichkeit der Filmférderung in Hamburg

(Kulturbehorde)

Der Rechnungshof hat gefordert,

— auf die Formulierung sowie Anwendung
konkreter und nachvollziehbarer kultureller
Forderkriterien bei den Entscheidungen
der Filmférderung Hamburg Schleswig-
Holstein GmbH (FFHSH) und die Doku-
mentation von deren Bewilligungsverfah-
ren hinzuwirken,

— die Kontrolle der FFHSH umfassend wahr-
zunehmen,

— in den behdrdlichen Zuwendungsbeschei-
den konkrete und Uberprifbare Ziele zu
benennen und im Rahmen einer Verwen-
dungsnachweisprifung zu kontrollieren, ob
sie erreicht werden sowie

— abschlieBende Erfolgskontrollen durchzu-
fuhren (Jahresbericht 2011, Tzn. 224 bis
234).

Der Senat hat dargelegt, er habe sowohl mit
der FFHSH als seinem Instrument indirekter
Filmférderung wie auch mit den groReren insti-
tutionell geférderten Empféangern direkter Film-
foérderung Ziel- und Leistungsvereinbarungen
erstellt und dadurch seine Kontrollwirkung ver-
starkt. In die hinreichend dokumentierten Ent-
scheidungen der FFHSH flossen kulturelle
Forderkriterien bereits mit ein. Die Dokumenta-
tion sei weiter verbessert worden. Die Behdrde
selbst fordere ohnehin nur kulturell relevante,
jedoch marktinkompatible Projekte. Eine For-
derrichtlinie oder ein Ubergreifendes Konzept



halte sie daher und auch aufgrund des gerin-
gen Fordervolumens fir nicht sinnvoll.

Den Forderantragen lagen zudem ausreichen-
de Projektbeschreibungen zugrunde, auf die
im Zuwendungsbescheid Bezug genommen
werde. Diese ermdglichten eine ausreichende

fachliche Kontrolle der Zielerreichung. Der Se-
nat hat zugesagt, die Zuwendungsbescheide
kunftig zlgiger zu prifen, konnte dieses Ziel
trotz personeller Verstarkung und optimierter
Prufverfahren aber nur begrenzt erreichen.
Erfolgskontrollen stehen noch aus.

Entwicklung der Hamburger Museumsstiftungen

(Kulturbehdrde)

Der Rechnungshof hat gefordert,

— entsprechend der Zusage aus 2003 ein
Ubergreifendes Museumskonzept fir die
Stadt Hamburg zu entwickeln,

— die Steuerung der Museumsstiftungen
stérker an dem zur Steuerung der o6ffentli-
chen Unternehmen entwickelten Instru-
mentarium auszurichten,

— Zielbilder fur die Museumsstiftungen zu er-
stellen, die neben ihrer eindeutigen thema-
tischen Beauftragung den quantitativen
und qualitativen Rahmen der erwarteten
Leistungen museumsspezifisch festschrei-
ben, und sie der Zuwendungsbemessung
zugrunde zu legen,

— von den Stiftungsraten aus den Zielbildern
abgeleitete Konzepte einzufordern,

— bei SondermalBnahmen wie zum Beispiel
Umbauten zukiinftig den tatsachlichen Mit-
tel- und Zeitbedarf der Stiftungen zu be-
rucksichtigen,

— die Inventarisierung mit realistischen in-
haltlichen und zeitlichen Vorgaben anzu-
gehen sowie

— den Ankaufsetat entsprechend den be-
darfsgerecht aufgestellten Wirtschaftspla-
nen zu veranschlagen und die Mittel be-
stimmungsgemal verwenden zu lassen
(Jahresbericht 2012, Tzn. 80 bis 105).

Der Senat hat zugesagt,

— bis Ende Marz 2013 sowohl ein lbergrei-
fendes Museumskonzept als auch Zielbil-
der fir die Museumsstiftungen fertigzustel-
len,

— sodann Entwicklungskonzepte fir die ein-
zelnen Museen zu erarbeiten,

— die Inventarisierung durch Cluster bei der
Objekterfassung zu vereinfachen sowie

— die Ziel- und Leistungsvereinbarungen in
die Wirtschaftsplane zu integrieren und
diese aussagekraftig zu erlautern.

Ferner hat der Senat erklart, die Erforderlich-
keit, Kosten und Auswirkungen von Sonder-
maflinahmen mit den Stiftungen bereits einge-
hend zu erdrtern und Wirtschaftsaspekte zu
berticksichtigen. Die zu erreichenden Ziele und
Leistungen wirden weiterhin an den zur Ver-
fugung stehenden Finanzmitteln ausgerichtet
und zuséatzliche Kosten fur Sonderausstellun-
gen durch Drittmittel finanziert werden. Der
Ankaufsetat sei mit dem Haushaltsplan
2013/2014 um 1,2 Mio. Euro gekiirzt worden
und entspreche damit dem tatsachlich fir An-
kaufe vorgesehenen Zuwendungsbetrag. Auf-
grund halbjahrlicher Controllingberichte und
positiver Jahresergebnisse der Stiftungen
2011 sehe der Senat im Ubrigen keinen
Bedarf an weiteren fur Ooffentliche Unter-
nehmen geltenden Steuerungsinstrumentarien.

Sanierung und bauliche Unterhaltung der Museen

(Kulturbehorde / Finanzbehorde / HGV Hamburger Gesellschaft fir Vermdgens- und Beteili-
gungsmanagement mbH / IMPF Hamburgische Immobilien Management Gesellschaft mbH)

Die Museumsstiftungen zahlten entgegen der
Darstellung gegeniber Senat und Burger-
schaft nicht die tatséchlich anfallenden Kosten
im Sinne einer Kostenmiete. Die Bemessung
der Bauunterhaltung beruhte zudem nicht auf
bedarfsgerechten und baufachlichen Grundla-
gen. AuRerdem erhielten die Museumsstiftun-

gen keinen regelméRigen Bericht Uber die
Verwendung der in der Miete enthaltenen
Bauunterhaltungspauschale.

Der Rechnungshof hat gefordert,

— die Mieten mit dem Ziel zu Uberprifen, sie
den tatsachlichen Verhéaltnissen anzupas-



sen, und damit die Voraussetzungen fir
nachhaltige finanzwirksame Entscheidun-
gen von Senat und Birgerschaft zu schaf-
fen,

— eine Uberpriifung und Neufestsetzung der
in der Miete enthaltenen Bauunterhal-
tungsansétze auf baufachlicher Grundlage
durchzufiihren und

— den Museen vertragsgemal uber die Ver-
wendung der Bauunterhaltungspauschale
zu berichten (Jahresbericht 2012, Tzn. 106
bis 133).

Der Senat hat die Feststellungen weitgehend
anerkannt.

Zwischenzeitig wurden die Mieten neu
festgesetzt und die Bauunterhaltung in
2013 um insgesamt 0,5 Mio. Euro

aufgestockt. Die Finanzbehoérde hat zudem
mitgeteilt, dass dartber hinaus vorgesehen
sei, dieses Volumen ab 2015 um jahrlich
0,5 Mio. Euro zu steigern.

Zudem hat die Hamburgische Immobilien Ma-
nagement Gesellschaft mbH den Museumsstif-
tungen einen Bericht Gber die Verwendung der
vermieterseitigen Bauunterhaltung vorgelegt.

Ziel- und Leistungsvereinbarungen mit Hochschulen

(Behorde fur Wissenschaft und Forschung)

Der Rechnungshof hat gefordert,

— Ziel- und Leistungsvereinbarungen mit den
Hochschulen (ZLV) kinftig insbesondere
mit konkreten Zielen und Kennzahlen zu
formulieren und die Zielerreichung mess-
bar zu machen,

— die Drei-Saulen-Finanzierung der Hoch-
schulen im Rahmen der anstehenden
Haushaltsreform zu einem Verfahren
kennzahlengestitzter und leistungs- und
anreizbasierter Budgetbemessung fiir die
Hochschulen weiter zu entwickeln sowie
die seit Jahren beabsichtigte Verknlpfung
der ZLV und der leistungsorientierten Fi-
nanzierung mit dem Haushaltsverfahren
voranzutreiben,

— auf der Berichterstattung durch die Hoch-
schulen zu bestehen, die Berichte tUber die
erreichten Ergebnisse auszuwerten und
insbesondere den Grad der Zielerreichung
sowie die ergriffenen Steuerungsmali-
nahmen zu dokumentieren,

— zu prufen, ob die 1999 formulierten Anfor-
derungen an die Struktur der Behorde fir
Wissenschaft und Forschung (BWF) noch
Gultigkeit haben und ihre Organisation den
aktuellen Anforderungen noch genugt.

Er hat empfohlen, das Berichtswesen zwi-
schen Hochschulen und BWF auch fir die Er-
fullung der Informations- und Rechenschafts-
pflicht gegentiber der Birgerschaft zu nutzen,
im Rahmen der Haushaltsplanung konkreter
auf die ZLV und ihre Ergebnisse einzugehen

und Uber budgetrelevante Kennzahlen zu be-
richten (Jahresbericht 2012, Tzn. 550 bis 568).

Der Senat hat zugesagt, ab 2013 ein neues
System der leistungsorientierten Mittelvergabe
einzufuhren, das einen Teil des Globalhaus-
halts der Hochschulen aufgrund der erbrach-
ten Leistung in definierten Indikatoren vergibt
und den Grad der Zielerreichung mit finanziel-
len Folgen verbindet. Steuerungsrelevante
Kennzahlen sollen zugleich fur die Feststellung
des Erreichungsgrads der in den ZLV verein-
barten Ziele, fir die Bemessung des Leis-
tungsbudgets sowie fur die Budgeterméchti-
gung im Haushalt zugrunde gelegt und im
Haushalt abgebildet werden.

Angesichts der beabsichtigten Festlegungen
der Hochschulbudgets bis 2020 und deren
Steigerungsrate von 0,88 % p.a. einerseits und
um anderseits auch kinftig eine hohe Zahl von
Studienanfangerplatzen bereitzustellen, halt
der Senat es allerdings fir erforderlich, den
Hochschulen gréf3tmoégliche Planungssicher-
heit zu gewéahren und den maximal moéglichen
Einbehalt von Mitteln beim Leistungsbudget
zunadchst auf 1 % der Hochschulbudgets zu
beschranken.

Die ZLV-Berichte sollen in den Lagebericht der
Hochschulen integriert und der Burgerschaft
vorgelegt werden.

Die BWF hat mitgeteilt, sie Uberprife im Rah-
men eines behordeninternen Organisations-
projekts ihre Strukturen und Zustandigkeiten.
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Wissenschaftliche Weiterbildung

(Behorde fur Wissenschaft und Forschung / Hamburger Hochschulen)

Der Rechnungshof hat die Technische Univer-
sitat Hamburg-Harburg (TUHH) und die Uni-
versitat Hamburg (UHH) aufgefordert, die wis-
senschaftliche Weiterbildung — ein gesetzlicher
Auftrag der Hochschulen — in verstarktem Um-
fang anzubieten und sich hierbei an der Nach-
frage zu orientieren. Die UHH muss ziigig ein
neues Konzept fir die Organisation der wis-
senschaftlichen Weiterbildung entwickeln, das
der Bedeutung dieser Hochschule gerecht
wird.

Der Rechnungshof hat die Behoérde fir Wis-
senschaft und Forschung (BWF) aufgefordert,
ihre Steuerungsverantwortung wahrzunehmen
und als Aufsichtsbehoérde fur den Abgleich und
die Optimierung der Organisationsformen der
wissenschaftlichen Weiterbildung zu sorgen
(Jahresbericht 2012, Tzn. 569 bis 578).

Der Senat hat erklart, dass die zustandige Be-
horde ihrer Steuerungsfunktion nachkommen
werde, die Rahmenbedingungen fir einen

Ausbau der wissenschaftlichen Weiterbildung
vor dem Hintergrund der hohen Zahl von Stu-
dierenden derzeit aber ungunstig seien.

Die BWF hat zugesagt, in den Ziel- und Leis-
tungsvereinbarungen mit den Hochschulen
weitere MaRnahmen zu vereinbaren.

Die UHH hat die Entwicklung und Umsetzung
eines Weiterbildungskonzepts in der mit der
BWF geschlossenen Hochschulvereinbarung
fur die Jahre 2013 bhis 2020 zugesagt und er-
klart, die Zusammenfihrung ihrer beiden be-
stehenden Weiterbildungstrager anzustreben.

Die TUHH hat ein Konzept fir das gezielte
wissenschaftliche Weiterbildungsangebot vor-
gelegt, will ihr Weiterbildungsangebot nachfra-
georientiert gezielt ausbauen und hat ein Biuro
fur Weiterbildung eingerichtet. Auf der Grund-
lage der Ziel- und Leistungsvereinbarung fir
das Jahr 2013 will sie Gber den Ausbau des
Weiterbildungsangebots berichten.

Sportforderung

(Behorde fur Inneres und Sport / Finanzbehdrde / Bezirksamter)

Der Rechnungshof hat gefordert,

— Transparenz Uber Inhalt und Gesamtum-
fang der Sportforderung herzustellen,

— die sportpolitischen Zielsetzungen in ei-
nem Sportférderkonzept unter Einbezie-
hung der Sportstattenbedarfsplanung
durch Handlungsschwerpunkte, operable
Ziele, Kennzahlen und MaRRnahmen hinrei-
chend zu konkretisieren und damit Grund-
lagen fur die Bemessung des Forderbe-
darfs, der Leistungserbringung und an-
schlieBender Zielerreichungskontrollen zu
schaffen,

— Instandhaltungsbedarfe fiir Sportstatten
anhand des Pflegezustands zu ermitteln
und Haushaltsmittel insoweit auskdmmlich
Zu bemessen,

— die Auslastung der Sportstatten durch ein-
heitliche Vergabekriterien zu steuern sowie

— die Einfuhrung eines ganzheitlichen Sport-
stattenmanagements und eines Nutzungs-
entgelts fur staatliche Sportstatten zu pri-
fen.

Er hat die unveranderte Fortschreibung des
Sportférdervertrags und die darauf basierende
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ebenfalls unveradnderte Zuwendungsgewéh-
rung an den Hamburger Sportbund (HSB) und
den Hamburger FulBlballverband (HFV) unter
Verzicht auf Ziel- und Leistungsvereinbarun-
gen beanstandet und gefordert, die Vorschrif-
ten des Zuwendungsrechts kinftig zu beach-
ten (Jahresbericht 2012, Tzn. 592 bis 616).

Der Senat hat zugesagt, den Forderungen
nachzukommen. Er hat seine sportpolitischen
Zielsetzungen im Januar 2012 mit der Deka-
denstrategie Sport bestimmt. Diese gliedert
sich in zehn Handlungsfelder, die laufend
durch MalRnahmen konkretisiert und operatio-
nalisiert werden sollen. Die sich daraus erge-
benden Umsetzungsphasen stellen sein be-
hordenubergreifendes Sportférderkonzept dar,
das auch das Handlungsfeld Sportanlagen um-
fasst. Die abgeleiteten Ziele und Forderrichtli-
nien sollen die Grundlagen fir Antragsprifung
und Erfolgsmessung bilden.

Als Basis fir eine Information der Burgerschaft
will die Behorde fir Inneres und Sport (BIS)
Transparenz hinsichtlich des Gesamtumfangs
der direkten und indirekten Sportférderung
einzelplanlibergreifend herstellen. Die Erhe-
bung des baulichen Zustands der 6ffentlichen
Sportplatze ist abgeschlossen, die Prioritaten
fur 2013 und 2014 sowie die Perspektive fir



2015 wirden Anfang 2013 festgelegt werden.
Die BIS hat die fachbehdrdliche Zustandigkeit
fur die Regelung der Mitbenutzung von Schul-
raumen und -sportstatten durch Sportvereine
und -verbénde Ubernommen. Die effektive
Nutzung der Sportstatten soll mit Hilfe einer
bereits vorhandenen Software erreicht werden.
Es ist beabsichtigt, durch eine Fachanweisung
oder ein ebenso geeignetes Steuerungs-
instrument einheitliche Vergabekriterien und
Kontrollsysteme einzufiihren. Die Bezirksamter
haben die uneingeschrankte Zustandigkeit fur
alle offentlichen Sportstatten erhalten. Im Be-

zirksamt Hamburg-Mitte ist ein zentrales
Fachamt ,Bezirklicher Sportstattenbau® einge-
richtet worden. Die BIS hat zugesagt, die Ein-
fuhrung eines ganzheitlichen Sportstattenma-
nagements und eines Nutzungsentgelts zu
prufen sowie die Vorschriften des Zuwen-
dungsrechts kunftig zu beachten. Der fir
2013/2014 mit dem HSB und dem HFV abge-
schlossene Sportfordervertrag umfasst Ziel-
und Leistungsvereinbarungen, die Handlungs-
felder, Fordersummen, Foérderzwecke und
Kennzahlen benennen.
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2. Bildung und Jugend

Behordliche Inspektionen

(Behorde fur Arbeit, Soziales, Familie und Integration / Finanzbehd6rde / Bezirksamter)

Sowohl bei der Betreuung von Kindern in Kin-
dertagesstatten als auch bei der Durchfiihrung
von Jugendhilfemalinahmen durch freie Trager
fordert der Rechnungshof seit geraumer Zeit,
die Leistungen durch behérdliche Inspektionen
qualitativ zu prifen bzw. zu Uberwachen.

Kindertagesstatten-Inspektion

Der Rechnungshof hatte bereits in seinem
Jahresbericht 2006 gefordert, anlassunabhan-
gige Prufungen in den Landesrahmenvertrag
.Kinderbetreuung in  Tageseinrichtungen®
(LRV) aufzunehmen. Zur Durchfiihrung solcher
Prifungen ist seit der Einfihrung von § 2la
Hamburger Kinderbetreuungsgesetz (KibeG)
im Jahr 2010 eine Institution vorgesehen, die
als sogenannte Kita-Inspektion die Qualitat der
Betreuung, Bildung und Erziehung von Kindern
in Tageseinrichtungen sicherstellen soll. Die
Prufungen sollen gemalR § 2la Absatz 2
KibeG anlassbezogen und durch Stichproben
erfolgen.

2012 hat der Rechnungshof erneut gefordert,
die (nunmehr gesetzlich vorgesehene) Kita-
Inspektion zur Sicherung der Qualitat der Be-
treuung, Bildung und Erziehung von Kindern in
Tageseinrichtungen tatsachlich einzurichten
und eine Qualitatssicherung und
-berichterstattung gemar des LRV einzufithren
(Jahresbericht 2006, Tzn. 353 bis 354; Ergeb-
nisbericht 2007, S. 35; Ergebnisbericht 2010,
S. 60; Jahresbericht 2012, Tzn. 346 bis 347).

Von der Behorde fur Arbeit, Soziales, Familie
und Integration (BASFI) wurde hierflr eine Ar-
beitsgruppe ,Qualitat® aus Vertreterinnen und
Vertretern der Kita-Verbéande, des Landesel-
ternausschusses Kindertagesbetreuung sowie
der Behorde eingesetzt, die ein Eckpunktepa-
pier zur Qualitatssicherung und -entwicklung in
den Hamburger Tageseinrichtungen erarbeiten
sollte. Nach Mitteilung der BASFI haben sich
die Mitglieder dieser Arbeitsgruppe im Januar
2013 auf Eckpunkte zur externen Qualitatssi-
cherung und -entwicklung verstandigt. Das
skizzierte Verfahren sehe eine externe Evalua-
tion der Arbeit aller Hamburger Kindertages-
einrichtungen und deren Trager vor, die in ei-
nem mindestens vierjahrigen Abstand wieder-
holt wird. Die Evaluation soll von fachlich aus-
gewiesenen Instituten und Organisationen
durchgefuhrt werden, die rechtlich und organi-
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satorisch unabhangig von den Dachverbanden
der Kita-Trager sind.

Die kita- und tragerspezifischen Ergebnisse
sollen in geeigneter Form verdffentlicht wer-
den. Auf Landesebene sollen die Ergebnisse
in eine Berichterstattung zur Qualitatsentwick-
lung in der Kindertagesbetreuung einflieBen.
Dariiber hinaus habe sich die Arbeitsgruppe
darauf verstandigt, ein Verfahren zu entwi-
ckeln, welches sicherstellen soll, dass elterli-
che Beschwerden im Zusammenspiel von Kita,
Tragern, Elternvertretungen und Fachbehérde
einheitlich bearbeitet werden. Die Arbeiten
sind nach der Mitteilung der BASFI aufge-
nommen worden.

Jugendhilfe-Inspektion

Der Rechnungshof hat gefordert, im Rahmen
der behdrdlichen Gesamtverantwortung fir die
Jugendhilfe auch bei freien Tragern den Um-
fang und die Qualitat der Hilfe zur Erziehung
und des Personaleinsatzes durch anlassunab-
hangige Kontrollen zu Uberprifen und hierfir
ein von der Behotrde gesteuertes Berichts- und
Controlling-Verfahren zu installieren (Jahres-
bericht 2004, Tzn. 437 bis 438; Ergebnisbe-
richt 2007, S. 31; Jahresbericht 2010, Tzn. 211
bis 212).

Obwohl die BASFI zugesagt hatte, eine Uber-
prufung staatlicher Leistungen fir Empfanger
von Jugendhilfeleistungen uneingeschrankt si-
cherstellen zu wollen, hat sie 2009 die Auffas-
sung vertreten, dass sie nur tUber anlassbezo-
gene Kontrollbefugnisse verflige. Eine Prifung
von Qualitdt und Quantitat des von den Leis-
tungserbringern eingesetzten Personals sei
ausschlie3lich im Zusammenhang mit der Er-
bringung der Leistung im jeweiligen Einzelfall
moglich. Die notwendigen Erkenntnisse Uber
die Leistungsqualitat der Leistungsanbieter er-
halte die Fachbehorde Uber das Berichtswe-
sen zur Qualitatsentwicklung. Nach Erhe-
bungs- und Auswertungsphasen sollen 2013
sieben bezirkliche Qualitatsentwicklungsbe-
richte und hieraus ein Ubergreifender Landes-
bericht erstellt werden.

2012 hat die BASFI beschlossen, eine Ju-
gendhilfe-Inspektion einzurichten, deren prima-
res Ziel das frihzeitige Aufspiren von verbor-
genen Geféahrdungen fir die Entwicklung von
Minderjéhrigen in den Abteilungen der Allge-



meinen Sozialen Dienste sein soll. Dazu sollen
die Einhaltung fachlicher Regeln Uberprift,
Scheinsicherheiten aufgedeckt und die Verfah-
renssicherheit erhoht werden. Nach Mitteilung
der BASFI ist die Jugendhilfe-Inspektion mit al-
len Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern seit dem
1. Marz 2013 besetzt. Sie erarbeite zurzeit die
Operationalisierung eines Priifungsansatzes,
der im April dem ASD-Harburg vorgestellt wer-
den soll. Parallel dazu sei eine wissenschaftli-
che Begleitung der Jugendhilfe-Inspektion

durch ein Hochschulinstitut vorgesehen, um
gualitative Methoden und Instrumente zur Er-
fassung und Messung der Qualitat der Sozial-
arbeit in der offentlichen Verwaltung zu erar-
beiten.

Eine anlassunabhéngige Kontrolle der von
freien Tragern geleisteten Jungendhilfeleistun-
gen (insbesondere bei Hilfen zur Erziehung)
ist jedoch weiterhin nicht vorgesehen.

Ressourceneinsatz in Gesamtschulen

(Behorde fur Schule und Berufsbildung)

Der Rechnungshof hat gefordert,

— die Vertretungsressourcen am tatsachli-
chen Bedarf auszurichten,

- eine Ubertragung von Ausgabenresten auf
nachfolgende Haushaltsjahre auf ein not-
wendiges Mal3 zu beschrénken,

— die Ubertragung von Personalmitteln in
den Selbstbewirtschaftungsfonds nur zur
Vermeidung von Unterrichtsausfall zuzu-
lassen,

— die eingesetzte Lehrerkapazitat aus den
Vertretungsstunden nach dem Lehrerar-
beitszeitmodell nachzuweisen, die Faktori-
sierung dieser Vertretungsstunden kritisch
zu Uberprifen sowie

— diese Ressourcen
auszuschopfen.

zweckentsprechend

AuRerdem wurde eine pauschalierte Ressour-
cenzuweisung fur Blinde und Sehbehinderte
an eine Gesamtschule beanstandet und gefor-
dert, dass die Ressourcen schilerzahlabhén-
gig und unter Bericksichtigung vergleichbarer
Bedarfsparameter bereitgestellt werden mius-
sen. (Jahresbericht 2010, Tzn. 172 bis 197).

Der Senat hat den Feststellungen des Rech-
nungshofs Uberwiegend zugestimmit.

— Seit November 2012 wird der Unterrichts-
ausfall in allen Schulen wdchentlich er-
fasst. Die Daten bilden eine Grundlage fir
die Analyse der Grunde fir den Unter-
richtsausfall. Die Evaluierung der Organi-
sation des Vertretungsunterrichts wurde
bis zur Implementierung einer einheitlichen
Schulmanagementsoftware ausgesetzt,
die jetzt zum Ende des Schuljahres
2013/2014 erfolgen soll.

— In diesem Zusammenhang sollen auch die
Faktorisierung von Vertretungsstunden Kkri-
tisch hinterfragt und Madglichkeiten zum
Nachweis der zweckentsprechenden Ver-
wendung geprtft werden.

— Im Rahmen der Uberpriifung der Ressour-
cenzuweisung fir sonderpadagogische
Forderung wurde entschieden, die pau-
schalierte Zuweisung fir die genannte
Schule sukzessive abzubauen. In den
Schuljahren 2011/2012 und 2012/2013 er-
folgte eine Reduzierung um jeweils zwei
Stellen. Ab dem Schuljahr 2013/2014 greift
eine schilerbezogene Ressourcenzuwei-
sung, die sich am Bedarf des Bildungs-
zentrums fur Blinde und Sehbehinderte
orientiert.

Fachleistungsstunden in der Jugendhilfe
(Behorde fur Arbeit, Soziales, Familie und Integration / Finanzbehdrde / Bezirksamter)

Der Rechnungshof hat bei der Hilfeplanung
und Abrechnung von Fachleistungsstunden in
der ambulanten Jugendhilfe gefordert,

— die durch den Allgemeinen Sozialen Dienst
der Bezirksamter (ASD) vorgenommene
Auswahl der Leistungstrager starker an
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den Zielen und Inhalten der Leistungsver-
einbarung zu orientieren,

— bei der Kalkulation der Fachleistungsstun-
den durch die Vertragskommission eine
hdhere Auslastungsquote festzulegen,



— bei der Planung ambulanter Erziehungshil-
fen die Anzahl der unmittelbar personen-
bezogenen Leistungen mit den Tragern zu
vereinbaren und diese Leistungen doku-
mentieren zu lassen,

— die Wirtschaftlichkeit dadurch zu erhéhen,
dass weniger anspruchsvolle Anteile der
Hilfe nicht durch sozialpadagogische
Fachkréfte, sondern durch kostengiinstige-
res Personal geleistet werden,

— den innerbehdrdlichen ,Kontrakt zur Steu-
erung der Hilfen zur Erziehung“ (HzE-
Kontrakt) weiterzuentwickeln und durch
geeignetere Zielsetzungen und Kennzah-
len zu konkretisieren und

— Haushaltsmittel zukinftig in erster Linie
bedarfsorientiert anhand der Prognose der
Jahreskosten aus dem Fallzahl- und Fi-
nanzcontrolling zu veranschlagen und
hierdurch nachtragliche Mittelanforderun-
gen zu vermeiden sowie den erforderli-
chen Personalbedarf des ASD der Be-
zirksdmter zeitnah durch ein Personalbe-
messungssystem zu klaren (Jahresbericht
2010, Tzn. 198 bis 232).

Der Senat hat den Feststellungen des Rech-
nungshofs im Wesentlichen zugestimmt und
die Forderungen teilweise umgesetzt.

Die Behorde flr Arbeit, Soziales, Familie und
Integration (BASFI) hat

— die Angebotsverwaltung in das zum
21. Mai 2012 eingefuhrte Fachverfahren
JUS-IT Uberfuhrt. Damit ist nach Mitteilung
der BASFI eine gezielte IT-gestitzte Su-
che geeigneter Trager moglich. Die Ange-
botsberatung habe jedoch weiterhin eine

Die

fur die Tragerauswahl entscheidende
Funktion;

bei der Kalkulation der Fachleistungsstun-
den die Auslastungsquote seit April 2010
auf 97 % erhoht (Beschluss der Vertrags-
kommission) und

es unter Hinweis auf die Individualitat der
Hilfeplanung sowie die tragerinterne Do-
kumentation abgelehnt, den Anteil unmit-
telbar personenbezogener Leistungen re-
gelhaft zwischen Trager und ASD vertrag-
lich zu vereinbaren und zu dokumentieren.

BASFI hat zugesagt, dass

wirksame und kostenbewusste Alternati-
ven bzw. Kombinationsangebote aus Ju-
gendhilfe und alltagspraktischer Hilfe im
Rahmen des Ausbaus der sozialrdumli-
chen Angebote (SHA) angeboten werden
sollen,

die Umsteuerung der Aufgaben und Ziele,
die Weiterentwicklung des HzE-Kontrakts
und der notwendige Ausbau des Control-
lings im Zuge der Umsetzung von JUS-IT
und der Entwicklung der SHA erfolgen so-
wie

kunftigen Veranschlagungen aktualisierte
Controlling-Ergebnisse, Fallzahl- und Fall-
kostenprognosen zugrunde gelegt werden
und bis Ende 2014 eine Personalbedarfs-
bemessung durchgefiihrt wird. Hierzu ist
eine Arbeitsgruppe der BASFI unter Betei-
ligung der Bezirksdmter und der Finanz-
behérde unter Federfuhrung des fir Ju-
gendhilfe  federfuhrenden Bezirksamts
Wandsbek eingerichtet worden, die ein
Personalbemessungssystem erarbeiten
soll.

Lehrerkapazitét fur unterrichtliche Aufgaben

(Behorde fur Schule und Berufsbildung)

Der Rechnungshof hat gefordert,

— die Erteilung des Unterrichts nach Stun-
dentafeln bei allen Schilerinnen und Schu-
lern durch Zuweisung entsprechender
Grundstunden an die Schulen zu gewahr-
leisten,

— den Nachweis uber die Verwendung der
Lehrerkapazitdt zu verbessern, zentrale
Vorgaben fir die Personaleinsatzplanung
zu entwickeln und entsprechende Hand-
lungsanweisungen zu erlassen sowie den
Zuweisungsrahmen fur Funktionszeiten
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kinftig nicht zulasten von Unterrichtszeiten
zu Uberschreiten,

das Steuerungsinstrumentarium zu opti-
mieren, indem u.a. ein kennzahlenge-
stutztes Berichtswesen zur Unterrichtsver-
sorgung aufgebaut wird, und die Organisa-
tion des Vertretungsunterrichts zu evaluie-
ren,

die Bedarfsgrundlagen der Gymnasien an
die glltigen Stundentafeln anzupassen,
mdogliche Stelleneinsparungen zu realisie-
ren und die Buirgerschaft frihzeitig Uber
Veranderungen der Bedarfsgrundlagen zu



informieren (Jahresbericht 2011, Tzn. 235
bis 255).

Der Senat folgt den Feststellungen und Forde-
rungen und sagt die Umsetzung weitgehend
zu.

— Die Grundstundenerteilung werde kinftig
in die regelmé&Rigen Berichtspflichten der
Schulen aufgenommen und von der
Schulaufsicht Gberwacht.

— Die Behorde fir Schule und Berufshildung
werde die Mangel bei den Auswertungs-
moglichkeiten durch ein kennzahlenge-
stutztes Berichtswesen Uber die Gewahr-
leistung der Unterrichtsversorgung behe-
ben. Durch zentrale Vorgaben insbesonde-
re zur Vermeidung von Uberschreitungen
der Funktionszeiten innerhalb des Zuwei-
sungsrahmens zulasten von Unterrichts-
zeiten soll die Personaleinsatzplanung
verbessert werden.

Mit der Einflihrung einer neuen Schulver-
waltungssoftware, die in der zweiten Halfte
des Schuljahres 2013/2014 erfolgen soll,
werde ein kennzahlengestitztes Berichts-
wesen zur Optimierung des Einsatzes der
Lehrerressourcen geschaffen.

Seit November 2012 wird der Unterrichts-
ausfall in allen Schulen wéchentlich er-
fasst. Die Daten sollen eine Grundlage fir
die Analyse der Griinde fir den Unter-
richtsausfall bilden. Die Organisation des
Vertretungsunterrichts soll im Schuljahr
2013/2014 evaluiert werden.

Die Grundstunden der Gymnasien wurden
im Haushaltsplan 2011/2012 an die aktuel-
le Stundentafel angepasst. Es werden elf
Stellen im Kapitel 3120 (Gymnasien) ein-
gespart.

Stationé&re Hilfen zur Erziehung

(Behorde fur Arbeit, Soziales, Familie und Integration / Finanzbehdérde / Bezirksamter)

Der Rechnungshof hat gefordert,

— bei Aufstellung des Hilfeplans als zentra-
lem Instrument bei der Gewéahrung von Hil-
fen zur Erziehung die gesetzlichen Vorga-
ben und einschlagigen Hamburger Vor-
schriften zu beachten,

— die Ziele in den Hilfeplanen in konkrete
Handlungsziele zu unterteilen, die Uber-
prifung der Zielerreichung der Hilfepla-
nung zu dokumentieren und die festgeleg-
ten Uberpriifungszeitraume einzuhalten,

— die Entscheidung Uber die geeignete Hilfe-
art ausreichend zu dokumentieren und
auch die Auswahl eines bestimmten Tra-
gers bzw. einer Unterbringungsform trans-
parent vorzunehmen,

— die Zusammenarbeit mit den freien Tra-
gern auszubauen und die Trager starker in
die Vorbereitung der Hilfeplangesprache
einzubeziehen,

— auf bedarfsgerechte Kapazitaten stationa-
rer Angebote in Hamburg hinzuwirken,

— das Controllingverfahren schnellstmdéglich
auf eine valide Basis zu stellen, damit be-
lastbare Aussagen zu den Kosten einer
auswartigen sowie Hamburger Unterbrin-
gung und Kostenvergleiche ermaglicht
werden (Jahresbericht 2011, Tzn. 256 bis
279).
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Der Senat hat den Feststellungen des Rech-
nungshofs zugestimmt und die Forderungen
teilweise umgesetzt:

Das neue Fachverfahren JUS-IT wurde
zum 21. Mai 2012 eingefiihrt. Die Vorga-
ben zur Hilfeplanung und -durchfiihrung
wurden in dem Fachverfahren umgesetzt.
Die Kritikpunkte sind noch nicht in allen
Bezirken vollstandig behoben.

Fur eine qualifizierte Auswertung des Hil-
feverlaufs sollen zukiinftig Hilfeziele im
System im Kontext einer verflugten (finan-
ziellen) Hilfe konkret definiert und auf einer
funfstufigen Skala bewertet werden.

Nach Angabe der Behdrde fur Arbeit, So-
Ziales Familie und Integration (BASFI)
kénnen Angebote in JUS-IT anhand ver-
schiedener Kriterien gefiltert werden.
Gleichwohl habe die Angebotsberatung
weiterhin eine flr die Tragerauswahl ent-
scheidende Funktion.

Uber die Zusage der BASFI, sich in den
Verhandlungen mit den Verbands- und
Tragervertretern fir die Nutzung eines
schriftlich dokumentierten Vorbereitungs-
gesprachs einzusetzen, ist bislang keine
Einigung erzielt worden. Die Bezirksamter
winschen eine starkere Vereinheitlichung
der Tréagervorlagen zu den Hilfeplange-



sprachen. Auch insoweit fehlt es bisher an
einer Einigung mit den Tragern.

Zur Reduzierung der Zahl von Minderjahri-
gen, die auBerhalb Hamburgs unterge-
bracht werden, wurden im Zeitraum
1. Januar 2009 bis 9. Mai 2012 insgesamt
541 zusatzliche stationdre Platze in Ham-
burg geschaffen, davon 312 in Heimerzie-

hung oder in einer sonstigen betreuten
Wohnform.

Erste Auswertungen aus JUS-IT zu den
Kosten der Unterbringung wurden der
Burgerschaft mit der Burgerschafts-
drucksache 20/6394 vom 11. Januar 2013
vorgelegt.

Beratungsdienste fur junge Menschen und ihre Familien
(Behorde fur Arbeit, Soziales, Familie und Integration / Finanzbehérde / Bezirksamter)

Der Rechnungshof hat gefordert,

ein Gesamtkonzept fir die Erziehungsbe-
ratung durch die freien Trager und die be-
zirklichen Erziehungsberatungsstellen un-
ter Gewabhrleistung eines niedrigschwelli-
gen Zugangs zu erstellen,

die Erziehungsberatung in alle laufenden
Prozesse zur Weiterentwicklung der Ju-
gendhilfe einzubeziehen sowie

das Controlling und das Berichtswesen zu
verbessern, sodass Méangel in der Qualitat
der Leistungen erkannt und abgestellt
werden konnen (Jahresbericht 2011, Tzn.
280 his 304).

Der Senat hat die Feststellungen des Rech-
nungshofs als zutreffend bewertet.

Die behordeninterne Abstimmung des
Konzepts zur Neustrukturierung der Erzie-
hungsberatung ist inzwischen abgeschlos-
sen.

Vorgesehen ist, dass insbesondere in den
Bezirken mit einer gro3en Anzahl von Ein-
zelfallbewilligungen die Erziehungsbera-
tung bei institutionalisierten Erziehungsbe-
ratungsstellen von freien Tragern zusam-
mengefuhrt werden soll.

Arbeitsformen, Methoden und Umfang der
Hilfen sollen sich an den bundesweit bli-
chen fachlichen Standards fur Erziehungs-
beratung orientieren. Des Weiteren soll ein
niedrigschwelliger Zugang fir die Ratsu-
chenden gewéhrleistet werden.

Elternschulen
(Behorde fur Arbeit, Soziales, Familie und Integration / Finanzbehorde / Bezirksamter)

Der Rechnungshof hat gefordert

ein allgemeingiltiges Handlungskonzept
fur die Arbeit der Elternschulen zu formu-
lieren, aus dem die Bezirksdmter ortliche
Konzepte ableiten kénnen, die auf die je-
weiligen SozialrAume ausgerichtet sind,

das Berichtswesen so zu gestalten, dass
die Behorde gesicherte Aussagen uber die
Erreichung der Zielgruppen und die Ent-
wicklung der Nachfrage treffen kann, so-
wie die Familienbildung zu evaluieren,

fur einen regelmaRigen fachlichen Aus-
tausch der Beteiligten zu sorgen,

sich um einen gemeinsamen Internetauf-
tritt aller Elternschulen zu bemuhen und
dafir zu sorgen, dass alle Elternschulen
Uber E-Mail erreichbar sind und
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die Gebuhrengestaltung zu tberprifen und
Zu erwagen, die Gebuhrensatze anzupas-
sen (Jahresbericht 2011, Tzn. 305 bis
316).

Der Senat hat den Feststellungen des Rech-
nungshofs zugestimmt.

Die Behorde fur Arbeit, Soziales, Familie und
Integration (BASFI) hat

im November 2012 ein Handlungskonzept
fur die Hamburger Elternschulen verof-
fentlicht,

zugesagt, erstmals im Jahr 2013 Ergeb-
nisse eines neugestalteten Berichtswe-
sens bewerten zu kénnen und eine Evalu-
ation der Familienbildung vorzunehmen,

einen Fachtag mit Vertretungen von El-
ternschulen, Bezirksdmtern und der Be-
horde durchgefiihrt und Standards zum



regelmaRigen fachlichen Austausch ver-
einbart,

die Angaben zu den Elternschulen auf den
Internet-Seiten der Behdrden aktualisiert
sowie

mit Zustimmung der Finanzbehodrde eine
Umstellung von Gebuihren auf pauschalier-
te Kostenbeitrage zum Januar 2014 vor-
gesehen und sich mit den bezirklichen

Fachabteilungen darauf geeinigt, die Héhe
der pauschalierten Kostenbeitrage zu-
nachst entsprechend der derzeitigen Ge-
biihrenhdhe bestehen zu lassen, um nicht
das Wegbrechen wichtiger Zielgruppen zu
riskieren. Die Definitionen fir die einzelnen
Leistungen sollen bei den zukunftigen Kos-
tenbeitrdgen prazisiert und die Beitragsho-
he und -gestaltung regelméfig alle drei bis
funf Jahre Gberpruft werden.

Weiterentwicklung in der Kindertagesbetreuung

(Behorde fur Arbeit, Soziales, Familie und Integration)

Der Rechnungshof hat gefordert,

Entgeltsteigerungen, die zum Zeitpunkt der
Planaufstellung dem Grunde nach festste-
hen und zuverlassig einschéatzbar sind, ti-
telgerecht zu veranschlagen,

die Qualitat des jahrlichen Abschlussbe-
richts der Kindertagesbetreuung zu ver-
bessern, damit dieser seinen Zweck als
Instrument zur umfassenden Analyse im
Rahmen eines regelhaften jahrlichen Con-
trollingprozesses erfillen kann,

die Mittel beim Kapitel 4500 ,Kindertages-
betreuung® zukinftig bedarfsorientiert zu
veranschlagen sowie

in Verhandlungen (ber den Landesrah-
menvertrag Kinderbetreuung in Tagesein-
richtungen (LRV) die bisher bestehende
Madglichkeit der Kita-Trager, die festgeleg-
ten Personalschliissel dauerhaft zu unter-
schreiten, auszurdumen, die vertraglichen
Grundlagen so anzupassen, dass Ab-
schlagszahlungen nicht mehr im Vormonat
sondern zur Mitte des laufenden Monats
erfolgen und die Ausschlussfrist, innerhalb
derer Kita-Gutscheine fur das abgelaufene
Jahr nachgereicht werden kénnen, zu ver-

kirzen (Jahresbericht 2012, Tzn. 345 bis
373).

Der Senat hat den Feststellungen des Rech-
nungshofs zugestimmt und die Forderungen
teilweise umgesetzt.

Grundsatzlich werde zukinftig fur Entgelt-
steigerungen in der Veranschlagung durch
die Fachbehdrden dezentral Vorsorge ge-
troffen.

Die Anregungen fir die Auswertungen und
die Inhalte des Abschlussberichts fur das
abgelaufene Geschaftsjahr sollen zukinf-
tig beriicksichtigt werden.

Die Anforderungen an eine qualifizierte
Veranschlagung sollen kiinftig bei den
Haushaltsplanaufstellungen beachtet wer-
den.

Da die Kita-Anbieter nicht bereit sind, ent-
sprechende Anderungen im laufenden
LRV vorzunehmen, sollen die weiteren
Forderungen des Rechnungshofs im
Rahmen der Verhandlungen uber einen
Anschlusslandesrahmenvertrag an den bis
zum 31. Dezember 2014 gultigen LRV von
der zusténdigen Behorde erneut einge-
bracht werden, um entsprechende Verein-
barungen zu erreichen.

Ressourceneinsatz in Berufsschulen
(Behorde fur Schule und Berufshildung)

Der Rechnungshof hat gefordert,

zu prufen, ob die Mehrbedarfe fir die ge-
blockte Form der Unterrichtserteilung und
die Differenzierungen bei den Berech-
nungsgrundlagen zwischen kaufméanni-
schen und gewerblich-technischen Berufs-
gruppen weiterhin gerechtfertigt sind,
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auf den Ausgleich der Uberhange und
Fehlbedarfe an Lehrkraften an einzelnen
Schulen konsequenter hinzuwirken, die
Funktionszeiten nur in der vorgesehenen
Hohe aufzuwenden, den Umfang der Fort-
bildungsverpflichtung auf seine Angemes-
senheit zu Uberprufen, dies zu dokumen-
tieren und zu Uberwachen sowie die Ver-



wendung der Vertretungskapazitat sicher-
zustellen und ebenfalls zu dokumentieren,

— die Grundstunden vollstandig zu erteilen,
einen Dialog Uber die Reduzierung be-
trieblicher Wiinsche zu ertffnen, um einen
ressourcenschonenderen  Einsatz  von
Lehrkréften zu ermdglichen, sowie die An-
zahl der Ausbildungsberufe, insbesondere
im Einzelhandel, zu reduzieren,

— die im Schuljahresverlauf nicht konstanten
Schuilerzahlen, die dadurch entstehen,
dass Jugendliche ihre Ausbildung verkir-
zen oder abbrechen, bei der Ressourcen-
zuweisung zu bericksichtigen,

— die Ziel- und Leistungsvereinbarungen
stringenter auf ihre Steuerungs- und Wir-
kungsrelevanz auszurichten und einen ak-
tuellen Schulentwicklungsplan fiir die be-
ruflichen Schulen aufzustellen (Jahresbe-
richt 2012, Tzn. 497 bis 520).

Der Senat hat die Feststellungen des Rech-
nungshofs anerkannt und zugesagt, alle For-
derungen umzusetzen.

— Die Prufung durch die Behorde hat erge-
ben, dass verschiedene Formen der Unter-
richtserteilung die Bereitstellung von Aus-
bildungsplatzen beglnstigen. Eine Kir-
zung von Teilungsstunden im kaufmé&nni-
schen Bereich ist aus Sicht des Senats
nicht verantwortbar, weil durch die Einfuh-
rung von handlungsorientiertem Unterricht
in Verbindung mit den Lernblros auch in

kaufmannischen Schulen Teilungsunter-
richt notwendig ist.

— Die Behorde erarbeitet ein Konzept zum
Ausgleich der Disparitaten von Schulen mit
unterschiedlichen Versorgungsgraden. Die
Einhaltung der Funktionszeiten und die
Verwendung der Fortbildungsbedarfe so-
wie der Vertretungskapazitat werde Uber-
wacht und dokumentiert.

— Die Grundstunden werden nach Angabe
der Behdrde vollstandig erteilt und es wer-
den Gesprache im Kuratorium und mit den
Betrieben geflihrt, um die betriebliche An-
wesenheit der Auszubildenden in den Be-
trieben auf ein fur die Schulen wirtschaftli-
ches Mal3 zu reduzieren. Im Zuge der Um-
setzung der Schulentwicklungsplanung
werde Uberprift, ob die Anzahl der Ausbil-
dungsberufe, insbesondere der ham-
burgspezifischen Ausnahmen im Einzel-
handel reduziert werden kénnen.

— Die frei werdenden Lehrerkapazitéaten, die
durch Jugendliche entstehen, die ihre
Ausbildung vorzeitig beenden oder abbre-
chen, sollen zukinftig zielgerichtet zur Re-
duzierung von Abbrecherquoten eingesetzt
werden.

— Um die Ziel- und Leistungsvereinbarungen
stringenter auf ihre Steuerungs- und Wir-
kungsrelevanz auszurichten sowie flr die
Schulentwicklungsplanung wurden ent-
sprechende Projektgruppen eingerichtet.

Schulen in freier Tragerschaft
(Behorde fur Schule und Berufshildung)

Der Rechnungshof hat gefordert,

— Instrumente fur die Privatschulaufsicht zu
entwickeln und zu nutzen, die eine syste-
matische Beurteilung der Gleichwertigkeit
und der Qualitdt des Unterrichts an Er-
satzschulen ermdglichen,

— die Einbeziehung von Sonderbedarfen in
die Finanzhilfe auf ein notwendiges Malf3
zu begrenzen und Sonderbedarfe nur auf
Nachweis (also schillerbezogen) anzuer-
kennen,

— zu prifen, ob die immobilienbezogene
Forderung in der Finanzhilfe gegebenen-
falls durch eine Gesetzesanderung geson-
dert geregelt werden kann,
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— die Informationslage der Blrgerschaft Gber
die Forderung der Ersatzschultrager im
Immobilienbereich zu verbessern.

Er hat angeregt, die fur die Berechnung der
Finanzhilfe relevanten Haushaltszahlen im
Rahmen von Ergénzungsdrucksachen &ndern
zu lassen und das Hamburgische Gesetz tiber
Schulen in freier Tragerschaft (HmbSfTG) auf
die Situation des Doppelhaushalts anzupassen
(Jahresbericht 2012, Tzn. 521 bis 549).

Der Senat hat die Forderungen des Rech-
nungshofs teilweise umgesetzt.

— Er verweist auf die im Grundgesetz veran-
kerte Privatschulfreiheit. ~Schulaufsicht-
liches Handeln beschrénke sich auf die
Einhaltung der Genehmigungsvorausset-
zungen. Dennoch will die zustandige Be-
horde verstarkt auf die Durchsetzung der



bestehenden Teilnahmepflicht aller Er-
satzschulen an den Lernstanderhebungen
hinwirken.

Den Gedanken der schilerbezogenen
Ressourcenzuweisung bei der Finanzhilfe
hat der Senat bei der inklusiven Bildung
aufgenommen. Die Ersatzschulen erhalten
fur Inklusion zukinftig eine schiler-
bezogene und keine systemische Res-
sourcenzuweisung (Bulrgerschaftsdrucksa-
che 20/3641 vom 27. Méarz 2012).

Mit der Begriindung, dass es bisher noch
keine langeren Jahresreihen eines nach
kaufmannischen Grundséatzen abgerech-
neten Schulbaus gibt, aus denen sich der
durchschnittliche Vermdgensverzehr fur
diesen Zweck ableiten lieBe (und somit die

Kosten fir die Beseitigung des Sanie-
rungsstaus an offentlichen Schulen her-
ausgerechnet waren), will die zustandige
Behorde an der kalkulatorischen Miete in
der Finanzhilfe festhalten.

Der Senat hat zugesagt, bei kinftigen
Grundstlicksliiberlassungen  oder  Nut-
zungsrechten zu prufen, wie diese bei der
Finanzhilfe systematisch berucksichtigt
und auch gegeniber der Birgerschaft
dargestellt werden kénnen.

Die Anregung hinsichtlich einer Anpassung
des HmbSITG in Bezug auf den Umgang
mit Doppelhaushalten soll bei der néchs-
ten Novellierung des Gesetzes beriicksich-
tigt werden.
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3. Soziales und Integration

Ambulantisierungsprogramm in der Eingliederungshilfe
(Behorde fur Arbeit, Soziales, Familie und Integration)

Der Rechnungshof hat fiir die Fortfiihrung des
Umwandlungsprozesses stationarer Platze in
ambulante Betreuungsformen der Eingliede-
rungshilfe gefordert,

— zumindest fur kinftige Umwandlungsfélle
Daten Uber die Verdnderung der Lebens-
qualitat infolge veranderter Leistungsge-
wahrung fiir eine Erfolgskontrolle zu erhe-
ben,

— von den Leistungsanbietern den erreichten
Umwandlungsstand hinsichtlich der Fall-
und Platzzahlen nachweisen zu lassen
und ein entsprechendes Berichtswesen flr
die noch beabsichtigten Umwandlungsfélle
einzurichten,

— kunftig ein Controlling hinsichtlich der fi-
nanziellen Ergebnisse des Ambulantisie-
rungsprogramms einzurichten und die
Burgerschaft Uber die Ausgabenentwick-
lung ausreichend zu informieren sowie

— darzulegen, wie dem Anstieg der Ausga-
ben in der Eingliederungshilfe kiinftig ent-
gegengewirkt werden soll, und Hilfen auf
Wirksamkeit und Wirtschaftlichkeit hin zu
analysieren (Jahresbericht 2010, Tzn. 233
bis 252).

Der Senat hat seine Absicht bekundet, die fir
die Eingliederungshilfe zur Verfigung stehen-
den Mittel effektiv und effizient zu verwenden.

Die Behorde hat erklart:

— Die Leistungsqualitat der Anbieter werde
regelhaft abgefragt und erfasst. Dartber
hinaus werde derzeit die Ambulantisierung
in Hamburg evaluiert. Die Ergebnisse aus
den Befragungen von Nutzern und Tréger-
vertretern sollen Ende 2013 vorliegen.

— Es koénnten nur Zahlen zu den insgesamt
ambulant betreuten Leistungsempfangern
geliefert werden. Darin seien jedoch u. a.
auch Neuzugénge enthalten. Die Angabe
der Anzahl umgewandelter Félle bediirfe
einer sehr aufwendigen Sonderauswer-
tung.

— Es werde ein regelhaftes Controlling der
Fallzahl- und Ausgabenentwicklung statio-
narer und ambulanter Leistungen durchge-
fuhrt. Damit sei die Inanspruchnahme der
verschiedenen Leistungen nur insgesamt,
also einschlie3lich der Neuzugénge, nach-
vollziehbar. Eine gesonderte Auswertung
des finanziellen Ergebnisses des Ambu-
lantisierungsprogramms sei dagegen nicht
maglich.

— Die Eingliederungshilfe solle auf Basis des
Beschlusses der Vertragskommission der
Freien und Hansestadt Hamburg vom
19. November 2012 dahingehend weiter-
entwickelt werden, dass die Hilfen perso-
nenzentriert, sozialrdumlich organisiert und
an individuellen Bedarfen ausgerichtet so-
wie die Leistungs- und Vergitungsstruktu-
ren im Hinblick auf die Wirtschaftlichkeit
der Hilfen verbessert wirden.

Vergutungen und Qualitatssicherung in stationdren Wohngruppen fur behin-

derte Menschen

(Behorde fur Arbeit, Soziales, Familie und Integration)

Fur stationdre Hilfen an behinderte Menschen
hat die Behoérde eine Vielzahl von Vergitungs-
vereinbarungen nach § 75 Absatz 3 Satz 2
Sozialgesetzbuch Zwolftes Buch
— Sozialhilfe — mit nichtstaatlichen Einrichtun-
gen und Diensten geschlossen. Der Rech-
nungshof hat dazu gefordert,
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— bestehende  Vergutungsvereinbarungen
auf ihre Wirtschaftlichkeit hin zu Gberpri-
fen,

— Qualitatssicherungsberichte grundséatzlich
und insbesondere im Hinblick auf die Er-
gebnisqualitat zu Uberprifen, eine einheit-
liche Erhebungsmethodik zu entwickeln
und fir ein nachprifbares Qualitatsurteil



Fragen zu konkretisieren sowie Beurtei-
lungsmal3stabe festzulegen und

das Verwaltungsverfahren zu verbessern,
dabei Pflichtverletzungen von Anbietern
abzustellen und die zeitgerechte Bearbei-
tung vorgelegter Berichte sowie deren tat-
séchliche inhaltliche Uberpriifung zu ge-
wahrleisten (Jahresbericht 2010, Tzn. 253
bis 268).

Der Senat hat den Forderungen zugestimmt.

Die Behorde hat erklart:

Mit einer Musterleistungsvereinbarung sol-
len kinftig Qualitatsstandards und Vergu-
tungsregelungen unter Beachtung der
Wirtschaftlichkeit neu geregelt werden.
Diese liege jedoch bislang noch nicht vor.
Fur Neuvereinbarungen werde der von der

Behorde vorgelegte Entwurf einer Leis-
tungsvereinbarung verwendet.

Es sei eine statistische Auswertung der
Qualitatssicherungsberichte vorgenommen
worden, die insbesondere Mangel bei der
Berichterstattung Uber Zielzahlen sowie
bei Angaben Uber MaBRnhahmen der Klien-
tenzufriedenheit ergeben habe. Die zur
Erarbeitung einer Neuregelung Uber die
Berichterstattung zur Qualitatssicherung
durch die Vertragskommission eingesetzte
Arbeitsgruppe solle bis zum 30. Juni 2013
Ergebnisse liefern, Uber die die Vertrags-
kommission nachfolgend beschlieRen wol-
le.

Die bestehende Dienstanweisung zur Pru-
fung der Qualitatssicherungsberichte sei
zum 1. Marz 2011 konkretisiert worden.

Uberwachung und Einziehung von Darlehen nach dem SGB I

(Behorde fur Arbeit, Soziales, Familie und Integration)

Der Rechnungshof hat gefordert,

die Verhandlungen mit der Bundesagentur
fur Arbeit (BA) hinsichtlich der Anderung
der Buchungssystematik zu intensivieren
und nicht nur auf eine getrennte Buchung
von Einnahmen und Ausgaben, sondern
auch auf eine getrennte Buchung von Bei-
hilfen und Darlehen hinzuwirken,

eine Gesetzesanderung herbeizufiihren,
damit eine dem Sozialgesetzbuch Zwdlftes
Buch — Sozialhilfe — (SGB Xll) entspre-
chende Regelung zur Aufrechnung von
Darlehensforderungen auch fir Leistungs-
berechtigte nach dem Sozialgesetzbuch
Zweites Buch — Grundsicherung fir Arbeit-
suchende — (SGB Il) geschaffen wird,

die Fachlichen Vorgaben zur Bewilligung
von Darlehen zur Sicherung der Unterkunft
gesetzeskonform zu gestalten sowie

ein Controlling fur die Einnahmeerhebung
kommunaler Forderungen durch Jobcenter
team.arbeit.hamburg einzurichten (Jahres-
bericht 2010, Tzn. 269 bis 282).

Der Senat hat den Forderungen zugestimmt
und sich auch auf Bund/L&nder-Ebene fir eine
Umsetzung eingesetzt.

Mit  Einrichtung neuer Konten zum
1. Januar 2011 hat die BA begonnen, Dar-
lehen und Beihilfen sowie Einnahmen und
Ausgaben getrennt zu buchen. Im Bereich
Einnahmen und Ausgaben erfolgt die ge-
trennte Verbuchung noch nicht einwand-
frei.

Durch Einfigung des § 42a in das SGB I
ist seit 1. April 2011 die Aufrechnung von
Darlehen fuir Mietschulden auch bei Leis-
tungsberechtigten nach dem SGB Il még-
lich.

Die Behdrde hat das Regelwerk zur Ge-
wahrung und Ruckforderung kommunaler
Darlehen Uberarbeitet und durch eine
Fachanweisung zu 8§ 22 Absatze 6 und 8
SGB Il vom 14. September 2011 auch an
die neue Gesetzeslage angepasst. Das
grundlegende Regelwerk zur Ubernahme
von Mietschulden und zur Uberwindung
vergleichbarer Notlagen nach § 22 SGB |l
hat sie hingegen noch nicht aktualisiert.

Auf der Grundlage der von der BA seit
dem 1. Januar 2011 eingerichteten Konten
soll ein Berichtswesen aufgebaut und ent-
wickelt werden. Dariber hinaus sieht die
Fachanweisung vom 14. September 2011
ein Berichtswesen vor.
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Neues Hilfesystem fur Wohnungslose und 6ffentlich-rechtliche Unterbringung

(Behorde fur Arbeit, Soziales, Familie und Integration / Behdrde fiir Stadtentwicklung und
Umwelt / Finanzbehdrde / Bezirksamter / f & w férdern und wohnen AG6R)

Der Senat hatte 2005 das Hilfesystem der
Wohnungslosenhilfe neu strukturiert und in
den Bezirksamtern Fachstellen fir Wohnungs-
notfalle mit den Aufgabenfeldern ,Wohnungs-
sicherung®, ,Wohnungsvermittlung, ,6ffentlich-
rechtliche Unterbringung® und ,Sozialma-
nagement® eingerichtet, in denen Hilfen zur
Vermeidung und Beendigung von Wohnungs-
losigkeit aus einer Hand angeboten werden
sollen.

Der Rechnungshof hat zur Neuorganisation
der Wohnungslosenhilfe gefordert,

— bisher fehlende Zielvorgaben fur die Auf-
gabe der Wohnungssicherung bei drohen-
den Wohnungsverlusten festzulegen,

— kinftig ein aussagefahiges Finanzcontrol-
ling zu ermoglichen und fir ein Fachcon-
trolling erweiterte Eingabe- und Analyse-
moglichkeiten im Dokumentationssystem
der Fachstellen vorzusehen sowie

— auf eine starkere Verzahnung von Woh-
nungs- und Sozialpolitik hinzuwirken, um
gentgend Wohnraum fir wohnungslose
Menschen zu schaffen (Jahresbericht
2011, Tzn. 317 bis 355).

Zum Aufgabenfeld der o6ffentlich-rechtlichen
Unterbringung hat der Rechnungshof zudem
gefordert,

— zur vollen Inanspruchnahme der Kostener-
stattungen des Bundes die Kostensatze
und Gebiihren fiur 6ffentlich-rechtliche Un-
terbringung so zu bemessen, dass sie den
tatsachlich von einer Person in Anspruch
genommenen Leistungen entsprechen,

— kunftig eine Binnendifferenzierung der Be-
wohner nach besonderen Merkmalen vor-
zunehmen und Kriterien fur die Einzelzim-
mervergabe in Wohnunterkiinften festzu-
legen,

— eine Ursachenanalyse langer Verweildau-
ern in offentlich-rechtlicher Unterbringung
sowie der geringen Vermittlung von Haus-
halten in eigenen Wohnraum durchzufih-
ren und Modelle zur nachhaltigen Integra-
tion in Wohnraum zu entwickeln,

— die Kapazitats- und Standortplanung fur
Wohnunterktinfte auf Basis wirtschaftlicher
Vergleichsberechnungen  durchzufiihren
und

— anstelle der regelmaRigen Einplanung vor-
handener Haushaltsreste bei den Haus-
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haltsveranschlagungen die Mittelanséatze
bedarfsgerecht und transparent einzuwer-
ben (Jahresbericht 2012, Tzn. 463 bis
488).

Der Senat hat den Forderungen zugestimmt.

Die Behorde fur Arbeit, Soziales, Familie und
Integration hat eine Arbeitsgruppe eingesetzt
und ein Gesamtkonzept zur Wohnungslosen-
hilfe vorgelegt, in dem folgende Ansatze vor-
gesehen sind:

— Fuir die Arbeit der Fachstellen sind Ziel-
und Kennzahlen geplant und Ansétze
neuer Wohnformen flr untergebrachte
Menschen entwickelt worden.

— Die Abbildung finanzieller Effekte und die
Mdoglichkeit verbesserter Datenanalysen
der Arbeit der Fachstellen sollen erst mit
Einflhrung der neuen Software JUS-IT
und nach Fertigstellung der Fachanwei-
sung zur Wohnungslosenhilfe mdglich
werden.

— Die Uberpriifung von Kostensatzen und
Gebuhren der 6ffentlich-rechtlichen Unter-
bringung, die Kriterien fir Einzelzimmer-
vergaben sowie die Kapazitats- und
Standortplanung sollen in spateren Ar-
beitspaketen von der Arbeitsgruppe be-
handelt werden.

— Eine Analyse der Vermittlungshemmnisse
offentlich-rechtlich untergebrachter Haus-
halte wurde durch f & w férdern und woh-
nen AOR erstellt. Zudem sollen die Ver-
weildauern durch ein neues EDV-Modul
realistischer erfasst werden.

Die Behorde fur Stadtentwicklung und Umwelt
hat zur Entwicklung des Wohnungsmarkts er-
klart, dass die Bewilligungen von Neubau-
Mietwohnungen mit Mietpreis- und Belegungs-
bindung seit 2011 gesteigert werden konnten.
Diese Wohnungen stiinden jedoch nicht vor-
rangig vordringlich Wohnungssuchenden zur
Verfligung. Neue Instrumente zur Bindung von
bestehendem Wohnraum, wie der Ankauf von
Belegungsbindungen fur Haushalte mit beson-
deren Problemlagen, wirden zudem von Ver-
mietern bisher noch wenig akzeptiert. Bei Kon-
zeptausschreibungen werde standortabhangig
ein Anteil Sozialwohnungen fur vordringlich
Wohnungssuchende gefordert.

Die Haushaltsansatze fir die Durchflihrung der
offentlich-rechtlichen Unterbringung wurden im
Doppelhaushalt 2013/2014 gegenlber frihe-



ren Haushaltsansatzen um tber 4 Mio. Euro
jahrlich erhéht.

Sanierungskonzept fur die Hamburger Arbeit-Beschéaftigungsgesellschaft mbH
(Behorde fur Arbeit, Soziales, Familie und Integration)

Der Rechnungshof hat sich mit dem Sanie-
rungsbedarf fir die Hamburger Arbeit-
Beschaftigungsgesellschaft mbH (HAB) be-
fasst und gefordert,

— die Umsetzung der von der Behérde ermit-
telten Optimierungspotenziale zur Kosten-
reduzierung umgehend einzuleiten,

— angesichts der beabsichtigten Fortfiihrung
der HAB das Konzept des ,Neuen Kernge-
schafts®, die sogenannte ,Stabilisierungs-
phase®, dahingehend zu Uberprifen, ob es
als tragfahiges Zukunftskonzept zur Sanie-
rung der HAB geeignet ist und die ange-
nommenen Entlastungen fir den Haushalt
der Stadt tatsachlich eintreten werden,

— das Sanierungskonzept insgesamt ange-
sichts der zdgerlichen Einleitung von Mal3-
nahmen zur Kostenreduzierung, nicht ge-
klarter Rahmenbedingungen fiir das ,Neue
Kerngeschaft, nicht spezifizierter Ertrags-
prognosen und fehlender valider Daten zu
Uberarbeiten,

— zur Rechtfertigung der Beibehaltung der
Beteiligung geméafll § 65 Absatz 1 Nr. 1
LHO neben der vorgetragenen Begrun-
dung des wichtigen staatlichen Interesses
auch die Grunde, weshalb das ,Neue
Kerngeschaft“ nicht besser und nicht wirt-
schaftlicher auf andere Weise durchgefihrt
werden kann, qualifiziert zu benennen und

— das Zielbild im Zuge der Neustrukturierung
der HAB zu aktualisieren (Jahresbericht
2011, Tzn. 356 bis 382).

Der Senat hatte den Forderungen zugestimmt
und zunachst erklart, dass uber den Fortbe-
stand der HAB nach Abschluss der Evaluation
des Projekts ,Stabilisierungsphase” Ende 2011
mit einer Senatsdrucksache zu Beginn des
Jahres 2012 entschieden werde. Erst dann
kénne deren Erfolg beurteilt werden. Aul3er-
dem hatte die bis zum Frihjahr 2011 zustandi-
ge Behorde fur Wirtschaft und Arbeit einge-

wandt, dass nicht alle Optimierungspotenziale
sofort realisierbar seien.

Zwischenzeitlich ist der Senat zu der Erkennt-
nis gelangt, dass die HAB in alter Form nicht
mehr wirtschaftlich tragfahig ist. Im Juni 2012
hat er die Bilrgerschaft Gber die geplante Ver-
kleinerung des Unternehmens auf eine soge-
nannte Kern-HAB informiert (Blrgerschafts-
drucksache 20/4451 vom 12. Juni 2012). Die-
se werde zukiinftig nur noch die Geschéftsfel-
der ,flankierende Sozialbetreuer und ,Schuld-
nerberatung“ haben. Das Projekt ,Stabilisie-
rungsphase“ wird in dem Sanierungskonzept
nicht mehr erwéahnt.

Die zeitliche Verzdégerung bei der Sanierung
des Unternehmens hatte dazu gefiihrt, dass
vorhandene Riucklagen aufgezehrt und ca.
10 Mio. Euro zusatzliche Sanierungsmittel bei
der Burgerschaft eingeworben werden muss-
ten. 2009, als das behordeninterne Projekt zur
Neustrukturierung der HAB — angeregt durch
Prufungserkenntnisse des Rechnungshofs aus
dem Jahre 2008 (Jahresbericht 2009, Tzn. 519
bis 538) — bereits auf dringend notwendige
SanierungsmafRhahmen hingewiesen hatte,
standen dem Unternehmen noch Kassenmittel
in Hohe von 10 Mio. Euro zur Verfliigung.

Hauptgeschéftsfeld der Kern-HAB soll nun-
mehr der Einsatz ,flankierender Sozialbetreu-
er’ sein, eine Aufgabe, die bislang nach Mal3-
gabe von Interessenbekundungsverfahren
vergeben wurde. Der Senat hat hierzu in der
Drucksache — allerdings ohne nahere Begriin-
dung — ausgefuhrt, die Aufgabe lasse sich im
Rahmen einer direkten Vergabe besser als mit
externen Dritten und regelmafiger Neuverga-
be realisieren.

AuRerdem nimmt die HAB weiterhin im Wett-
bewerb mit anderen Tréagern die Aufgabe der
Schuldnerberatung wahr.

Die Behorde hat zugesagt, im Laufe des Jah-
res 2013 ein neues Zielbild zu erarbeiten.
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Integration von Zuwanderern

(Behorde fur Arbeit, Soziales, Familie und Integration)

Der Rechnungshof hat empfohlen, bei der an-
gekindigten Fortschreibung und Neuausrich-
tung eines Handlungskonzepts zur Integration
von Zuwanderern

— die Erhebung aller benétigten Daten vor-
zusehen bzw. die Beschreibung von Aus-
gangslagen und Zielen so zu Uberarbeiten,
dass zu behebende Problemlagen konkre-
tisiert und Entwicklungen messbar werden,

— vor der Festlegung neuer MaRnhahmen die
bereits laufenden vollstandig auszuwerten,

— das kunftige Controlling aus den Hand-
lungsansatzen des Konzepts abzuleiten
und ein kontinuierliches, aussagekréftiges
Berichtswesen zu etablieren,

— die Rolle der Lenkungsgruppe durch Auf-
nahme entscheidungsbefugter Mitglieder
zu starken und ihr auf der Basis des einzu-
richtenden Controllings regelmafiig Berich-
te vorzulegen, die Grundlage fir Entschei-
dungen sein kdnnen, und

— die Prozessverantwortung fir die Umset-
zung des Gesamtkonzepts sicherzustellen.

Der Rechnungshof hat empfohlen, im neuen
Handlungskonzept Schwerpunkte auf be-
stimmten Integrationsfeldern zu setzen und auf
das Handlungsfeld ,Zuwanderung qualifizierter
Fachkrafte® zu verzichten, da dies im Kern kein
Integrations-, sondern ein wirtschaftspoliti-
sches Anliegen ist (Jahresbericht 2012, Tzn.
324 bis 344).

Der Senat hat der Burgerschaft das ,Hambur-
ger Integrationskonzept: Teilhabe, Interkultu-
relle Offnung und Zusammenhalt zugeleitet
(Burgerschaftsdrucksache 20/7049 vom
26. Februar 2013):

— Das Konzept berticksichtigt die Anregun-
gen des Rechnungshofs zur zukinftigen
Steuerung. Fur alle Themenfelder sind Zie-
le und Zielwerte aufgestellt. Soweit méog-
lich, wurden Vergleichswerte aus den ver-
gangenen Jahren erhoben.

— Der Behorde fur Arbeit, Soziales, Familie
und Integration (BASFI) wird danach er-
neut federfihrend bei der Umsetzung des
Integrationskonzepts sein und die Verant-
wortung fir die Durchfiihrung und Uber-
prifung des Prozesses tragen. Die jeweils
fachlich zustandigen Behorden und Amter
sollen die Verantwortung fir die Umset-
zung der im Konzept genannten Strategien
in ihrem jeweiligen Ressort Gibernehmen.

— Die BASFI will mittels jahrlicher Planungs-
gesprache gewahrleisten, dass die Behor-
den und Amter die gesetzten Ziele tatsach-
lich erreichen. Zudem will sie bei den zu-
standigen Fachbehoérden und Amtern re-
gelhaft aktuelle Zielwerte abfragen. Die
Zielwertberichte werden der Lenkungs-
gruppe ,Integration“ zugeleitet.

— Die Lenkungsgruppe ,Integration® ist seit
August 2011 auf Staatsrateebene besetzt.

Das Integrationskonzept sieht eine Schwer-
punktbildung fur sieben Themenfelder vor
(Einblrgerung und politische Mitgestaltung;
Bildung von Anfang an; Ausbildung und Ar-
beitsmarkt; Zusammenhalt starken; Gesund-
heit, Pflege und Verbraucherschutz; Woh-
nungsmarkt; Interkulturelle Offnung und Abbau
von Diskriminierung). Die Thematik ,Zuwande-
rung qualifizierter Fachkrafte® ist im Konzept
nicht mehr enthalten.

Forderung schwerbehinderter Menschen im Arbeitsleben
(Behorde fur Arbeit, Soziales, Familie und Integration)

Der Rechnungshof hat gefordert,

— die nicht kurzfristig bengtigten Mittel des
~sondervermdgens Ausgleichsabgabe® mit
einer héheren Verzinsung anzulegen,

— bei der Auswahl von Integrationsfach-
diensten (IFD) die 6ffentliche Bekanntgabe
konsequent zu nutzen, mit allen IFD Ver-
trage abzuschliel3en,
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— die Auftragserteilung an die IFD zu regeln
und das Finanzierungskonzept gesetzes-
konform umzustellen, um die Verwendung
von Mitteln der Ausgleichsabgabe fur die
Arbeitsvermittlung zu vermeiden,

— Uberregionalen Unterschieden in der Héhe
der Fallkosten der IFD nachzugehen und
effizientere Strukturen oder Arbeitsweisen
fur Hamburg zu Ubernehmen sowie Beur-
teilungskriterien fir die Kosten der Leis-



tung zu entwickeln, um mit den Tragern
ein festgelegtes Leistungsspektrum zu an-
gemessenen Entgelten zu vereinbaren,

— konzeptionelle Uberlegungen fiir eine ef-
fektive und effiziente Forderung der Werk-
statten fur behinderte Menschen anzustel-
len und die vorrangige Zustandigkeit von
Rehabilitationstragern, insbesondere der
Bundesagentur fur Arbeit, bei investiven
MafRnahmen zu beriicksichtigen sowie

— eine Strategie zur Forderung des Uber-
gangs der Beschaftigten von den Werk-
statten fur behinderte Menschen auf den
allgemeinen Arbeitsmarkt zu entwickeln
(Jahresbericht 2012, Tzn. 374 bis 394).

Der Senat hat den Feststellungen zugestimmt.
Die Behdorde hat

— mitgeteilt, dass der im jeweils laufenden
Jahr nicht bengtigte Anteil der Ausgleichs-
abgabe nunmehr analog zu den Pensions-
rickstellungen verzinst werde,

— nach Durchfuihrung einer 6ffentlichen Aus-
schreibung einen Beauftragungsvertrag
mit den zu einer Bietergemeinschaft zu-
sammengeschlossenen IFD abgeschlos-

sen und darin die Auftragserteilung gere-
gelt,

— nach abschlieRender rechtlicher Uberpri-
fung entschieden, Ausgaben fir die Ar-
beitsvermittiung schwerbehinderter Men-
schen nicht mehr aus Mitteln der Aus-
gleichsabgabe zu ubernehmen, da diese
Aufgabe aus Bundesmitteln zu finanzieren
ist,

— mitgeteilt, dass sie die Wirtschaftlichkeit
der Leistungserbringung des IFD, auch im
bundesweiten Vergleich, aufmerksam be-
obachten werde,

— Eckpunkte fur eine Forderstrategie der
Werkstéatten entwickelt und darin die Bean-
tragung vorrangiger Mittel der Bundes-
agentur fur Arbeit festgelegt sowie

— mitgeteilt, den Ubergang von Beschéftig-
ten aus Werkstatten in den allgemeinen
Arbeitsmarkt mit einer Lohnkostenforde-
rung von bis zu funf Jahren zu férdern so-
wie mit dem ,Hamburger Budget fur Arbeit*
einen weiteren Anreiz flr eine dauerhafte
Beschéaftigung auf dem allgemeinen Ar-
beitsmarkt zu schaffen.

Qualifizierung und Beschaftigung Gefangener
(Behorde fur Justiz und Gleichstellung / Behérde fir Arbeit, Soziales, Familie und Integration)

Der Rechnungshof hat gefordert, dass

— die Behorde fiur Arbeit, Soziales, Familie
und Integration (BASFI) und die Behdrde
fur Justiz und Gleichstellung (JB) bei Pro-
jekten des Europaischen Sozialfonds
(ESF) das Prinzip der Fehlbedarfsfinanzie-
rung und EU-Vorgaben zur Férderfahigkeit
von Ausgaben beachten und Projekte
dementsprechend neu abrechnen,

— die JB kinftig das Zusatzlichkeitsgebot
beachtet, indem sie die Finanzierung ihrer
Pflichtaufgaben auch ohne ESF-Mittel ge-
wahrleistet, und die BASFI ihrer Verpflich-
tung zur Unterrichtung der EU Uber Unre-
gelmafigkeiten nachkommt,

— die BASFI bei ESF-Projekten die Einfluss-
nahme der JB als potenziell Begunstigte
auf die Projektvergabe ausschlie3t sowie
bei Bewirtschaftung der ESF-Mittel den
Grundsatz der sachlichen Bindung einhélt,

— die JB vergabe- und kassenrechtliche Vor-
schriften und bei Inanspruchnahme zentra-
ler Mittel der Finanzbehdrde den Wirt-
schaftlichkeitsgrundsatz beachtet sowie In-
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teressenkonflikten im Vergabeverfahren
vorbeugt und zudem ein strukturiertes Ziel-
und Kennzahlensystem entwickelt, das die
Qualifizierung und Beschéftigung Gefan-
gener hinreichend abbildet (Jahresbericht
2012, Tzn. 395 bis 431).

Der Senat hat die Feststellungen des Rech-
nungshofs zur Einflussnahme der JB bei Pro-
jektvergabe, zur Forderfahigkeit von Tages-
haftkosten, zur Titelbewirtschaftung der ESF-
Mittel und zu vergabe- und kassenrechtlichen
Feststellungen sowie Interessenkonflikten an-
erkannt und die Umsetzung der Forderungen
zugesagt. Die JB hat hinsichtlich der Inan-
spruchnahme zentraler Mittel der Finanzbe-
hérde (berdies zugesagt, zukilnftig die
Grundsatze der Wirtschaftlichkeit und Spar-
samkeit entsprechend den Regelungen der Fi-
nanzbehorde zu beachten und die Vorgaben
des Rechnungshofs zu bericksichtigen. Ab
2013 will sie keine zentralen Mittel der Finanz-
behérde mehr in Anspruch nehmen.

Der Senat hat den Feststellungen des Rech-
nungshofs zum Zusatzlichkeitsgebot und zum



Prinzip der Fehlbedarfsfinanzierung weitge-
hend nicht zugestimmt.

Nach dem Haushaltsplan 2013/2014 fihrt die
JB ab 2013 keine ESF-Projekte durch, sodass
danach auch keine Pflichtaufgaben mehr mit
ESF-Mitteln finanziert wirden. Demgegenuber
war im Juli 2012 die Verlangerung ihrer ESF-
Projekte bis zum 31. Dezember 2013 be-
schlossen worden. Folglich ist auch fur 2013
von einem Verstol3 gegen das Zusatzlichkeits-
gebot auszugehen.

Die EU-Kommission hat gegenliber der BASFI
zwischenzeitlich bestatigt, dass das Subsidiari-

tatsprinzip beim ESF-Mitteleinsatz gilt, ESF-
Mittel dirften vorhandene nationale Mittel nicht
ersetzen.

Das Prinzip der Fehlbedarfsfinanzierung wie
auch das Zusatzlichkeitsgebot schlieBen die
beanstandete Finanzierung aus.

Die Behotrden bleiben unter Hinweis auf
— nach Auffassung des Rechnungshofs nicht
einschlagige — europarechtliche Regelungen
bei ihrer Auffassung. Dementsprechend hat
die BASFI bislang nicht verbrauchte Mittel der
Finanzbehoérde auch nicht zugunsten des ESF
zuriickgefordert.

Staatliche Heimaufsicht

(Behorde fur Gesundheit und Verbraucherschutz / Finanzbehérde / Bezirksamter)

Zur Wahrnehmung der Aufsicht und Gewahr-
leistung der Qualitat bei Leistungen der statio-
naren und ambulanten Pflege hat der Rech-
nungshof gefordert,

— die Prufungsergebnisse von Heimaufsich-
ten vollstandig und schnell nachvollziehbar
zu dokumentieren und dabei auch die wei-
teren Verfahrensschritte zur Mangelbesei-
tigung in den Akten darzulegen,

— Uber anlassbezogene Prifungen hinaus
eine strategische Planung turnusmafiger
Priofungen vorzunehmen und der Auf-
sichtsbehdrde auch unterjahrige Informati-
onsmaglichkeiten hinsichtlich des Pri-
fungsfortschritts in den Bezirken einzu-
réumen und

— eine BlUndelung von Prif- und Erfas-
sungstatigkeiten in den Bezirksamtern vor-
zunehmen, um unnétige Doppelerfassun-

gen von Informationen zu vermeiden (Jah-
resbericht 2012, Tzn. 432 bis 444).

Der Senat hat den Forderungen zugestimmt.

Die Behorde fiir Gesundheit und Verbraucher-
schutz hat erklart, dass

— sie die Dokumentation von Prifungsver-
fahren sowie die Veroffentlichung der Er-
gebnisse bis Mitte 2013 in zwei Rechts-
verordnungen regeln will,

die Bezirksamter seit 2011 zu Beginn je-
des Jahres eine Prufungsplanung erstellen
und ihr als zustandiger Behérde tbermit-
teln und

— Informationen zum Prifgeschehen regel-
maRig ausgetauscht wirden und fir die
Einsichtnahme in Qualitatssicherungs- und
Prufberichte ein elektronischer SharePoint
im Intranet der Behérden eingerichtet wor-
den sei.

Ubernahme von Mietschulden

(Behorde fur Arbeit, Soziales, Familie und Integration / Finanzbehdérde / Bezirksamter)

Der Rechnungshof hat hinsichtlich der woh-
nungssichernden Ubernahme von Mietschul-
den durch die Fachstellen fir Wohnungsnotfal-
le von den Bezirksamtern gefordert,

— die Sachbearbeitung dazu anzuhalten,
Sachverhalte vollstandig aufzuklaren und
Ermessensentscheidungen nachvollzieh-
bar zu dokumentieren,

— den Grundsatz der Nachrangigkeit finan-
zieller Leistungen zu beachten und die
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vorrangige Beratung zur Selbsthilfe durch
die Bezirksamter sicherzustellen,

— Leistungen nur dann als Beihilfen statt als
Darlehen zu gewahren, wenn dies auf-
grund der Einkommenssituation gerecht-
fertigt ist und auch im Ubrigen den ge-
setzlichen Vorschriften entspricht,

— MaRBnahmen zur nachhaltigen Woh-
nungssicherung auszuschdpfen, um ein
erneutes Auftreten drohender Wohnungs-
losigkeit so weit wie mdglich zu vermei-



den, und ein Verfahren zur Beurteilung
der Wirksamkeit der Arbeit der Fachstel-
len zu entwickeln sowie

— fur alle Leistungsbewilligungen fachlich
grundliche Kontrollen mit ausgewogener
Kontrolldichte vorzusehen und diese zu
Uberwachen.

Der Rechnungshof hat die Behorde fur Arbeit,
Soziales, Familie und Integration aufgefordert,
ein aktuelles, vollstdndiges und dem Gesetz
entsprechendes Regelwerk zu schaffen und
gemeinsam mit den Bezirksamtern fur dessen
Anwendung Sorge zu tragen. Um den Fokus
der Fachstellen auf den Vorrang der Beratung
zur Selbsthilfe gegeniiber der Gewahrung fi-
nanzieller Leistungen zu legen, sollte ein ein-
heitliches Prifverfahren etabliert werden (Jah-
resbericht 2012, Tzn. 489 bis 496).

Der Senat hat den Feststellungen zugestimmt
und angekindigt, Mdglichkeiten der Erfassung
von Wiederholungsfallen und der Wirksamkeit
ergriffener Mallnahmen zur nachhaltigen
Wohnungssicherung im Rahmen der Einfih-
rung von JUS-IT zu entwickeln.

Die Verwaltung hat

— die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der
Fachstellen nochmals auf den Grundsatz
der Nachrangigkeit finanzieller Leistungen
hingewiesen und aufgefordert, Sachver-

halte vollstandig aufzuklaren, Entschei-
dungen zu dokumentieren, die Vorgaben
zur Gewahrung der Leistung als Darlehen
Zu beachten sowie vom Vorrang der Dar-
lehensgewahrung abweichende Ermes-
sensentscheidungen umfassender zu be-
grinden;

fur Mietschuldenibernahmen nach dem
Sozialgesetzbuch Zweites Buch — Grund-
sicherung fir Arbeitsuchende — ein fachli-
ches Kontrollverfahren eingeftihrt. An der
Intensivitat der Kontrollen sowie der Kon-
trolldichte bei Mietschuldenlibernahmen
nach dem Sozialgesetzbuch Zwdlftes
Buch — Sozialhilfe — ist jedoch nichts ver-
andert worden, eine Uberwachung der
Kontrolldichte findet weiterhin nicht statt;

ein Gesamtkonzept der Wohnungslosen-
hilfe in Hamburg erstellt, dessen Umset-
zung bis zum Jahr 2015 geplant ist. In
diesem Zusammenhang soll die gesamte
Fachanweisung Wohnungslosenhilfe an-
gepasst und ein einheitliches Prifverfah-
ren etabliert werden. Ein aktuelles, voll-
sténdiges und dem Gesetz entsprechen-
des Regelwerk zur Gewéahrung von Leis-
tungen fur die Ubernahme von Schulden
zur Sicherung des Wohnraumes sowie
zur Behebung vergleichbarer Notlagen
liegt jedoch weiterhin nicht vor.
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4. Bezirkliche Aufgabenwahrnehmung und Umwelt

Naturschutz und Forstwesen

(Behorde fur Stadtentwicklung und Umwelt / Behdrde fir Wirtschaft, Verkehr und Innovation /

Finanzbehdrde / Bezirksamter)

Der Rechnungshof hat gefordert,

— einige é&ltere Schutzgebietsverordnungen
um rechtlich gebotene Regelungsinhalte
Zu erganzen,

— die Zustandigkeit (Fachbehérde oder Be-
zirksamt) fr Naturschutzgebiete an objek-
tiven Kriterien auszurichten,

— die Fachkonzeption Arten- und Bio-

topschutz fertig zu stellen,

— aktuelle Pflege- und Entwicklungspléne
(PEP) fur alle Naturschutzgebiete vorzule-
gen,

— den beabsichtigten Verzicht auf den Forst-
lichen Rahmenplan durch eine Anderung
des Landeswaldgesetzes zu legitimieren,

— die Rickstande bei den Ausgleichs- und
Ersatzmalinahmen abzubauen und

— die bereits zugesagte Novellierung der
Baumschutzverordnung nunmehr zu be-
treiben (Jahresbericht 2010, Tzn. 304 bis
319).

Der Senat hat fir den Giberwiegenden Teil der
Forderungen mittelfristig Abhilfe zugesagt.

Die Ergénzung der Schutzgebietsverordnun-
gen soll bis zum Jahresende 2013 erfolgen.
Von den drei Schutzgebietsverordnungen, die
im Jahr 2012 angepasst werden sollten, ist je-

doch nur eine gedndert worden. Die Fertigstel-
lung der Fachkonzeption Biotopschutz soll An-
fang 2015 abgeschlossen sein. Zwar ist die
Geltungsdauer der PEP einer Anregung des
Rechnungshofs entsprechend von funf auf
acht Jahre verlangert worden, der vorgelegte
Zeitplan fir die ausstehende Bearbeitung der
PEP ist aber unvollstandig.

Die Arbeit am Forstlichen Rahmenplan ist nicht
wieder aufgenommen worden; nach Einschat-
zung der Behorde fur Wirtschaft, Verkehr und
Innovation kénnte die Blrgerschaft mit der far
den Verzicht notwendigen Anderungen des
Landeswaldgesetzes im 2. Quartal 2013 be-
fasst werden.

Die Behorde fur Stadtentwicklung und Umwelt
hat mitgeteilt, dass die Umsetzungsdefizite bei
rechtlich verbindlich festgesetzten Vermei-
dungs-, Ausgleichs- und Ersatzmalinahmen in
der Fachplanung mit Ausnahme einiger Vor-
haben hétten abgestellt werden kénnen. Auch
die Umsetzung von Maflnahmen zum Aus-
gleich fur Bebauungspléne durch die Bezirks-
amter habe sich verbessert. Zudem zeige das
Mittelabflusscontrolling der Fachbehérde, dass
die fir die Umsetzung von Ausgleichsmal-
nahmen bereitgestellten Haushaltsmittel inzwi-
schen zeitgerecht abflossen. Eine Anderung
der Zustandigkeiten fir Naturschutzgebiete
und die Novellierung der Baumschutzverord-
nung sind aktuell nicht beabsichtigt.

Rechnungslegung tUber die Zuschiisse an die Fraktionen der Bezirksversamm-

lungen

(Burgerschaftskanzlei / Finanzbehdrde / Bezirksamter)

Der Rechnungshof hat gefordert,

— im Interesse einer gleichmafigen Anwen-
dung der Prifungsmafistéabe Auswahl, Be-
stellung und Bezahlung der Wirtschafts-
prufer von den Fraktionen auf eine zentra-
le Stelle zu Uibertragen,

— zur Vermeidung haushaltsrechtlicher Ver-
stoRBe die haushaltsrechtliche Verantwor-
tung der verwaltungsmafigen Bewirtschaf-
tung der Leistungen an die Fraktionen
vollstandig und eindeutig zu regeln sowie
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— weitere Anpassungen des Regelwerks
vorzunehmen (Jahresbericht 2010, Tzn.
735 bis 748).

Der Senat hat die rechtlichen Wurdigungen
des Rechnungshofs nicht vollstandig geteilt. Im
Ubrigen hat er auf die Novellierung des Geset-
zes Uber Entschadigungsleistungen anlasslich
ehrenamtlicher Tétigkeit in der Verwaltung und
eine Neufassung der danach vorgesehenen
Richtlinie der Prasidentin der Burgerschaft
hingewiesen.



Die Finanzbehorde hat die Bezirksamter fir
das Thema ,zweckwidrige Mittelverwendung®
sensibilisiert. In der Folge sind von den Frakti-
onen fur zweckwidrig verwendete Zuschiisse
rund 13.500 Euro an die Bezirksamter zuriick-
gezahlt worden.

Weitere Anpassungen des Regelwerks sind
nicht erfolgt. Dies hat u. a. zur Folge, dass we-
gen fehlender Rechtsnachfolge-Regelung jede

Fraktion nach Ablauf der Amtsdauer der Be-
zirksversammlung abgewickelt werden muss
und die Fraktionen als zu prufende Stellen wei-
terhin fur die Bestellung ihrer Abschlussprifer
zustandig sind. Der Rechnungshof héalt insbe-
sondere eine gemeinsame und zentrale Beauf-
tragung der Abschlussprufer fur vorteilhaft und
sieht insofern wichtige Forderungen aus der
Prufung als noch offen an.

Kundenzentren
(Finanzbehorde / Bezirksamter)

Der Rechnungshof hat Finanzbehoérde und
Bezirksamter aufgefordert,

— ein bezirksubergreifendes Konzept zur
Reduzierung der Zahl der Kundenzentren
zu erarbeiten,

— die Offnungszeiten der Kundenzentren zu
erweitern,

— die telefonische Erreichbarkeit in den Kun-
denzentren zu verbessern und

— die Arbeitsablaufe in den Kundenzentren
zu vereinheitlichen (Jahresbericht 2011,
Tzn. 54 bis 64).

Der Unterausschuss ,Prifung der Haushalts-
rechnung” der Biirgerschaft hat in seinen Bera-
tungen im Sommer 2012 hierzu folgenden Be-
schluss gefasst:

,Der Unterausschuss hélt im Zusammenhang
mit den Bemuhungen der Verwaltung um eine
Verbesserung der Leistungserbringung in
Kundenzentren auch ein bezirksamtsubergrei-
fendes Standortkonzept fur notwendig, das

Bedarfe und Mdglichkeiten gleichermaf3en be-
ricksichtigt.”

Der Senat hat den Feststellungen weitgehend
zugestimmt und eine Optimierung der Organi-
sation der Kundenzentren beginnend im Jahr
2011 unter Berlcksichtigung der vom Rech-
nungshof genannten Aspekte angekindigt.

Nachdem die Finanzbehérde zunachst eine
Uberpriifung des Standortkonzepts mit ab-
schlieBender Berichterstattung zum Frihjahr
2012 eingeleitet hatte, verweist sie neuerdings
auf das Projekt der Bezirksverwaltung ,Opti-
mierung und Standardisierung der hamburgi-
schen Kundenzentren®, das bis Ende 2013 be-
fristet ist. Es sollen die Rahmenbedingungen
aller Standorte mit dem Ziel untersucht wer-
den, eine Informationsgrundlage fur mogliche
Verénderungen der Anzahl der ortlichen Ver-
teilung der Kundenzentren zu schaffen. Auch
die Forderungen des Rechnungshofs seien
Projektinhalt. Unabhéngig davon ist das Kun-
denzentrum Stellingen im Juni 2012 geschlos-
sen worden.

Soziale Dienstleistungszentren
(Finanzbehorde / Bezirksamter)

Der Rechnungshof hat gefordert

— vor der Errichtung weiterer Sozialer
Dienstleistungszentren (SDZ) die Auswir-
kungen auf die Kosten der Leistungser-
bringung zu untersuchen und die Freigabe
von Investitionsmitteln von Wirtschattlich-
keitsberechnungen abhéngig zu machen,

— die Ermittlung des Personalbedarfs der
SDZ nachzuholen und im Falle kleinerer
regionaler SDZ insbesondere den Aufga-
benzuschnitt und die Organisationsform zu
berlicksichtigen,
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— kunftigen Standortentscheidungen unter
Beachtung des Gebots der Wirtschaftlich-
keit ein Standortkonzept zugrunde zu le-
gen und hierbei Entwicklungsprognosen,
die Erreichbarkeit, den zielgruppenspezifi-
schen Bedarf an personlicher Vorsprache,
die  Mdoglichkeit  standortunabhéngiger
Sachbearbeitung und die Weiterentwick-
lung elektronischer Zugangswege einzu-
beziehen und

— die Dienst- und Fachaufsicht mit dem Ziel
der Entwicklung einer Struktur zu evaluie-
ren, die insbesondere dem Prinzip der



Ubereinstimmung von Aufgabe, Kompe-
tenz und Verantwortung (,AKV-Prinzip®)
Rechnung tragt (Jahresbericht 2011, Tzn.
65 bis 87).

Der Senat hat den Feststellungen des Rech-
nungshofs weitgehend zugestimmt. Die Eroff-
nung regionaler SDZ hat er unter den Vorbe-
halt der Zustimmung der zustandigen Behodrde
gestellt.

Die Finanzbehorde hat erklart,

— voraussichtlich werde ein weiteres SDZ
nur noch im Falle eines Umzugs des Be-
zirksamtes Hamburg-Mitte eingerichtet
werden; eine Wirtschaftlichkeitsberech-
nung wirde sich dann in ein raumliches
Konzept, bei dem die Erfahrungen mit den
vorhandenen SDZ und insbesondere jene
aus der Pilotphase zu berlcksichtigen sein
wurden, einbetten;

— sie halte eine systematische Ermittlung
des Personalbedarfs vor der geplanten Ab-
I6sung veralteter IT-Verfahren nicht mehr
fur zweckmaRBig; im Zuge der Einfihrung
des Nachfolgeverfahrens werde ein Data-
Warehouse eingerichtet, das verschiedene
Auswertungen ermogliche, so dass auch
ein Instrumentarium zur Nachprifung des
Personalbedarfs bereitstehen werde;

— die Evaluation der Dienst- und Fachauf-
sicht werde voraussichtlich Ende Mai 2013
abgeschlossen sein; sie werde dem Rech-
nungshof tiber das Ergebnis berichten.

Das Bezirksamt Altona hat mitgeteilt, fur den
Betrieb eines in seinem Bezirk eingerichteten
weiteren regionalen SDZ seien bis zu vier zu-
satzliche Stellen erforderlich gewesen. Im Zu-
ge der Konsolidierung sei dieses SDZ im Jahr
2011 als eigenstandige Einheit aufgeltst und
in Form einer Aul3enstelle in das SDZ des Be-
zirksamtes eingebunden worden.

Baupriufung
(Behorde fur Stadtentwicklung und Umwelt

Der Rechnungshof hat gefordert,

— kunftig qualitatsgesicherte und damit aus-
sagekraftige Produktstiickpersonalausga-
ben in der Produktgruppe ,Bauaufsicht und
Wirtschaftsforderung“ der Haushaltsplane
der Bezirksédmter auszuweisen, um die
Grundlage fur das vom Senat beschlosse-
ne Benchmarkingsystem zur Forderung
eines Leistungen und Kosten umfassen-
den Wettbewerbs unter den Bezirksémtern
zu schaffen,

— die Notwendigkeit der Einrichtung von zwei
Zentren fur Wirtschaft, Bauen und Umwelt
(WBZ) im Bezirk Wandsbek vor dem Hin-
tergrund der damit verbundenen Mehrkos-
ten noch einmal zu tberprifen und

— ebenfalls unter Wirtschaftlichkeitsgesichts-
punkten noch einmal zu prifen, ob — ne-
ben den bezirklichen Dienststellen — an
dem zentralen Baugenehmigungsreferat
der Behorde fir Stadtentwicklung und
Umwelt (BSU) fir Vorbehaltsgebiete fest-
gehalten werden soll.

Der Rechnungshof hat zudem empfohlen, tber
die bisherige Kennzahl ,durchschnittliche Ver-
fahrensdauer® hinaus erganzend die Verfah-
renszeiten fur behordliche Rechtsmittelverfah-
ren und Erfolgsquoten fur behdrdliche bzw. ge-
richtliche Rechtsmittel zu berlicksichtigen (Jah-
resbericht 2011, Tzn. 88 bis 101).

/ Finanzbehdrde / Bezirksamter)
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Der Senat hat die Feststellungen des Rech-
nungshofs anerkannt und angekindigt, das
zweite WBZ in Wandsbek ein Jahr nach voll-
standiger Arbeitsaufnahme zu evaluieren.

Inzwischen hat das Bezirksamt Wandsbek
entschieden, kinftig — wie alle anderen Be-
zirksamter auch — nur noch ein WBZ zu betrei-
ben.

Die Bezirksdmter haben eine gemeinsame
Dienstanweisung erlassen, die eine einheitli-
che Datenerhebung sicherstellen soll. Sie be-
absichtigen, die bisherigen Angaben zu den
Produktstiickpersonalausgaben durch eine
neue Produktivitdtskennzahl zu ersetzen. Dar-
Uber hinaus arbeiten sie und die Finanzbehdor-
de im Rahmen von Workshops an der Weiter-
entwicklung des Benchmarkings, um die ver-
waltungsinterne Steuerung zu verbessern.

Die BSU hat auf der Grundlage einer Nutz-
wertanalyse ermittelt, dass sich das zentrale
Baugenehmigungsreferat bewahrt habe, und
will darum an ihm unverandert festhalten.

Kinftig sollen die Erfolgsquoten von Rechts-
mitteln als qualitative Kennzahl beriicksichtigt
und die durchschnittliche Dauer der Wider-
spruchsverfahren erhoben werden; bei den
Rechtsamtern wurde dazu eine Arbeitsgruppe
eingesetzt.



Bebauungsplanverfahren

(Behorde fur Stadtentwicklung und Umwelt / Finanzbehérde / Bezirksamter)

Im Bereich der Bebauungsplanverfahren feh-
len zur Steuerung, zum Beispiel fur eine be-
darfsgerechte Ressourcenausstattung, geeig-
nete Kennzahlen; zudem sind keine Vorberei-
tungen fur die Durchfihrung eines Benchmar-
kings getroffen worden. Der Rechnungshof hat
die Verwaltung aufgefordert, sich auch um
starker qualitativ gepragte Kennzahlen fir ein
Benchmarking zu bemihen (Jahresbericht
2011, Tzn. 102 bis 108).

Der Senat hat zugesagt, steuerungsrelevante
Kennzahlen als Basis fir die Einfilhrung von
Benchmarking zu definieren und zu erheben.

Im Ubrigen will die Finanzbehérde im Zusam-
menhang mit der Einflhrung der Strategischen
Neuausrichtung des Haushaltswesens fur alle
Fachamter der Bezirksdmter steuerungsrele-
vante Kennzahlen und Ziele entwickeln, mit
denen u. a. auch Kosten- und Zeitvergleiche
erstellt werden koénnen. Fir den Bereich Be-
bauungsplanverfahren sei dies fur Herbst 2013
geplant.

Benchmarking
(Finanzbehorde / Bezirksamter)

Der Rechnungshof hat Finanzbehérde und
Bezirksamter aufgefordert,

— die bisherige Kennzahlenentwicklung um
Qualitatskennzahlen zu ergénzen und auf
eine wirtschaftliche, zuverlassige und ein-
heitliche Datenerhebung zu achten,

— die Datenanalyse zur Sicherstellung einer
ganzheitlichen Betrachtung um eine Pro-
zessbetrachtung zu erweitern,

— die Anstrengungen zur Einfihrung eines
Benchmarking-Systems zu forcieren und
Benchmarking als Steuerungsinstrument in
der Bezirksverwaltung zu etablieren (Jah-
resbericht 2011, Tzn. 109 bis 125).

Der Unterausschuss ,Prifung der Haushalts-
rechnung“ der Birgerschaft hat in seinen Bera-
tungen im Sommer 2012 hierzu folgenden Be-
schluss gefasst:

,Der Unterausschuss anerkennt die fortgesetz-
ten Bemuihungen der Bezirksverwaltung zur
Etablierung eines Benchmarking. Er betont
dessen Bedeutung als notwendige Vorausset-
zung fur die Eigensteuerung der Verwaltung
mit dem Ziel von Verbesserungen in der Leis-
tungserbringung und Wirtschaftlichkeit.”

Der Senat hat zugesagt, den Prozess im
Rahmen vorhandener Kapazitaten kontinuier-
lich fortzusetzen.

Finanzbehorde und Bezirksamter haben in drei
Pilotbereichen ein standardisiertes Verfahren
zur Datenanalyse und Prozessoptimierung

entwickelt. Damit sind bislang folgende Ergeb-
nisse erzielt worden:

— Im Bereich Kindertagesbetreuung sind
aufgrund eines Quervergleichs einzelner
Bezirksamter einheitliche Standards (zum
Beispiel: einzureichende Antragsunterla-
gen) festgelegt, Daten fir mogliche Konso-
lidierungen bzw. Umverteilungen sowie
Empfehlungen fir Arbeitsmittel und wei-
tergehende Geschéftsprozessanalysen er-
arbeitet worden. Eine jahrliche Datenuber-
prufung ist vorgesehen.

— Im Bereich Rechtsdmter sind die Faktoren
Kosten, Leistung und Qualitat operationali-
siert worden. Das entwickelte Modell mit
gewichteten Kennzahlen dient der Binnen-
steuerung. Auswirkungen der Steuerungs-
und OptimierungsmafRnahmen (zum Bei-
spiel: Einfuhrung von Arbeitsvorratelisten)
wirden regelmafiig tberpruift.

— Im Bereich Bauprifung hat trotz neu ent-
wickelter Dienstanweisung zur Bedienung
des IT-Fachverfahrens die erste Datener-
hebung noch nicht zu validen Daten ge-
fuhrt, sodass sich die geplante Datenana-
lyse verzdgert.

Die Bezirksverwaltung will das Benchmarking
sukzessive in weiteren Bereichen einfihren
und erarbeitet aktuell ein Konzept zur Abbil-
dung des bezirklichen Benchmarking in der
anstehenden hamburgweiten Strategischen
Neuausrichtung des Haushaltswesens.
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Fachliche Steuerung im Bereich der Sozialhilfe

(Behorde fur Arbeit, Soziales, Familie und Integration / Behérde fur Gesundheit und
Verbraucherschutz / Finanzbehérde / Bezirksamter)

Der Rechnungshof hat hinsichtlich der Rege-
lungswerke zur fachlichen Steuerung gefor-
dert,

— zu prifen, welche nach dem Bezirksver-
waltungsgesetz rechtlich veralteten Rege-
lungen anzupassen oder kiinftig entbehr-
lich sind, und hierfir einen Zeitplan aufzu-
stellen,

— einheitlich regelungsbedurftige Sachver-
halte kinftig nur noch mit dem fir die
Fachaufsicht vorgesehenen Instrument der
Fachanweisung zu regeln,

— angesichts der in der Praxis uneffektiven
Abstimmungsprozesse zum Erlass von
Fachanweisungen die gesetzlichen Ver-
fahrensvorgaben zu Uberprufen und

— Moglichkeiten der Erfolgsmessung sowie
Kennzahlen zu steuerungsrelevanten Zie-
len in die Regelungswerke aufzunehmen
und entsprechende Daten zu erheben
(Jahresbericht 2011, Tzn. 126 bis140).

Der Senat hat den Forderungen zugestimmt.

— Die Fachbehérden haben einige veraltete
Regelungen der Rechtslage angepasst.

Die Anderung weiterer Regelungen steht
trotz der urspriinglichen Zusage, dies 2012
abzuschlieRen, noch aus. Die Anpassung
der weiteren Regelungen sei in Arbeit.

— Neu getroffene Bestimmungen werden

nach wie vor nicht nur als Fachanweisung,
sondern in einigen Fallen auch als Ar-
beitshilfe oder — in einem Fall bei der Be-
horde fur Gesundheit und Verbraucher-
schutz — als normenbezogene Konkretisie-
rung verfasst.

— Hinsichtlich des Verfahrens zur Abstim-
mung von Fachanweisungen hat es bis-
lang keine Anderungen gegeben. Die vom
Senat zugesagte Uberpriifung der gelten-
den Verfahrensvorgaben liegt nach Auf-
fassung der Fachbehdérden in der Verant-
wortung der Finanzbehorde.

— Nach Darstellung der Fachbehorden ent-
halten neue Regelungen Zielbeschreibun-
gen aber — angesichts kurzfristiger Anpas-
sungshedarfe — keine Vorgaben fir Kenn-
zahlen. Kennzahlen wiirden Uber das Con-
trolling aus dem Datawarehouse erhoben.

Bezirksaufsicht
(Finanzbehorde)

Der Rechnungshof hat die Finanzbehérde auf-
gefordert,

— Rechts- und Fachaufsicht sowie Dienst-
aufsicht klarer voneinander abzugrenzen
und durch die Benennung von Befugnis-
sen sowie Instrumenten eindeutig und ab-
schlieRend zu definieren,

— eine Erganzung des Bezirksverwaltungs-
gesetzes (BezVG) um Regelungen zur
Rechts- und Fachaufsicht Gber die Wahr-
nehmung von Intendanzaufgaben zu pri-
fen (Jahresbericht 2011, Tzn. 141 bis 148).

Der Senat hat die Schlussfolgerungen des
Rechnungshofs nicht in allen Punkten geteilt,
aber zunachst dennoch gegeniiber der Bir-
gerschaft im Rahmen einer Protokollerklarung
zum Protokoll des Unterausschusses ,Prifung
der Haushaltsrechnung“ (Burgerschaftsdruck-
sache 20/2351 vom 22. November 2011) an-
geregt, verschiedene Klarstellungen und Er-
ganzungen in das BezVG aufzunehmen. Aller-
dings sah er hier die Initiativpflicht eher bei der
Bilrgerschaft. Im August 2012 hat der Senat
der Birgerschaft sodann mitgeteilt, dass er ei-
ne Anderung des BezVG nicht anstrebe.
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Tiefbau und Stadtgrin

(Behdrde fur Wirtschaft, Verkehr und Innovation / Behdrde fur Stadtentwicklung und Umwelt /

Finanzbehdrde / Bezirksamter)

Der Rechnungshof hat zur besseren Wahr-
nehmung der Aufgaben im Tiefbau und fir
Stadtgriin in den bezirklichen Fachamtern
.,Management des Offentlichen Raumes® ge-
fordert,

— unverzluglich eine Fachanweisung zur
kunftigen Abwicklung von ErschlieBungs-
vorhaben zu erlassen und zu prifen, wel-
che Globalrichtlinien bzw. Fachanweisun-
gen insgesamt kiinftig erforderlich sind,

— dass entsprechend den Verwaltungsvor-
schriften (VV) zu § 17 Absatz 1 bis 4 LHO
zuklnftig qualitdtsgesicherte und damit
aussagekraftige Kostenkennzahlen aus-
gewiesen werden, und

— eine Kosten- und Leistungsrechnung nach
den Vorgaben des § 7 Absatz 5 LHO so-
wie zugehorigen VV eingefiihrt wird und
entsprechend des im Bezirksamt Altona
begonnenen Prozesses zur Einfihrung ei-
ner Kosten- und Leistungsrechnung in al-
len Bezirksamtern aufgegriffen wird (Jah-
resbericht 2011, Tzn. 149 bis 157).

Der Senat hat die Forderungen anerkannt.

Die Behorde fur Wirtschaft, Verkehr und Inno-
vation erstellt zurzeit eine Fachanweisung zu
ErschlieBungen. Die Einflhrung ist fir 2013
geplant.

Im Ubrigen sei noch nicht entschieden, inwie-
weit es einer Fachanweisung zum Stral3enbe-
gleitgriin bedirfe und wann eine neue Global-
richtlinie Uber Griin- und Erholungsanlagen
vorgelegt werde.

Im Rahmen des Kennzahlenprogramms fir al-
le bezirklichen Fachamter werden zurzeit
steuerungsrelevante Kennzahlen entwickelt
und Ziele bestimmt, mit denen u. a. Kosten-
und Zeitvergleiche erstellt werden kénnen. Die
Finanzbehorde erwartet fur alle Bereiche Er-
gebnisse friihestens zum Herbst 2013.

Sie hat zudem erklart, dass im Projekt ,Strate-
gische Neuausrichtung Haushaltswesen* auch
die Entwicklung von Strukturen vorgesehen
sei, die eine Verrechnung von Kosten und
Leistungen auf Produkte ermdglichen wirden.
Dieses Arbeitspaket soll fur die gesamte Be-
zirksverwaltung bis Anfang 2014 abgeschlos-
sen sein. Deshalb eriibrige sich aus Sicht der
Finanzbehérde ein paralleler Aufbau von Kos-
ten- und Leistungsrechnungssystemen in ein-
zelnen Bereichen.

Hamburger Klimaschutzkonzept

(Behorde fur Stadtentwicklung und Umwelt / Behoérde fir Schule und Berufsbildung)

Der Rechnungshof hat mit Blick auf das aus-
laufende Klimaschutzkonzept 2007 bis 2012
sowie den in Vorbereitung befindlichen Mas-
terplan Klimaschutz und dessen Umsetzung
die Behorde fur Stadtentwicklung und Umwelt
(BSU) auf die Notwendigkeit hingewiesen,

— die verfolgten Ziele eindeutig zu benen-
nen,

— Konsequenzen aus der Bewertung eines
vorliegenden Evaluierungsgutachtens zu
ziehen,

— das Bewertungsverfahren zur Auswahl zu
férdernder MalRnahmen zu verbessern,

— das Antragsverfahren aufgabenkritisch zu
prifen und

— die Zahl derjenigen MaRhahmen zu erho-
hen, bei denen CO,-Einsparungen malf3-
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gebliches Ziel ist (Jahresbericht 2012, Tzn.
134 bis 167).

Der Senat hat die Hinweise im Rahmen seiner
im Jahr 2011 begonnenen Optimierung des
Antrags- und Controllingverfahrens aufgegrif-
fen.

Die BSU hat fur die MaBnahmenauswahl eine
aufwandsarmere Antrags- und belastbarere
Bewertungsmethodik entwickelt. Die Methodik
ist im Jahr 2012 an neue politische Anforde-
rungen angepasst worden, zum Beispiel durch
eine weitere Erhdhung des Gewichtungsfak-
tors fiir CO,-Einsparziele und eine besondere
Berlcksichtigung der Wirtschaftlichkeit der
Projekte im Hinblick auf die Férderung durch
Klimaschutzmittel. Bei der Erarbeitung des
Masterplans Klimaschutz hat die Behorde
nach eigenem Bekunden dariiber hinaus die
Ergebnisse des Evaluierungsgutachtens ein-



flieRen lassen und die Zielstrukturen im Klima-
schutz festgelegt. AuBerdem sollen die Wirk-
samkeit und Wirtschaftlichkeit von Projekten
im Hinblick auf die Férderung durch Klima-
schutzmittel erfasst werden.

Die weitere Empfehlung des Rechnungshofs,
konkrete MaRnahmen zur Minderung der Kli-
mafolgen frihzeitig zu identifizieren und aus
Wirtschaftlichkeitsgrinden mit gegebenenfalls
ohnehin anstehenden MaRnahmen zu ver-
knupfen, will der Senat beriicksichtigen.

Internationale Gartenschau 2013
(Behorde fur Stadtentwicklung und Umwelt)

Der Rechnungshof hat kritisiert, dass durch
unvollstandige Wirtschaftlichkeitsuntersuchun-
gen dem finanziellen Nachhaltigkeitsgedanken
nicht ausreichend Rechnung getragen worden
ist, und zudem gefordert, die haushaltsmaRi-
gen Auswirkungen der spateren Nachnutzung
als Park realistisch zu konkretisieren (Jahres-
bericht 2012, Tzn. 181 bis 194).

Der Senat hat sich der Bewertung zur finanzi-
ellen Nachhaltigkeit nicht angeschlossen. Er
hat aber zugesagt, bei kunftigen Kosten-
Nutzen-Darstellungen in geeigneten Fallen
auch den nichtmonetéren Nutzen einzubezie-
hen.

Die Behorde fir Stadtentwicklung und Umwelt
hat die Unterhaltungskosten an Hand der Ent-
wurfsplanung der igs 2013 gmbh konkretisiert
und differenziert nach Nutzungen sowie an-
hand nachvollziehbarer Pflegesatze kalkuliert.
Statt der zum Zeitpunkt der Entscheidung der
Burgerschaft ohne konkrete Parkplanung ge-
nannten Unterhaltungskosten in Hohe von
30.000 Euro sind 2014 nunmehr 1,5 Mio. Euro
fur Pflege und Unterhaltung des Wilhelms-
burger Inselparks einschlieBlich Griinachse
Reiherstieg haushaltsmaRig veranschlagt.
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5. Justiz und Inneres

Abschleppwesen
(Behorde fur Inneres und Sport)

Der Rechnungshof hat die Behodrde im Zu-
sammenhang mit Abschleppvorgangen und
der Verwahrung von Fahrzeugen aufgefordert,

— die Verwahrgebihren mit dem Ziel der
Kostendeckung aktuell und dann regelmé&-
Big zu Uberprufen und anzupassen,

— zu prufen, ob und wie die Einnahmesitua-
tion im Zusammenhang mit der Versteige-
rung oder Verschrottung nicht abgeholter
Fahrzeuge (Verwertung) verbessert wer-
den kann sowie

— das Verfahren zur Erfassung und Bearbei-
tung erteilter Abschleppvorgéange zu opti-
mieren und eine rechtzeitige Erhebung der
Gebihreneinnahmen sicherzustellen (Jah-
resbericht 2010, Tzn. 603 bis 618).

Der Senat hat die Umsetzung dieser Forde-
rungen zugesagt.

Die Behorde hat

— die Verwahrgebiihren Uberprift und erst-
mals zum Beginn des Jahres 2010 um
20 % erhoht,

— seither jahrliche Uberprifungen und An-
passungen vorgenommen und

— zum Beginn des Jahres 2011 einen Ge-
bihrentatbestand fur Amtshandlungen im
Zusammenhang mit der Verwertung si-
chergestellter Fahrzeuge mit einer Gebuh-
renhdhe von 90,00 Euro je Vorgang einge-
fuhrt.

Die rechtzeitige Erhebung der Geblhren ist
noch nicht sichergestellt.

Kosten der rechtlichen Betreuung

(Behorde fur Justiz und Gleichstellung / Behorde fir Arbeit, Soziales, Familie und Integration /

Bezirksamt Altona / Finanzbehdrde)

Der Rechnungshof hat gefordert,

— die Mdglichkeiten zur Einfihrung eines ge-
richtsiibergreifenden und mit der Betreu-
ungsbehorde vernetzten Informationssys-
tems zu prufen und dabei die Zahlungsda-
ten der Justizkasse einzubeziehen sowie
die Kommunikation aller am Verfahren Be-
teiligten zu verbessern,

— den Abschluss von Vergitungsvereinba-
rungen mit medizinischen Sachverstandi-
gen zu prufen,

— die Einhaltung von Mitteilungsvorschriften
der Behorden und Gerichte sicherzustellen
und in Strafsachen Liicken in den Mittei-
lungsvorschriften auf Bundesebene zu
schliel3en,

— bestehende Meldepflichten der Berufsbe-
treuer gegenuber diesen durchzusetzen
und bei VerstdRen Konsequenzen zu zie-
hen,

— die Madglichkeit zu prifen, mittels einer
Landeroffnungsklausel im BGB kinftig
wieder Behordenbetreuer anstelle von Be-
rufsbetreuern einzusetzen, sowie
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— Forderrichtlinien fur Betreuungsvereine zu
erlassen und deren Anerkennung von der
Fachbehdrde auf das Bezirksamt zu uber-
tragen sowie perspektivisch die Zusam-
menfuhrung aller Aufgaben rund um die
rechtliche Betreuung im Justizressort zu
prifen (Jahresbericht 2011, Tzn. 414 bis
440).

Der Senat hat die Feststellungen des Rech-
nungshofs weitgehend anerkannt. Die Behor-
den haben noch nicht alle Forderungen des
Rechnungshofs abschlieBend gepruft, einige
sind erfullt oder sollen nicht umgesetzt werden:

Die Behorde flur Justiz und Gleichstellung

— will die Madoglichkeit prifen, ein gerichts-
Ubergreifendes und mit dem Bezirksamt
vernetztes Informationssystem einzufiih-
ren,

— pruft weiterhin den Abschluss von Vergu-
tungsvereinbarungen mit medizinischen
Sachversténdigen, erwartet jedoch weni-
ger Einsparpotenzial als der Rechnungs-
hof und

— hat eine Befassung mit den Mitteilungsvor-
schriften in Strafsachen auf Bundesebene



initiiert; im Ubrigen hat sie die Staatsan-
waltschaften auf die Einhaltung der beste-
henden Mitteilungspflichten hingewiesen.

Das Bezirksamt hat die Berufsbetreuer aufge-
fordert, ihrer Mitteilungspflicht regelmaRig
nachzukommen.

Der Senat hat sich mit der Frage, ob mittels
einer Landeréffnungsklausel im BGB ermdg-
licht werden solle, Behdrdenbetreuer einzuset-
zen, noch nicht befasst.

Die Behorde fur Gesundheit und Verbraucher-
schutz stimmt den Entwurf einer Forderrichtli-
nie ab. Die Priifung, ob Betreuungsvereine
kunftig vom Bezirksamt anerkannt werden
kénnen, ist abgeschlossen: Es soll hierfiir und
fur die Foérderung nicht zustandig werden. Die
bestehenden Zusténdigkeiten der hamburgi-
schen Behdrden sind auf Konzentrationsmdég-
lichkeiten gepruft worden; den weitergehenden
Anderungsvorschlagen des Rechnungshofs
soll nicht gefolgt werden.

Landesbetrieb Verkehr
(Behorde fur Inneres und Sport)

Der Rechnungshof hat gefordert,

— die Hohe der Deckungsmittel des Landes-
betriebs auf das notwendige Maf3 zu redu-
zieren und nicht bendtigte Haushaltsmittel
von bis zu 4 Mio. Euro zur Entlastung des
Haushalts der Freien und Hansestadt
Hamburg einzusetzen,

— die vollstdndige Erhebung der dem Lan-
desbetrieb zustehenden Einnahmen aus
Gebuhren sicherzustellen und die Gebuh-
renhdhe auf Grundlage seiner Kosten-
strukturen unter Bericksichtigung kosten-
senkender Mafnahmen zu bemessen,

— Moglichkeiten zusétzlicher Einnahmen bei
besonders kundenorientierten Verfahren
wie mobilen Dienstleistungen und Online-
Diensten zu prifen sowie

— den Aufwand fir interne Geschéaftsprozes-
se zu reduzieren und hierzu u. a. Zeitgut-

schriften und Verpflegungsleistungen nur
noch im rechtlich zulassigen Umfang zu
gewdahren und Dienstfahrzeuge wirtschaft-
lich und unter Beachtung der Allgemeinen
Kraftfahrzeugbestimmungen einzusetzen
(Jahresbericht 2012, Tzn. 678 bis 690).

Der Senat hat den Feststellungen des Rech-
nungshofs zugestimmt und zugesagt, den For-
derungen und Empfehlungen nachzukommen.

Der Landesbetrieb hat unwirtschaftliche
Dienstleistungsangebote eingestellt und ein
neues Entgeltverzeichnis geschaffen.

Zum Haushaltsjahr 2013 hat der Landesbe-
trieb 2,5 Mio. Euro seiner nicht benétigten De-
ckungsmittel an den Haushalt der Freien und
Hansestadt Hamburg abgefuhrt. Zum Haus-
haltsplan 2014 wird der Landesbetrieb weitere
1,5 Mio. Euro an den Haushalt abfihren.

Kosten von Abschiebungs- und Polizeihaft

(Behorde fur Justiz und Gleichstellung / Behérde fiir Inneres und Sport)

Der Rechnungshof hat den Verzicht auf be-
hordeninterne Erstattungen fir die Abschie-
bungs- und Polizeihaft sowie die Defizite bei
der Ermittlung der Belegungsfahigkeit, der Be-
rechnung der Jahreshaftkosten und des Ta-
geshaftkostensatzes beanstandet. Er hat ge-
fordert,

— ein zukunftsorientiertes Erstattungsmodell
zu erarbeiten, welches die Berechnungs-
grundlagen, die Erstattungsanspriiche so-
wie die Auswirkungen auf die zukinftige
Haushaltsrechnung nachvollziehbar dar-
legt,
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— ein periodisches Verfahren einzurichten,
welches die vollzugsfachlichen Anforde-
rungen mit den fur eine wirtschaftliche und
sparsame Haushalts- und Wirtschaftsfih-
rung relevanten Aspekten zusammenfihrt,

— die bereits bestehende Kosten- und Leis-
tungsrechnung weiter zu optimieren und
die Kosten- und Leistungstransparenz zu
verbessern (Jahresbericht 2012, Tzn. 691
bis 706).



Der Senat hat Uberwiegend zugesagt, die
Hinweise, Forderungen und Empfehlungen
des Rechnungshofs zu beachten, die geforder-
ten Uberprifungen vorzunehmen und die dar-
aus abgeleiteten Mallnahmen umzusetzen.
Fur den in Amtshilfe erfolgenden Abschie-
bungshaftvollzug kénne durch eine bei der Fi-
nanzbehodrde einzuholende Ausnahmegeneh-
migung auf das vom Rechnungshof geforderte
Erstattungsmodell und interne Kostenerstat-
tungen verzichtet werden. Handlungsbedarf
bei der Polizeihaft sei nicht gegeben, da diese
nicht in Amtshilfe durchgeftihrt werde.

Die Behoérden haben

— von der Finanzbehdrde Ausnahmegeneh-
migungen fir die Abschiebungs- und Poli-
zeihaft mit der MalRgabe erhalten, dass

diese nach der mit der Haushaltsmoderni-
sierung einhergehenden Novellierung des
Haushaltsrechts tGberprift werden sollen,

die Belegungsfahigkeit anhand eines peri-
odischen Verfahrens ermittelt,

die bestehende Kosten- und Leistungs-
rechnung weiter optimiert und ermitteln
den Tageshaftkostensatz fir den Abschie-
bungshaftvollzug nunmehr auf der Grund-
lage der Belegungen und Vollkosten fir
die gesamte Justizvollzugsanstalt Billwer-
der, womit allerdings weiterhin Kostenbe-
standteile berlicksichtigt werden, die in
keinem direkten sachlichen Zusammen-
hang mit der Abschiebungshaft stehen.
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6. Steuern

Steuerkasse und Kassenaufsicht
(Finanzbehdorde — Steuerverwaltung -)

Der Rechnungshof hat festgestellt, dass die
Kassenaufsicht Uber die Steuerkasse Pflicht-
aufgaben vernachlassigt und Rationalisie-
rungspotenziale nicht ausgeschopft hat. Er hat
gefordert,

— eine regelkonforme Kassenaufsicht in den
Festsetzungsfinanzamtern sicherzustellen
und kinftig wieder Jahrespriifungsberichte
vorzulegen,

— die Vorgaben zur Fallauswahl bei den lau-
fenden Prifungen der Kassenaufsicht
grundlegend zu uberprifen und

— wegen fehlender Distanz zwischen prifen-
der und geprufter Organisationseinheit die
Stellung der Kassenaufsicht im Organisa-
tionsgeflige der Steuerverwaltung grund-
legend zu verandern.

Der Rechnungshof hat auferdem bean-
standet, dass es der Finanzbeho6rde — Steuer-
verwaltung — im Zusammenhang mit der Um-
stellung der Automationsunterstiitzung in den
Finanzamtern zum 1. Juli 2007 nicht gelungen
ist, verfahrenskonforme nachgehende Kontrol-
len bei Erstattungen zu organisieren. Er hat
vor dem Hintergrund des vormaligen Hambur-
ger Standards angeregt, im IT-Verbund von
Bund und Landern auf die Wiedereinfihrung
vorlaufender Kontrollen hinzuwirken (Jahres-
bericht 2010, Tzn. 681 bis 698).

Der Senat hat veranlasst, dass

— die Kassenaufsicht bestrebt ist, jedes Fi-
nanzamt mindestens einmal pro Jahr zu
prifen, und aulerdem in den Festset-
zungsfinanzémtern wieder unvermutete
Prufungen stattfinden,

— die Kassenaufsicht wieder Jahrespru-
fungsberichte vorlegt,

— die Vorgaben zur Fallauswahl grundlegend
Uberprift und nach  mathematisch-
statistischen Grundsétzen Vorgaben ent-
wickelt wurden, die sich an der Fehleran-
falligkeit und an der Hohe der finanziellen
Folgen mdglicher Fehler orientieren sowie

— die Kassenaufsicht einer Abteilung zuge-
ordnet worden ist, die nicht zugleich die
Steuerkasse betreut.

Der Senat hat zugesagt, nachgehende Kon-
trollen bei Erstattungen wieder einzufthren.
Erste Umsetzungsvorschlage lieBen sich aus
technischen und organisatorischen Griinden
nicht realisieren. Fur die Wiedereinfihrung vo-
rangehender Kontrollen hat sich die Finanzbe-
horde — Steuerverwaltung — in den zustandi-
gen Bund/Landergremien bislang ohne greif-
bares Ergebnis eingesetzt.

Besteuerung juristischer Personen des dffentlichen Rechts

(Finanzbehdrde — Steuerverwaltung -)

Der Rechnungshof hat festgestellt, dass das
zustandige Finanzamt die Besteuerungsgrund-
lagen von juristischen Personen des offentli-
chen Rechts und ihrer Betriebe gewerblicher
Art weder im Steuerfestsetzungsverfahren
noch im Rahmen von Betriebsprifungen hin-
reichend Uberpruft hat. Sogenannte Beistands-
leistungen, die die Freie und Hansestadt Ham-
burg gegeniber einer anderen Gebietskorper-
schaft erbracht hat, sind nicht besteuert wor-
den, obwohl dies im Interesse der Wettbe-
werbsneutralitat von Gesetzes wegen erforder-
lich gewesen waére.

Der Rechnungshof hat im Einzelnen gefordert,

— die Uberpriifung der Steuererklarungen zu
verbessern,

— juristische Personen des offentlichen
Rechts und ihre Betriebe gewerblicher Art
wie andere GrolRbetriebe auch jeweils an-
einander anschlieBenden Aul3enprifungen
zu unterwerfen und

— den Beschluss der Abteilungsleiter (Steu-
er) der obersten Finanzbehdrden der Lan-
der zur Nichtsteuerbarkeit von Beistands-
leistungen zu udberprifen (Jahresbericht
2010, Tzn. 699 bis 720).

Der Senat hat die Kritik des Rechnungshofs in
weiten Teilen akzeptiert.



Das Finanzamt hat

— die Uberprifung der Steuererklarungen
deutlich verbessert,

— zwei zuséatzliche Betriebspriifer zur Uber-
prufung der juristischen Personen des of-
fentlichen Rechts eingesetzt und

— die Zahl der Betriebsprifungen deutlich
erhoht.

Im Rahmen der Betriebsprifungen sind bisher
Steuern in H6he von ca. 7,2 Mio. Euro nach-
traglich festgesetzt und erhoben sowie bisher
gewdhrte Verlustvortrage um rund
182 Mio. Euro gekurzt worden.

Die Besteuerung von Beistandsleistungen hat
der Senat bislang grundsatzlich abgelehnt,

obwohl nach der Rechtsprechung des Bundes-
finanzhofs wie auch der des Européischen Ge-
richtshofs Leistungen der 6ffentlichen Hand je-
denfalls dann zu besteuern sind, wenn sie
auch von Privaten erbracht werden oder er-
bracht werden kdnnten. Inzwischen hat jedoch
eine von den Steuerabteilungsleitern des Bun-
des und der Lander eingesetzte Arbeitsgruppe
empfohlen, die Rechtsprechung insoweit um-
zusetzen, wie sie die EU-rechtlich determinier-
te Umsatzsteuer betrifft. Eine weitere, auf
Staatssekretarsebene gebildete Arbeitsgruppe
will zunéchst alle offenen Fragen erértern und
dabei auch haushaltspolitische und finanzver-
fassungsrechtliche Gesichtspunkte berlicksich-
tigen.

Umsatzsteuer bei arztlichen Leistungen

(Finanzbehdorde — Steuerverwaltung —)

Nach den Feststellungen des Rechnungshofs
hatten die Finanzamter dem Umstand, dass
arztliche Behandlungen nur dann von der Um-
satzsteuer befreit sind, wenn sie medizinisch
notwendig sind, weder im Steuerfestsetzungs-
verfahren noch bei Betriebsprifungen genu-
gend Rechnung getragen. Dreiviertel der in
Hamburg praktizierenden Arzte waren nicht als
potenziell umsatzsteuerpflichtige Unternehmer
erfasst.

Der Rechnungshof hat gefordert,

— die Bearbeiter in den Finanzamtern deut-
lich starker fur die Steuerpflichtigkeit be-
stimmter Umsatze der Arzte zu sensibili-
sieren,

— in Rahmen einer Aktion koordinierter Be-
triebsprifungen bei Fach- und Zahnarzten
gezielt umsatzsteuerliche Schwerpunkte
Zu setzen und die noétige Qualitat bei der
AuBenprifung von Arzten auch iiber das
Ende der Aktion hinaus sicherzustellen,

— die steuerliche Unternehmereigenschaft
von Arzten durchgéngig zu erfassen sowie

— die steuerliche Erfassung von Arzten mit
dem berufsstandischen Anmeldeverfahren
der Arztekammern zu verbinden, um die
Gefahr von steuerlichen Anzeigepflichtver-
letzungen wie auch den Burokratieauf-
wand fiir die betroffenen Arzte dadurch zu
minimieren (Jahresbericht 2010, Tzn. 721
bis 733).

Der Senat hat darauf hingewiesen, dass

— er mit den koordinierten Betriebsprifungen
bei Fach- und Zahnarzten der geforderten
Sensibilisierung bereits Rechnung getra-
gen habe,

— in den Finanzamtern zentralisierte Arbeits-
bereiche zu Unternehmensneugriindungen
und zum Umsatzsteuervoranmeldungsver-
fahren eingerichtet wirden,

— beabsichtigt sei, durch spezielle Fragebo-
gen zusatzliche Daten zu fachéarztlichen
Qualifikationen und Spezialisierungen zu
erheben, um eine bedarfsgerechte Fallbe-
arbeitung sicherzustellen und

— er eine Verbindung des steuerrechtlichen
Anzeigeverfahrens mit den berufsstandi-
schen Anzeigeverfahren kritisch sehe.

Der Rechnungshof hat deutlich gemacht, dass
die MalRnahmen insgesamt nicht ausreichen,
um eine héhere Sensibilisierung der Bearbeiter
fur die umsatzsteuerlichen Fragestellungen bei
Arzten zu erreichen. Zentralisierte Arbeitsbe-
reiche fir Unternehmensneugriindungen oder
Umsatzsteuervoranmeldungen fiihren nicht zu
branchenspezifischen Verbesserungen, solan-
ge auf gezielte steuerfachliche Anweisungen
verzichtet werde. Die beabsichtigte Einflihrung
eines Fragebogens zur steuerlichen Erfassung
von Arzten ist auf Bund-Lander-Ebene am Wi-
derstand der Organisationsreferenten geschei-
tert. Die steuerliche Unternehmereigenschaft
von Arzten wird nach wie vor nicht durchgan-
gig erfasst. Nach aktuellem Stand soll die
Nachspeicherung der entsprechenden Daten



im dritten Quartal 2013 abgeschlossen wer-
den.

Programmgesteuerte Bearbeitung von Steuererklarungen

(Finanzbehdrde — Steuerverwaltung —)

Die programmgesteuerte Bearbeitung von
Steuererklarungen war noch nicht so organi-
siert, dass die Bearbeiter von der Prifung risi-
koarmer Steuererklarungen tatsachlich in dem
angestrebten Umfang entlastet wurden. Priif-
und Risikohinweise waren nicht sachgerecht
bearbeitet worden. Bei der Umsetzung des
methodischen Konzepts zur Nachsteuerung
des maschinellen Risikomanagements fehlte
es an der sachlich gebotenen Konsequenz.
Angesichts dieser Feststellungen hat der
Rechnungshof gefordert,

— die auf die Datenerfassung folgende Bear-
beitung risikoarmer  Steuererklarungen
konzeptgemalR so zu gestalten, dass bis
hin zur Datenfreigabe manuelle Bearbei-
tungsschritte ausgeschlossen sind,

— auf diese Weise Rahmenbedingungen zu
schaffen, die es der Sachbearbeitung er-
moglichen, sich bei den risikobehafteten
Steuererkldrungen auf eine sachgerechte
Intensivbearbeitung der Pruf- und Risiko-
hinweise zu konzentrieren,

— bei Steuererklarungen, deren jeweiliges
Bearbeitungsergebnis auch zur Nachsteu-
erung des maschinellen Risikomanage-
ments ausgewertet wird (Referenzfélle),
eine Intensivbearbeitung der Erklarung im
Ganzen sicherzustellen (Referenzfallbear-
beitung),

— die unzulassige Sachbearbeitung bei der
Ersterfassung der Erklarungsdaten wie
auch die Moglichkeit einer nachtraglichen
Anderung dieser sogenannten Primarda-
ten zu unterbinden, um Abweichungsana-
lysen zur Nachsteuerung des maschinellen
Risikomanagements nicht zu verfélschen
sowie

— angesichts der Einfihrung eines neuen
Auswertungsmoduls die Beschrankung der
Abweichungsanalysen auf Félle mit hohen
Abweichungsbetrdgen zu beseitigen oder
durch eine deutliche Absenkung der rele-
vanten Schwellenwerte zumindest zu mil-
dern (Jahresbericht 2011, Tzn. 577 bis
601).

Der Senat hat darauf hingewiesen, dass die
zustandige Behorde unabhangig von den zu-
treffenden Feststellungen des Rechnungshofs
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eine Geschaftsprufung durchfihren werde, um
festzustellen, inwieweit die Finanzdmter die
Bearbeitungsgrundsétze des Risikomanage-
ments anwendeten. Der Prifungsabschluss
und der entsprechende Bericht werden nach
Angaben der Finanzbehérde — Steuerverwal-
tung — im Laufe des ersten Halbjahres 2013
erwartet.

Im Ubrigen befindet sich die Umsetzung der
Forderungen und Empfehlungen des Rech-
nungshofs auf folgendem Stand:

— Die automatische Datenfreigabe bei risiko-
armen Steuererklarungen ist bislang nur
fur elektronisch abgegebene Steuererkla-
rungen realisiert worden. Der Einsatz ei-
nes entsprechenden Verfahrens fir Steu-
ererklarungen in Papierform, die zu ihrer
elektronischen Bearbeitung gescannt wer-
den, ist wegen technischer Probleme er-
neut verschoben worden und wird nun im
ersten Halbjahr 2013 erwartet. Fur das
herkdmmliche Verfahren der manuellen
Dateneingabe aus Steuererklarungen soll
auf eine automatische Datenfreigabe auch
kunftig verzichtet werden. Angesichts der
erwarteten Zuwachse bei elektronisch ab-
gegebenen oder gescannten Steuererkla-
rungen lohne sich der mit den notigen
Programmanderungen verbundene Auf-
wand nicht.

— Hinsichtlich der Kritik an der unzureichen-
den Bearbeitung sogenannter Risikohin-
weise sieht die Finanzbehtrde — Steuer-
verwaltung — den Schlissel fur Verbesse-
rungen in einer obligatorischen Dokumen-
tation der Hinweisbearbeitung. Nach der-
zeitigem Stand soll das technische Verfah-
ren Ende 2013 einsatzbereit sein. Die ur-
sprunglich bereits fir das zweite Halbjahr
2011 angekindigte Prazisierung der An-
forderungen an eine Intensivbearbeitung
der Prif- und Risikohinweise steht noch
aus. Mit einem Inkrafttreten der entspre-
chenden Dienstanweisung wird nun im
ersten Halbjahr 2013 gerechnet.

— Der Forderung nach Intensivbearbeitung
der sogenannten Referenzfalle wurde nicht
entsprochen. Eine nur Uberschlagige Pri-
fung mit punktueller Bearbeitung einzelner
durch den Bearbeiter bestimmter Sachver-



halte wird nach wie vor als sachgerecht
angesehen. Auch auf Bund-Lander-Ebene
ist auf eine Initiative zur Festlegung spezi-
fischer Bearbeitungsstandards fir Refe-
renzfalle verzichtet worden.

— Rechnungshof und Senat sind sich darin
einig, dass der unzuléssigen Sachbearbei-
tung bei der Ersterfassung der Erklarungs-
daten nur dann entgegengewirkt werden
kann, wenn die Datenerfassung den Ein-
gangsstellen Ubertragen wird. Nachdem
inzwischen samtliche Finanzéamter Uber
Eingangsstellen verfligen, hangt alles wei-
tere von der anforderungsgerechten Aus-
gestaltung dieser Stellen ab. Die Finanz-
behdrde - Steuerverwaltung — will zu-
nachst Erfahrungen sammeln und analy-
sieren, ehe ein einheitliches Konzept ent-
wickelt wird.

— Hinsichtlich der nachtraglichen Verande-
rung von Primérdaten ist der Senat den

Handlungsansétzen des Rechnungshofs
nicht gefolgt. Nach Darstellung der Fi-
nanzbehoérde — Steuerverwaltung — sei vie-
len Bearbeitern nicht klar gewesen, unter
welchen Voraussetzungen eine nachtragli-
che Anderung von Primérdaten nach den
geltenden Vorgaben nur zulassig ist. Die
Missverstandnisse seien ausgeraumt wor-
den. Weiterer Handlungsbedarf bestehe
nicht.

— An der Beschrankung der Abweichungs-
analysen auf Falle mit hohen Abwei-
chungsbetragen wollen Senat und Finanz-
behérde — Steuerverwaltung — festhalten,
weil die Kapazitaten fiir einzelfallbezogene
Auswertungen begrenzt seien. Das seit
2010 zur Verfugung stehende Modul zur
Auswertung maschinell aggregierter Daten
habe sich bislang nicht bewahrt.

Besteuerung von Einkinften aus Vermietung und Verpachtung

(Finanzbehdrde — Steuerverwaltung —)

Angesichts erheblicher Bearbeitungsméngel
bei der Besteuerung von Einklnften aus Ver-
mietung und Verpachtung hat der Rechnungs-
hof gefordert,

— die in den geltenden Bearbeitungsgrund-
satzen verankerten Vorgaben zur Sach-
aufklarung konsequent zu beachten,

— Lucken in den Erklarungen der Steuer-
pflichtigen, die eine ernst zu nehmende
Schlussigkeits- und Glaubhaftigkeitskon-
trolle erschweren oder gar unmdéglich ma-
chen, mehr Aufmerksamkeit als bisher zu
schenken,

— die Steuer nur dann unter dem Vorbehalt
der Nachprifung festzusetzen, wenn eine
spatere Nachprifung bis zum Eintritt der
Festsetzungsverjahrung auch tatséchlich
gewdhrleistet ist,

— die Uberwachung von Nachpriifungsvor-
behalten zu verbessern und

— Moglichkeiten eines pauschalierten Ab-
zugs von Werbungskosten zu prifen.

Er hat dartiber hinaus Anderungen in den Er-
klarungsvordrucken angeregt, um die Steuer-
pflichtigen nachdricklicher als bisher auf ihre
Darlegungspflichten hinzuweisen.

SchlieBlich hat der Rechnungshof hinsichtlich
der noch im Aufbau befindlichen programmge-
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steuerten Bearbeitung von Steuererklarungen
mit Einklnften aus Vermietung und Verpach-
tung gefordert, die technischen Voraussetzun-
gen fur programmgesteuerte Plausibilitdtskon-
trollen zu verbessern und die vorhandenen
Mdglichkeiten konsequenter als bisher zu nut-
zen (Jahresbericht 2011, Tzn. 602 bis 610).

Der Senat hat die Feststellungen des Rech-
nungshofs weitgehend akzeptiert. Die Forde-
rungen und Empfehlungen sind bislang nur
zum Teil umgesetzt worden.

— Eine Erorterung der Feststellungen mit
Vertretern der Finanzamter hat stattgefun-
den.

— Eine zentrale Dienstanweisung zum Um-
fang der Sachverhaltsermittlungen im
Steuerfestsetzungsverfahren  wird  seit
mehreren Jahren (berarbeitet. Das spéa-
testens seit 2009 laufende Vorhaben soll
nun im ersten Halbjahr 2013 zum Ab-
schluss gebracht werden.

— Die Einfhrung eines pauschalierten Wer-
bungskostenabzugs ist bereits aufgrund
entsprechender Anregungen des Bundes-
rechnungshofs in einer Bund-Lander-
Arbeitsgruppe gepruft worden. Aufgrund
ihrer Bedenken wegen einer mdglichen
Verletzung des sogenannten Nettoprinzips
und des Prinzips der Besteuerung nach
der Leistungsfahigkeit haben Bund und



Lander die Anregungen des Bundesrech-
nungshofs verworfen.

— Die Anregungen zur Verbesserung der Er-
klarungsvordrucke sind ebenfalls verwor-
fen worden.

— Einer Verbesserung der technischen Vo-
raussetzungen fur programmgesteuerte

Plausibilitatskontrollen bedarf es nach Auf-
fassung der Finanzbehérde — Steuerver-
waltung — nicht. Die konsequentere Nut-
zung der vorhandenen Mdéglichkeiten soll —
soweit im Rahmen des Zeichnungsrechts
moglich — von den Dienstvorgesetzten
Uberwacht werden.

Steuerliche Erfassung von Hunden
(Finanzbehorde — Steuerverwaltung -)

Seit 2006 sind Hundehalter ordnungsrechtlich
verpflichtet, das Halten eines Hundes anzuzei-
gen. Diese Anmeldung beinhaltet auch die
Anmeldung des Hundes nach dem Hunde-
steuergesetz. Die Einbettung der steuerlichen
Anmeldung in das neue ordnungsrechtliche
Verfahren eroffnet die Mdglichkeit, die Besteu-
erung des Haltens von Hunden grundlegend
zu vereinfachen.

Der Rechnungshof hat empfohlen,

— die rechtlichen wie auch die technischen
Voraussetzungen fiur ein vollautomatisches
Regelbesteuerungsverfahren  auf  der
Grundlage der im Hunderegister abgeleg-
ten Daten zu schaffen und

— manuell nur noch Uber steuerliche Aus-
nahmen und Beglinstigungen zu entschei-
den.

Im Ubrigen hat der Rechnungshof

— festgestellt, dass aufgrund inkompatibler
IT-Verfahren ein personalintensiver Ab-
gleich der im Hunderegister erfassten Da-
ten mit den Daten des zustandigen Fi-
nanzamts erforderlich war,

— Anderungen hinsichtlich der Dateniber-
mittlung angeregt (Jahresbericht 2011,
Tzn. 611 bis 619).

Der Senat hat die Feststellungen des Rech-
nungshofs akzeptiert und eine Wirtschaftlich-
keitsuntersuchung zur mdoglichst effizienten
Ausgestaltung des Besteuerungsverfahrens
angekindigt. In diesem Kontext wirden auch
die Empfehlungen des Rechnungshofs zur
Neufassung des Hundesteuergesetzes aufge-
griffen.

Die Verwaltung

— ist den Empfehlungen zur Einfihrung ei-
nes vollautomatischen Regelbesteue-
rungsverfahrens angesichts der erforderli-
chen Rechtsanderungen nicht gefolgt,

— hat die Ubermittlung von Daten aus dem
Hunderegister an das zustandige Finanz-
amt automatisiert. Damit sei das Verfahren
»technisch unter Beachtung von Grundsat-
zen der Verfahrensékonomie optimiert*
und gegeniiber dem bisherigen Verfahren
ein wesentlicher Fortschritt erreicht wor-
den.

Die angekindigte Wirtschaftlichkeitsuntersu-
chung hat nicht stattgefunden.

Festsetzung und Erhebung der Gewerbesteuer

(Finanzbehdrde — Steuerverwaltung -)

Bei der Prifung aufkommensstarker Gewerbe-
steuerfélle hat der Rechnungshof sowohl hin-
sichtlich der Vorgaben zur Beschleunigung des
Verfahrens als auch hinsichtlich der Festset-
zung von Vorauszahlungen Méngel festge-
stellt. Er hat gefordert,

— bei der Festsetzung der Gewerbesteuer fiir
eine sachgerechte und zeithahe Bearbei-
tung der Steuererklarungen zu sorgen,
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— die Sachaufklarung bei der Festsetzung
von Vorauszahlungen deutlich zu verbes-
sern und

— den friheren — besseren — Standard der
IT-Unterstitzung so bald wie mdglich wie-
derherzustellen.

Angesichts weiterer Bearbeitungsmangel bei
geltend gemachten Aufwendungen fir die zeit-
lich befristete Uberlassung von Rechten hat
der Rechnungshof gefordert, die Rechtskennt-



nisse der Bearbeiter zu verbessern und die
Bearbeitungsgrundsatze zu beachten.

In sieben gleichgelagerten Steuerfallen hat der
Rechnungshof Billigkeitsentscheidungen zur
Vermeidung der Mindestbesteuerung bean-
standet und gefordert, die verfahrensrechtli-
chen Voraussetzungen fur derartige Entschei-
dungen kunftig exakter zu prifen (Jahresbe-
richt 2012, Tzn. 779 bis 794).

Der Senat hat die Forderungen uberwiegend
akzeptiert und entsprechende MalRhahmen er-
griffen. Hinsichtlich der Méangel bei der Bear-
beitung aufkommensstarker Gewerbesteuerfal-
le

— sind die zustandigen Hauptsachgebietslei-
ter auf die Notwendigkeit sachgerechter

Fachaufsicht bei der Steuerfestsetzung
hingewiesen worden,

— haben die Bearbeiter eine klarstellende
Fachinformation zur Festsetzung und An-
passung der Vorauszahlungen erhalten
und

— ist eine Verbesserung der bundesweit ein-
heitlichen IT-Unterstitzung in Arbeit.

Auf die Bearbeitungsmangel bei geltend ge-
machten Aufwendungen fiir die zeitliche Uber-
lassung von Rechten hat die Finanzbehérde
— Steuerverwaltung — ebenfalls mit einer inter-
nen Fachinformation reagiert. Die Kritik an den
Billigkeitsentscheidungen teilt der Senat unter
Berufung auf die Besonderheiten der Einzelfal-
le nicht.

Unterhaltszahlungen ins Ausland
(Finanzbehdrde — Steuerverwaltung —)

Als Beauftragte des Rechnungshofs hat die
zustandige Vorprifungsstelle bei der Prifung
geltend gemachter Unterhaltszahlungen an im
Ausland lebende Personen erhebliche Defizite
festgestellt. Angesichts der Versaumnisse bei
der Fallbearbeitung hat der Rechnungshof ge-
fordert,

— die Fachaufsicht zu intensivieren und

— das Zeichnungsrecht zu andern, um den
Sachgebietsleitungen mehr als bisher Ge-
legenheit zur Qualitatssicherung zu geben
(Einhaltung gesetzlicher Nachweispflich-
ten, Bearbeitung interner Prufhinweise).

Da die Regelungen zum steuerlichen Abzug
von Unterhaltsleistungen an bedirftige Perso-
nen zu den kompliziertesten, zeitaufwendigs-
ten und betrugsanfalligsten Vorschriften im Be-
reich der Arbeithehmerveranlagung gehdéren,
hat der Rechnungshof des Weiteren empfoh-
len, sich einer Initiative der Lander Hessen,

Schleswig-Holstein, Rheinland-Pfalz und Bre-
men anzuschlieen, die u. a. auf die Abschaf-
fung des Abzugs fur Unterhaltsaufwendungen
ins Ausland zielt (Jahresbericht 2012, Tzn. 795
bis 804).

Der Senat hat die Vollzugsméangel eingeraumt.

Die Finanzbehorde — Steuerverwaltung — hat
das Thema zum Gegenstand breit angelegter
Schulungen gemacht. Eine Anderung der
Zeichnungsrechtbestimmungen lehnt der Se-
nat ab, weil sie beispielgebend fir eine Viel-
zahl anderer kompliziert zu handhabender
Sachverhalte werden kdnnte. Es sei kontra-
produktiv, wenn die Zeichnungsvorbehalte zu-
gunsten der Sachgebietsleitungen ausuferten.
Die Gesetzesinitiative der Lander Hessen,
Schleswig-Holstein, Rheinland-Pfalz und Bre-
men hat Hamburg unterstitzt. Ihre parlamenta-
rische Beratung steht an.
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7. Bauen und Erhalten

Verkehrsinfrastruktur der Arenen am Volkspark
(Behorde fur Wirtschaft, Verkehr und Innovation / Finanzbehdrde)

Im Jahr 2000 hatte der Senat der Burgerschaft
mitgeteilt, dass die auf hamburgischen Grund-
sticken herzustellenden notwendigen Stell-
platze an die Betreiber der Arenen gegen Ent-
gelt vermietet werden und Hamburg nach einer
Ubergangszeit 50 % des mit diesen Flachen
erwirtschafteten Gewinns erhalten soll.

Der Rechnungshof hatte beanstandet, dass
noch kein abschlielender Mietvertrag bestand,
der alle Stellplatzflachen berlcksichtigt und
Grundlage fiir eine rechtzeitige und vollstandi-
ge Einnahmeerhebung bildet (834 Ab-
satz 2 LHO). Er hat die Finanzbehérde 2005
aufgefordert, die Voraussetzungen fiur eine
umfassende Einnahmeerhebung zu schaffen.

Die Burgerschaft ist der Forderung des Rech-
nungshofs beigetreten und hat den Senat
durch ein Blrgerschaftliches Ersuchen aufge-
fordert zu berichten, in welcher Hohe von 1999
bis 2005 Einnahmen aus der Stellplatzvermie-
tung im Zusammenhang mit den Arenen im
Volkspark erzielt worden sind, wie sie sich auf
die AOL Arena (heute Imtech Arena) und die
Color Line Arena (heute O, World Hamburg)
verteilen und auf welchen vertraglichen Grund-

lagen sowie Uberpriften Abrechnungsmodali-
taten sie beruhen (Jahresbericht 2005, Tzn.
249 bis 262; Ergebnisbericht 2007, S. 52/53).

Trotz der Ankiindigung des Senats in der Be-
antwortung des Burgerschaftlichen Ersuchens
im Jahr 2007, die Burgerschaft Uber die ab-
schlieRenden Stellplatzregelungen unterrichten
zu wollen, besteht diesbezuglich noch immer
keine endgiltige Regelung mit entsprechen-
den Mietvertragen.

Die Verwaltung hat nunmehr dargelegt, dass
priméar aus planerischen Griinden — der Auf-
gabe des Projekts ,Masterplan Volkspark® und
dem Verzicht auf die Ausrichtung einer Univer-
siade — sowie der Veranderung von finanziel-
len Prioritaten aufgrund des Verzichts auf die
Finanzierung einer Parkpalette fur entfallene
Stellplatze durch die Volksbankarena eine ab-
schliefende Regelung bisher nicht gelungen
sei. Die Regelung aller offenen Punkte, ein-
schlieBlich der Bewertung der Zinsverluste, ist
fur 2013 angekindigt und soll mit einer Se-
nats- und Birgerschaftsbefassung abge-
schlossen werden.

Parkraumbewirtschaftung mittels Parkuhren und Parkscheinautomaten
(Behorde fur Wirtschaft, Verkehr und Innovation / Behérde fir Inneres und Sport /

Finanzbehdrde / Bezirksamter)

Der Rechnungshof hatte in seinem Jahresbe-
richt 2007 gefordert, dass die damals zustan-
digen Behoérden sich in einem gemeinsamen
Konzept auf realisierbare Ziele fur die Park-
raumbewirtschaftung einigen und diese ver-
bindlich vereinbaren. Der Senat hatte den vom
Rechnungshof aufgezeigten Handlungsbedarf
seinerzeit anerkannt und Ende 2009 eine Pro-
jektgruppe eingerichtet (Jahresbericht 2007,
Tzn. 266 bis 290; Ergebnisbericht 2010,
S. 51).

Ende 2010 wurde das Vorhaben ausgesetzt,
da das Arbeitsergebnis der Projektgruppe in
wesentlichen Punkten strittig blieb.

Entsprechend den Empfehlungen des Rech-
nungshofs hat die Birgerschaft den Senat
2011 erneut ersucht, die Einfihrung eines
Konzepts zur Parkraumbewirtschaftung zu pri-
fen.
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Der Senat hat die Birgerschaft im Marz 2013
(Burgerschaftsdrucksache 20/7125 vom
5. Mérz 2013) Uber MalRnahmen zur Verein-
heitlichung der Parkraumbewirtschaftung un-
terrichtet. Darunter fallen die Vereinheitlichung
der Bewirtschaftungszeiten und der Hochst-
parkdauer. Zudem werden bisher nicht bewirt-
schaftete Stellplatze im Innenstadtbereich ge-
bihrenpflichtig. Dafir sind eine Umstellung der
vorhandenen und das Aufstellen neuer Park-
scheinautomaten erforderlich.

Die Wirksamkeit dieses Bewirtschaftungssys-
tems hangt von der Intensitat seiner Uberwa-
chung ab. Hierzu wurde Anfang 2013 das Pro-
jekt ,Parkraumiberwachung® eingesetzt. Ziel
des Projekts ist es nach Mitteilung der Verwal-
tung, einerseits die Uberwachung der bewirt-
schafteten Parkstdnde zu intensivieren sowie
andererseits auf der Basis der gefundenen
Wirkmechanismen eine effiziente Dauerorga-



nisation fur die Parkraumbewirtschaftung vor-
zubereiten. Zur Umsetzung dieser Zielsetzung
werde gegenwartig auch geprift, inwiefern ei-
ne Verbesserung der Uberwachung des ru-
henden Verkehrs insbesondere im bewirt-
schafteten Parkraum auch auf3erhalb des be-
zirklichen Ordnungsdienstes erreicht werden
kdnne. Einen Termin fur die Vorlage von Er-
gebnissen hat der Senat nicht genannt; die
Behorde fur Wirtschaft, Verkehr und Innovation
hat dem Rechnungshof mitgeteilt, das Projekt
werde dem Senat auf der Basis der prakti-
schen Erfahrungen eine endgiiltige Organisa-

tion vorschlagen, in der das bis dahin tatige
Projektpersonal eingesetzt werden kdnne.

Damit ist mehr als funf Jahre, nachdem der
Senat den vom Rechnungshof aufgezeigten
Handlungsbedarf anerkannt hat, immer noch
offen, wie dazu erforderliche MalRnahmen
endgiltig umgesetzt werden sollen. Auf der
Basis der vom Rechnungshof seinerzeit ermit-
telten moglichen Mehreinnahmen von jahrlich
rund 35 Mio. Euro hat der Senat in dieser Zeit
auf Einnahmen von Uber 175 Mio. Euro ver-
zichtet.

Mahatma-Gandhi-Briicke

(Behorde fur Wirtschaft, Verkehr und Innovation)

Der Rechnungshof hatte darauf hingewiesen,
dass

— eine Erweiterung der Gehwegflachen auf
der Klappbricke Uber den Sandtorhafen
nicht notwendig und damit der Bedarf fur
einen Brickenneubau nicht gegeben ist
und

— es auch die besondere Bedeutung der
Elbphilharmonie nicht erlaubt, jeden Auf-
wand als gerechtfertigt anzusehen. Auch
fur in engem Kontext zu bedeutenden Pro-
jekten stehende MaRnahmen gilt es, die
Forderung nach Wirtschaftlichkeit und
Sparsamkeit nachzuweisen (Jahresbericht
2008, Tzn. 476 bis 480; Ergebnisbericht
2010, S. 54).

Der Senat hat der Burgerschaft im Juni 2009
berichtet, dass auf einen Neubau verzichtet
werde. Die hierdurch erzielte Kostenersparnis
betrage voraussichtlich 5,38 Mio. Euro. Im Au-
gust 2011 hat er erganzt, auch nach neueren
Verkehrsprognosen und Variantenbetrach-
tungen solle aus Kostengrinden an dieser
Entscheidung festgehalten werden. Parallel
dazu sollte allerdings die Planung einer zu-
satzlichen FuRgangerklappbricke als Hand-
lungsoption im Falle einer unbefriedigenden
ErschlieBungssituation nach Inbetriebnahme

der Elbphilharmonie begonnen werden. Die
Baukostenersparnis gegeniiber einem Neubau
der StralRenbriicke wurde selbst fir den Fall,
dass eine Fulgangerbriicke erforderlich wir-
de, mit 4 Mio. Euro beziffert.

Im Rahmen der durch einen birgerschaftlichen
Antrag (Burgerschaftsdrucksache 20/6000
vom 31. Oktober 2012) erganzten abschlie-
Benden parlamentarischen Erorterung des
Themas Ende 2012 hat der Senat den Neubau
beflrwortet, ohne nochmals deutlich gemacht
zu haben, dass die vorgenannte Bewertung
nach wie vor Glltigkeit hat und sich eine unbe-
friedigende ErschlieBungssituation nur in sehr
seltenen Ausnahmeféllen ergeben wirde. Die
Burgerschaft wurde somit — anlasslich des
oben genannten Antrags fur einen Neubau von
rund 15 Mio. Euro — nicht ausreichend infor-
miert, um sachgerecht und damit sparsam ent-
scheiden zu kénnen. Daran &ndert auch der
Hinweis der Verwaltung nichts, dass die vor-
liegende Haushaltsentscheidung auf ausrei-
chend gesicherter Kostenbasis geféllt werden
konnte.

Im Ergebnis wird nun eine Brucke gebaut, die
allenfalls erforderlich ist, wenn gleichzeitig
mehrere GrolRveranstaltungen mit hohem tou-
ristischem Andrang zusammentreffen.

Neuorganisation im Hamburger Schulbau (Modell Hamburg Siud)

(Finanzbehorde)

Der Rechnungshof hatte die Veranschlagung
von insgesamt 2 Mio. Euro fir den ungewissen
Eintritt von Risiken in den Jahren 2007 und
2008 beanstandet, da sie nicht den gesetzli-
chen Vorgaben entspricht. Er hatte gefordert,
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von der bis einschliellich 2012 fur diesen
Zweck vorgesehenen Veranschlagung weiterer
7 Mio. Euro abzusehen (Jahresbericht 2009,
Tzn. 35 bis 39; Ergebnisbericht 2010, S. 63).



Der Senat hat die Feststellungen zunachst
nicht geteilt, sich dann aber der Auffassung
des Rechnungshofs angeschlossen und auf

die Veranschlagung von Risikokosten ab dem
Haushaltsjahr 2011 verzichtet.

Verlagerung Grundschule Chemnitzstralie

(Behorde fur Schule und Berufsbildung)

Der Rechnungshof hatte gefordert, die der
Bemessung des Raumbedarfs zugrunde zu le-
genden Musterraumprogramme den aktuellen
Schulformen anzupassen (Jahresbericht 2009,
Tzn. 82 bis 113; Ergebnisbericht 2010, S. 53).

Der Senat hatte die Notwendigkeit der Uberar-
beitung der Musterraumprogramme anerkannt.

Inzwischen hat die Behérde die Forderung des
Rechnungshofs umgesetzt und im Jahr 2011
das ,Musterflachenprogramm fur allgemeinbil-
dende Schulen“ herausgegeben.

Anbindung der HafenCity an die angrenzenden Stadtteile
(Behorde fur Wirtschaft, Verkehr und Innovation)

Der Rechnungshof hatte beanstandet, dass
die HafenCity Hamburg GmbH (HCH) in der
HafenCity Baumafinahmen an 6ffentlichen An-
lagen durchfiihrt, ohne dazu legitimiert worden
zu sein. Er hat die Behorde in Anbetracht des
hohen finanziellen Volumens, der ungeregel-
ten Abhé&ngigkeiten und der schon fortgeschrit-
tenen Mallnahmen aufgefordert, einen Er-
schlieBungsvertrag kurzfristig abzuschliel3en

(Jahresbericht 2009, Tzn. 460 bis 486; Ergeb-
nisbericht 2010, S. 57).

Der Senat hat die Forderung anerkannt.

Mit der Vereinbarung Uber die Erschlieung
der HafenCity vom August 2010 haben die
Verwaltung und die HCH den ErschlieBungs-
vertrag geschlossen.

Erhaltung des Hamburger Stral3ennetzes
(Behorde fur Wirtschaft, Verkehr und Innovation / Finanzbehérde / Bezirksamter)

Der Rechnungshof hat gefordert,

— fiur die Burgerschaft eine Entscheidungs-
grundlage zu erstellen, die in Abhangigkeit
zum angestrebten StraBenzustand den
konkreten Mittelbedarf ausweist,

— konsequenter als bisher Zielvorgaben zu
konkretisieren und operable Leistungs-
malistdbe zu definieren,

— die tatsachliche Entwicklung des Erhal-
tungszustands objektiv durch aussagekraf-
tige Kennzahlen darzustellen, zumal dies
auch im Hinblick auf die vorgesehene
Neuausrichtung des Haushaltswesens er-
forderlich wird,

— zur Optimierung der MalRnahmenplanung
ein Erhaltungsmanagementsystem zeitnah
einzufuihren und die dafur erforderliche Da-
tenbasis zu schaffen,
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— umgehend flr eine eindeutige Zuordnung
der Verantwortlichkeiten und die entspre-
chende personelle und finanzielle Ausstat-
tung Sorge zu tragen,

— zukUnftig vor jeder StralRenbaumalRnahme
die erforderlichen Grunddaten, die der
Planung zugrunde zu legen sind, auf ihre
Aktualitat zu Uberprifen und

— bei Sanierungsentscheidungen sicherzu-
stellen, dass die Anwendung aller infrage
kommenden Varianten systematisch tber-
pruft wird und nur die jeweils wirtschaft-
lichste und sparsamste MalRnahme zur
Ausfiihrung kommt (Jahresbericht 2010,
Tzn. 341 bis 372).

Der Senat hat zugesagt, die Forderungen um-
zusetzen.

Die Behorde fur Wirtschaft, Verkehr und Inno-
vation hat dartber hinaus mitgeteilt, dass eine



Machbarkeitsstudie zur Einfihrung eines Er-
haltungsmanagementsystems vorliege und
dieses vorbereitet werde. Dazu habe sie die
.Fachliche Leitstelle* fir die Straleninforma-
tionsbank (TT-SIB) etabliert und den Landes-
betrieb flir Geoinformationen und Vermessung
mit der Durchfuhrung der Aufgaben der Da-
tenerfassung, -haltung und -pflege beauftragt.

Darliber hinaus wirden die bereits vorhande-
nen Daten zur Zustandserfassung und Bewer-
tung (aus 2008 und 2012) kurzfristig um die
geplante Erfassung des StraRenraums (Bun-
desfernstraBen, anbaufreie Strecken und
Hauptverkehrsstrafl3en) erganzt werden.

Im Ubrigen werde sie die vorhandene Situation
der StraRBenunterhaltung einer kritischen Be-
trachtung unterziehen und aufgrund der im
Rahmen der Analyse gewonnenen Erkenntnis-
se Uber vorhandene Schwachpunkte neue L6-
sungsansétze entwickeln. Die Ergebnisse die-
ser Untersuchung sollen in einer Drucksache
dargestellt werden.

Bezuglich der Wahrnehmung der Verkehrssi-
cherungspflicht auf den Hauptverkehrsstra3en
werde gegenwartig geprift, die erforderlichen
Regelungen durch Anderung der Zustandig-
keitsanordnung zum Hamburgischen Wegege-
setz vorzunehmen.

Finkenwerder Knoten

(Behorde fur Wirtschaft, Verkehr und Innovation / Hamburg Port Authority AGR)

Der Rechnungshof hat gefordert, die fertigen
TeilmaBnahmen des Finkenwerder Knotens
sowie alle seit dem 1. Oktober 2005 durch die
Hamburger Port Authority AGR fertiggestellten
Anlagen der Behdrde zur Bilanzierung aufzu-
geben.

Des Weiteren hat er die Prufung empfohlen,
ob neue Vertrage Uber die Nutzung von Gleis-
anschlissen mit einer Regelung abgeschlos-
sen werden koénnen, durch die eine Betriebser-
laubnis dann erlischt, wenn sie in einem zu
bestimmenden Zeitraum nicht genutzt wird.
Dadurch konnte auf die Herrichtung dieser
Bahnibergange und Fuligangeriberwege ver-

zichtet werden (Jahresbericht 2010, Tzn. 389
bis 412).

Der Senat hat die Forderungen anerkannt.

Inzwischen sind alle seit dem 1. Oktober 2005
fertiggestellten Anlagen zur Bilanzierung ge-
meldet worden. Im Ubrigen wurden nur neue
Gleisanschlussvertrage geschlossen, die eine
Erstattung der Kosten fiir Ubergénge vorse-
hen. Innerhalb der nachsten Jahre sollen zu-
dem mdoglichst viele alte Vertrage dem ange-
passt werden, Sicherheitsaspekte sollen dabei
Prioritat vor der Wirtschaftlichkeit haben.

Ausbau der Sengelmannstralie

(Behorde fur Wirtschaft, Verkehr und Innovation)

Der Rechnungshof hat gefordert,

— StralRen entsprechend der Bilanzierungs-
richtlinie rechtzeitig und einzeln zu aktivie-
ren und

— darauf hinzuwirken, dass die Hamburger
Stadtentwéasserung A6R den Vorteil erstat-
tet, der ihr durch die auf Kosten der Stra-
Renbaumalnahme erneuerten Siele ent-
standen ist. Darliber hinaus ist eine orga-
nisatorische Regelung zu schaffen, mit der
kunftig eine ausnahmslose und vollstandi-
ge Erhebung des Vorteilsausgleichs si-
chergestellt wird (Jahresbericht 2010, Tzn.
413 bis 438).

Der Senat hat die Feststellungen anerkannt.
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Darlber hinaus hat die Behorde

— zur bilanziellen Aktivierung von Straflien
zugesagt, die Forderung des Rechnungs-
hofs im Zuge der Strategischen Neuaus-
richtung des Haushaltswesens umzuset-
zen. In dem konkreten Fall ist allerdings
die Aktivierung des bereits im Mai 2008
dem Verkehr Uibergebenen Abschnitts der
Sengelmannstralle immer noch nicht er-
folgt;

— mitgeteilt, dass der Vorteilsausgleich in
dem konkreten Einzelfall inzwischen er-
stattet worden sei. Um diesen auch fur
kunftige &hnlich gelagerte Félle sicherzu-
stellen, sei eine entsprechende Dienstan-
weisung erarbeitet worden. Diese solle im
Rahmen der Organisationsiiberlegungen



zum ,Kostenstabilen Bauen“ in ein Ge-
samtkonzept einflieBen.

Bildungszentrum ,,Tor zur Welt*

(Behorde fur Schule und Berufsbildung / Behoérde fir Stadtentwicklung und Umwelt / IBA

Hamburg GmbH / Finanzbehdérde)

Der Rechnungshof hat beanstandet, dass bei
der Bewertung der Wetthewerbsentwurfe die in
der Auslobung aufgestellten Beurteilungskrite-
rien nur unzureichend Anwendung fanden und
im Wettbewerbsverfahren auf eine bindende
Wirtschaftlichkeitsvorgabe verzichtet wurde.

Er hat gefordert,

— generell eine stringente Beriicksichtigung
der Beurteilungskriterien in allen Wettbe-
werbsphasen, insbesondere bei der Be-
wertung der Entwrfe, sicherzustellen,

— bei Architektenwettbewerben generell Kos-
tenobergrenzen in allen Wettbewerbspha-
sen vorzugeben,

— bei kunftigen Realisierungswettbewerben
insbesondere Standarderhéhungen schon
zu Beginn zu Uberprifen und

— im konkreten Fall die fehlenden Wirtschaft-
lichkeitsuntersuchungen fir den Pas-
sivhausstandard, die Photovoltaik- und die
solarthermischen Anlage im Rahmen der
Aufstellung der Bau- und Kostenunterlage
nachzuholen (Jahresbericht 2010, Tzn.
439 bis 465).

Der Senat hat die Forderungen des Rech-
nungshofs anerkannt.

Zwischenzeitlich hat die Verwaltung

— das Leistungsbild fir die Abwicklung und
Betreuung von Wettbewerben in den Ver-
waltungsvorschriften tber die Durchfih-
rung von Bauaufgaben der Freien und
Hansestadt Hamburg (VV-Bau) konkreti-
siert, um kiinftig die Bewertung des Preis-
gerichts auf der Basis der Beurteilungskri-
terien transparenter zu dokumentieren,
und

— mit der Einfihrung der ,Richtlinien fir Pla-
nungswettbewerbe der Freien und Hanse-
stadt Hamburg 2010“ Anwendungsvorga-
ben zur Aufnahme von Kostenobergrenzen
und einer wirtschaftlichen Vergleichbarkeit
in der Auslobung erlassen.

Im Ubrigen beabsichtige sie im konkreten Fall,
im Rahmen der Erfolgskontrolle eine Definition
von Zielen vorzunehmen und eine Wirtschaft-
lichkeitsprognose zu erstellen, die als Grund-
lagen fir die Erfolgsmessung herangezogen
wurden. Aus dem Ende 2015 erwarteten Er-
gebnis sollen Schlussfolgerungen fir kinftige
energetische MalRnahmen abgeleitet werden.
SBH | Schulbau Hamburg hat dariber hinaus
erklart, grundsatzlich keine von den gesetzli-
chen Malistaben abweichenden Anforderun-
gen umzusetzen. Der Passivhausstandard bil-
de im Schulbau eine besondere Ausnahme.

Erweiterungsbau Rechtshaus Universitat Hamburg
(Behorde fur Wissenschaft und Forschung / Behdrde fir Stadtentwicklung und Umwelt)

Der Rechnungshof hat gefordert zu kléaren, in
welcher Weise zukinftig unter wirtschaftlichen
und technischen Gesichtspunkten eine Nut-
zung des Wasserbeckens im Atrium stattfinden
kann.

Er hat zudem empfohlen zu prifen, ob kinftig
fur Neubauten und gegebenenfalls auch fur 6f-
fentliche Bestandsbauten verbindliche Rege-
lungen fur den Einbau von Energiemessgera-
ten eingefiihrt werden sollten (Jahresbericht
2010, Tzn. 483 bis 492).

Der Senat hat den Forderungen zugestimmt.
Zwischenzeitlich wurden

— statt des ungenutzten Wasserbeckens im
Atrium zusatzliche Leseplatze geschaffen
und

— die Behorden auf die Empfehlungen fur
den Einbau von Energiemessgeraten des
Arbeitskreises Maschinen- und Elektro-
technik staatlicher und kommunaler Ver-
waltung hingewiesen.
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Grundsanierung des Thalia Theaters
(Kulturbehdrde)

Die bisherige Strategie zur Umsetzung erfor-
derlicher BaumafRnahmen am Gebé&ude hat zu
einem aufwachsenden Substanzverlust ge-
fuhrt. Der Rechnungshof hat gefordert,

— ein Gesamtkonzept zu entwickeln, das
Bauunterhaltung und investive Mafnah-
men beriicksichtigt. Dadurch soll mittelfris-
tig ein baulicher Zustand erreicht werden,
der durch die institutionell bereitgestellten
Mittel dauerhaft erhalten werden kann;

— sicherzustellen, dass die Priufungen der
Verwendungsnachweise kunftig zeitnah
vorgenommen werden und die mit Zuwen-
dungen und dem Vergaberecht befassten
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter umfas-
send geschult werden (Jahresbericht
2010, Tzn. 493 bis 503).

Der Senat hat die Feststellungen anerkannt.

Zwischenzeitig wurden alle wesentlichen Sa-
nierungsbedarfe bis 2020 in einer Liste zu-
sammengefasst. Zusatzlich zu den in den
Haushaltplanen 2010 bis 2014 schon veran-
schlagten Mitteln wurden fiir das Thalia Thea-
ter zudem weitere Haushaltsmittel in der Gro-
Benordnung von rund 2,2 Mio. Euro bereitge-
stellt.

Im Ubrigen sind die mit Zuwendungen befass-
ten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Kul-
turbehérde mit dem Leitfaden fiur Zuwen-
dungsbauten ausgestattet worden. In der Ar-
beitsgruppe ,Zuwendungen“ soll der Aspekt
.vergabe“ beriicksichtigt werden.

Erfolgskontrolle und Steuerung des Landesbetriebs Stral3en, Bricken und

Gewasser

(Behorde fur Wirtschaft, Verkehr und Innovation)

Der Rechnungshof hat gefordert,

— die mit der Grindung des Landesbetriebs
StralBen, Bricken und Gewasser (LSBG)
verfolgten Ziele umgehend so zu operatio-
nalisieren, dass zum Beispiel konkrete
Aussagen dazu getroffen werden kdnnen,
ob nach seiner Grindung Leistungen —
auch unter Berlcksichtigung der Auswir-
kungen auf andere Organisationseinheiten
der damals zustandigen Behoérde fir
Stadtentwicklung und Umwelt — wirtschaft-
licher erbracht werden als vorher, sowie

— eine Zielvereinbarung einzufihren.

Er hat dem LSBG zudem empfohlen, ein Un-
ternehmenskonzept zu erstellen (Jahresbericht
2010, Tzn. 576 bis 584).

Der Senat hat darauf hingewiesen, dass eine
Operationalisierung durch Werte aus einer
Kosten- und Leistungsrechnung noch nicht
moglich sei, weil diese erst mit Griindung des
LSBG eingerichtet wurde und die Datenbasis
noch aufwachse. Er hat in seinem Evaluati-
onsbericht vom Februar 2011 (Burgerschafts-

drucksache 19/8654) die eingetretenen Ver-
besserungen lediglich verbal beschrieben, in
der Burgerschaftsdrucksache 20/737 vom Ju-
li 2011 aber angekindigt, ein weiterer Evalua-
tionsbericht Ende 2012 werde auch Bench-
marking-Ergebnisse mit vergleichbaren Einhei-
ten anderer Bundeslander und privater Anbie-
ter enthalten. Dieser Bericht soll im Laufe des
Jahres 2013 vorgelegt werden. Die Behdrde
fur Wirtschaft, Verkehr und Innovation hat mit-
geteilt, der LSBG verflige mittlerweile tber ei-
ne aussagekraftige Entwicklungsreihe von
Kennzahlen. Ein  Benchmarking-Vergleich
werde aber bisher nur mit Ingenieurbiros
durchgeflihrt, wobei sich eine mit der Privat-
wirtschaft vergleichbare Kosten- und Er-
l6sstruktur ergeben habe. Andere Bundeslan-
der hatten fir Benchmarking-Vergleiche nicht
gewonnen werden koénnen.

Im Ubrigen wurde die geforderte Zielvereinba-
rung abgeschlossen. Der Prozess der Erstel-
lung eines Unternehmenskonzepts dauert al-
lerdings nach wie vor an.
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Photovoltaik-Anlagen

(Behorde fur Stadtentwicklung und Umwelt / Behoérde fur Schule und Berufsbildung /

Kulturbehdrde)

Der Rechnungshof hat gefordert,

— bei kiinftigen Fortschreibungen des Klima-
schutzkonzepts die Grundsatze der Wirt-
schaftlichkeit und Sparsamkeit zu beach-
ten und fur den Einsatz der Photovoltaik-
Technologie Ziele und Prioritaten unter Be-
rucksichtigung der glnstigsten Zweck-
Mittel-Relation zu setzen sowie

— kunftig bei der Beurteilung von Forder-
maflnahmen die CO,-Vermeidungskosten
angemessen zu bertcksichtigen.

Der Rechnungshof hat ferner darauf hingewie-
sen, dass mangels konkreter Zielsetzungen
zur CO,-Einsparung fir Einzelmal3hahmen
und fur Technologie-Cluster wie zum Beispiel
Photovoltaik- und Windkraftanlagen eine maf3-
nahmenbezogene Erfolgskontrolle insgesamt
nur schwer moglich sein werde (Jahresbericht
2011, Tzn. 553 bhis 562).

Der Senat hat

— im Rahmen der Neufassung des Antrags-
und Vergabeverfahrens zu Projekten des
Hamburger Klimaschutzkonzepts dem As-

pekt der Wirtschaftlichkeit einen deutlich
héheren Wert zugemessen und die Ziel-
formulierung, Bewertung sowie Mafnah-
menauswahl im Sinne der Forderungen
des Rechnungshofs aufgegriffen,

— ab dem Haushaltsjahr 2011 dabei auch die
Kostenwirksamkeit der CO,-Vermeidung
als Kriterium fur die Projektférderungen
einbezogen sowie

— die vom Rechnungshof benannten Malf3-
nahmen zur Erfolgskontrolle und Pro-
grammevaluierung aufgenommen und
Uber erste Ergebnisse bzw. Prognosen
hinsichtlich der erreichten CO,- Minde-
rung berichtet (Burgerschaftsdrucksache
20/2676 vom 20. Dezember 2011).

Die Behorde fur Stadtentwicklung und Umwelt
hat erklart, sie werde dem Senat im
2. Quartal 2013 eine umfassende Bilanzierung
der erreichten Ergebnisse vorlegen und das
unter wissenschaftlicher Begleitung erstellte
Evaluierungsgutachten publizieren.

Kostenstabiles Bauen
(Beratende AufRRerung)

Der Rechnungshof hat in einer Beratenden
AuRerung nach § 88 Absatz 3 LHO vom
8. Juli 2010 uber die Ursachen der Kostenent-
wicklung beim Projekt Neubau ZOB Bergedorf
berichtet und dartber hinaus

— zusammenfassende Empfehlungen gege-
ben und Leitlinien fir kostenstabiles Bauen
formuliert sowie

— sich zu haufig wiederkehrenden Méangeln
im Zusammenhang mit der Vorbereitung,
Durchfihrung und Abrechnung von Bau-
malRnahmen geaullert und Handlungsopti-
onen aufgezeigt (Jahresbericht 2011, Tzn.
563 bis 564).

Der Senat hat im Dezember 2012 der
Burgerschaft mit seiner Mitteilung ,Kosten-
stabiles Bauen — Fortentwicklung des offentli-
chen Bauwesens® (Blrgerschaftsdrucksache
20/6208 vom 4. Dezember 2012) Uber die aus
seiner Sicht notwendigen Konsequenzen be-
richtet. Dabei greift er einen Grol3teil der Emp-
fehlungen des Rechnungshofs auf. Der Senat
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— unterstreicht die Notwendigkeit einer sorg-
faltig erarbeiteten Haushaltsunterlage als
belastbare Entscheidungsgrundlage,

— will fir die Burgerschaft bei der Veran-
schlagung von Bauvorhaben einen hoéhe-
ren Grad an Entscheidungstransparenz
bewirken und

— beabsichtigt strukturelle Veranderungen in
der Aufgabenorganisation im stadtischen
Bauwesen, der Einrichtung und Tatigkeit
Technischer Aufsichten sowie die Star-
kung des eigenen baufachlichen Know-
how, des Kosten- und Nachtragsmanage-
ments und des Monitorings grofRer Bau-
vorhaben.

Nicht geduRRert hat sich der Senat zu den Emp-
fehlungen der Beratenden AuRRerung

— die ausnahmsweise Veranschlagung ohne
HU-Bau nach § 24 Absatz 3 LHO sowie
Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen konkret
und nachprufbar in Kostenunterlagen zu
belegen (Tzn. 46, 72);



— Kostenobergrenzen in Vertragen mit Archi-
tekten- und Ingenieuren regelhaft zu ver-
einbaren (Tz. 82);

— Machbarkeitsstudien bei gro3en und kom-
plexen Vorhaben zu erstellen (Tz. 76).

Angesichts der Feststellung des Senats, dass
es zukunftig einer stringenteren Beachtung der
Regelwerke bedarf (Blrgerschaftsdrucksache
20/6208, Nr.1.1 vom 4. Dezember 2012) und
diese Empfehlungen in ihrem jeweiligen Wir-

kungskreis auch zu mehr Kostenstabilitat und
Wirtschaftlichkeit beitragen, erwartet der
Rechnungshof, dass auch diese Empfehlun-
gen Eingang in die angekiindigten Anderungen
der Verwaltungsvorschriften finden.

Die Senatskanzlei hat zugesagt, die Empfeh-
lungen des Rechnungshofs bei der Anpassung
der Verwaltungsvorschriften und Regelwerke
zu berucksichtigen.

Nachhaltiges Bauen

(Behorde fur Schule und Berufsbildung / Behdrde fur Wissenschaft und Forschung / Behoérde
fur Stadtentwicklung und Umwelt / Finanzbehorde / Bezirksamt Harburg)

Der Rechnungshof hat gefordert

— kdnftige Planungen konsequent auf einen
— auch hinsichtlich der Reinigungs- und
Wartungsfreundlichkeit — wirtschaftlich op-
timierten Gebaudeentwurf auszurichten
und zu Uberwachen und dem Bauherrn in
kunftigen Entscheidungsvorlagen die Her-
stellungs- und Baunutzungskosten von
Bauteilen darzustellen, um ihm die Még-
lichkeit zu geben, im Sinne nachhaltigen
Handelns die Gesamt-Lebenszykluskosten
bewerten zu kénnen,

— zu prufen, ob und in welcher Form der
.Leitfaden Nachhaltiges Bauen“ und das
.Bewertungssystem Nachhaltiges Bauen®
des Bundes auch fur Baumalinahmen der
Freien und Hansestadt Hamburg Anwen-
dung finden kann, und

— die Entwicklung einheitlicher Standards
und wirtschaftlicher Konzepte sicherzustel-
len, um ein einheitliches Vorgehen bei der
Anwendung hoherer Warmedammstan-
dards und der Umsetzung neuer Erkennt-
nisse zur Luftqualitét in Klassenrdumen zu
gewabhrleisten.

Der Rechnungshof hat auRerdem empfohlen,

— fir die Bewertung der Lebenszykluskosten
von Gebauden der Freien und Hansestadt
Hamburg geeignete Mal3stabe einzuflihren
sowie

— zu prufen, ob beim weiteren Ausbau der
Universitat zur 6kologischen und dkonomi-
schen Verbesserung die Abwéarme des
Deutschen Klimarechenzentrums (DKRZ)
fur Warmezwecke der Neubauten (zum
Beispiel durch ein Nahwarmekonzept) be-

ricksichtigt werden kann (Jahresbericht
2012, Tzn. 204 bis 227).

Der Senat hat die Feststellungen des Rech-
nungshofs anerkannt und zugestimmt, dass
Wirtschaftlichkeitsbetrachtungen die Basis fur
Entscheidungen bilden missen.

Im Ubrigen hat die Verwaltung

— den ,Leitfaden Nachhaltiges Bauen® und
das ,Bewertungssystem Nachhaltiges
Bauen® als Baufachliche Informationen im
Sinne einer Empfehlung im Jahr 2012 her-
ausgegeben. Diese befassen sich u. a. mit
der Thematik der Lebenszykluskosten;

— die ,Technischen Richtlinien zum Bau und
zur Einrichtung Hamburger Schulen® im
Jahr 2012 fortgeschrieben und darin u. a.
ein einheitlicheres Vorgehen bei der An-
wendung von Standards definiert. Die Be-
horde fur Stadtentwicklung und Umwelt
beabsichtigt dartber hinaus im Jahr 2015
erhohte energetische Standards fur 6ffent-
liche Gebaude festzulegen und hat die zu-
standigen Bauherren und Baudienststellen
aufgefordert, bis dahin bei der Bewertung
von Beschaffungs- und Planungsalternati-
ven im Rahmen von Wirtschaftlichkeitsun-
tersuchungen auf Basis einer Lebenszyk-
lusbetrachtung zu prifen, welche erhdhten
energetischen Standards bereits heute
sinnvoll zu realisieren sind;

— angekindigt, die Nutzung der Abwéarme
des DKRZ im Rahmen der derzeitigen
Standort- und Bauplanung am Campus
BundesstralRe zu prufen.
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Unterhaltungskosten im Hochbau
(Finanzbehdrde / andere Behérden)

Der Rechnungshof hat darauf hingewiesen,
dass

— ein zentrales Gebaudekataster fehlt, das
Auskunft Gber den baulichen Zustand ge-
ben kdnnte, und daher eine Bestandsauf-
nahme notwendig ist, in deren Rahmen al-
le stadteigenen Gebaude systematisch auf
tatsédchliche Sanierungsbedarfe hin zu un-
tersuchen sind,

— angesichts hoher jahrlicher Haushaltsreste
und unklarer Bedarfsgrundlagen die bishe-
rige Veranschlagung von Unterhaltungs-
ausgaben nach Richtsatzen mit dem Ziel
zu Uberprifen ist, eine tragfahige Bedarfs-
und Bewilligungsgrundlage zu schaffen,

— zur Unterstitzung eines zweckentspre-
chenden Mitteleinsatzes und um maogli-
chen Sanierungsstaus vorzubeugen, in
Wirtschaftsplanen und Zuwendungsbe-
scheiden die Verwendung von Bauunter-
haltungsmitteln fur andere Zwecke grund-
satzlich fur unzuléssig erklart werden sollte
(Jahresbericht 2012, Tzn. 228 bis 245).

Der Senat hat die Darlegungen des Rech-
nungshofs geteilt und erklart, die zustandigen
Behorden hétten die Empfehlungen und For-
derungen aufgegriffen.

Die Finanzbehorde hat im September 2012
zum Sachstand mitgeteilt,

— anlasslich des Birgerschaftlichen Ersu-
chens zum Sanierungsprogramm 2020
werde mit dem Finanzbericht 2013/2014
nunmehr ausfuhrlich auch tber wesentli-
che Sanierungsbedarfe in den einzelnen
Handlungsfeldern berichtet,

— dass mit der Weiterentwicklung des Mie-
ter-Vermieter-Modells in 2013 vorgesehen
sei, ein professionelles Bau- und Gebéu-
demanagements zu etablieren und

— der Anregung des Rechnungshofs in sei-
ner Beratenden AuRerung ,Kostenstabiles
Bauen“ gefolgt werden solle, eine zentrale
baufachliche Instanz bei der Behdrde fir
Stadtentwicklung und Umwelt einzurichten,
die Bedarfstrager auch in baulicher, ener-
getischer und betrieblicher Hinsicht beréat
— d.h. auch in Fragen zur baulichen Unter-
haltung (vgl. ,Kostenstabiles Bauen -
Fortentwicklung des offentlichen Bauwe-
sens®, Burgerschaftsdrucksache 20/6208
vom 4. Dezember 2012).

Vor dem Hintergrund der beschriebenen Aktivi-
taten hat die Finanzbehtrde weitere Arbeiten
fur eine aussagefahige Bestandsaufnahme
stadtischer Gebaude sowie die Bemessung
der Bauunterhaltungsrichtsatze zurtickgestellt.
Eine Fortfihrung der Arbeiten will sie nunmehr
erst ,im Lichte der weiteren Entwicklung® pri-
fen.

Erhaltung von Bricken und Tunneln

(Behorde fur Wirtschaft, Verkehr und Innovation)

Der Rechnungshof hat beanstandet, dass die
Burgerschaft entgegen friiheren Zusagen des
Senats und trotz vorhandener Datenbasis tber
die bisher erzielte sowie die angestrebte kon-
krete Wirkung der veranschlagten Erhaltungs-
mittel weiterhin im Unklaren gelassen wird. Er
hat gefordert, kiinftig den Finanzbedarf fur eine
nachhaltige und wirtschaftliche Erhaltung der
Bauwerke zu ermitteln und der Birgerschaft im
Rahmen der Mitteleinwerbung darzustellen.
Dabei sollte die bisher eingetretene Zustands-
entwicklung erlautert und auch dargelegt wer-
den, welche Entwicklung (zum Beispiel eine
dauerhaft sicherzustellende durchschnittliche
Zustandsnote ,gut‘) mit den veranschlagten
Finanz- und Personalressourcen mittelfristig
erreicht wird (Jahresbericht 2012, Tzn. 246 bis
268).

-B3 -

Der Senat hat den Ausfilhrungen des Rech-
nungshofs grundsatzlich zugestimmt, aber
auch darauf hingewiesen, dass trotz neuer In-
strumente fur die Instandhaltungsplanung, wie
zum Beispiel die Anlagenbuchhaltung, In-
standhaltungsbedarfe auch kinftig nicht exakt
planbar seien. Trotz der Bestétigung, dass ei-
ne entsprechende Information der Burger-
schaft erfolgen kdnne, wurde die bisherige Zu-
standsentwicklung der Bauwerke im Haus-
haltsplan 2013/2014 nicht dargestellt. Die
Verwaltung begriindet dies damit, dass eine al-
leinige Betrachtung der Entwicklung der Zu-
standsnoten methodisch der angestrebten um-
fassenden Information der Birgerschaft nicht
gerecht werde, ein funktionsfahiges Bau-
werksmanagementsystem liege derzeit aber
nicht vor.



Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen bei BaumalRnahmen

(Behorde fir Justiz und Gleichstellung / Behérde fur Schule und Berufsbildung / Behérde fur
Wissenschaft und Forschung / Behdrde fir Stadtentwicklung und Umwelt / Behdrde fur
Wirtschaft, Verkehr und Innovation / Finanzbehdrde)

Der Rechnungshof hat beanstandet, dass bei
17 untersuchten Baumafinahmen

— in drei Fallen mit Gesamtkosten zwischen
2,3 und 49 Mio. Euro die Analyse der Aus-
gangslage fehlte,

— fur elf BaumaRRnahmen keine vollstéandigen
Vergleiche mit Alternativen angestellt wur-
den,

— in 16 Fallen keine Erfolgskontrolle geplant
war,

— fur zwei MaBnahmen mit Gesamtkosten
von rund 22 Mio. Euro und 49 Mio. Euro
keine Nutzen-Kosten-Untersuchung ange-
stellt wurde,

— in 16 Féllen die Dokumentation von Wirt-
schaftlichkeitsuntersuchungen fehlte und

— in neun Fallen keine Ermittlung von Folge-
kosten der Bauinvestitionen vorlag.

Er hat gefordert u. a. zu prufen, mit welchen
— auch organisatorischen — MalRnahmen den
festgestellten Mangeln begegnet werden kann
(Jahresbericht 2012,Tzn. 269 bis 274).

Der Senat hat zugesagt, zuklinftig angemes-
sene Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen und
Erfolgskontrollen durchfiihren zu wollen.

Die Verwaltung hat seitdem interne Hand-
lungsanweisungen/Hinweise zur Durchfiihrung
von Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen entwi-
ckelt. Die Behdrde fir Schule und Berufsbil-
dung fuhrt zudem im Rahmen der jahrlichen
Schulorganisation eine Bedarfsprufung durch,
auf deren Grundlage der mit der Realisierung
betraute Landesbetrieb SBH | Schulbau Ham-
burg ein Kalkulationsmodell zur Ermittlung von
Bau- und Lebenszykluskosten einsetzt. Dieser
hat mitgeteilt, Lebenszyklusbetrachtungen
wurden derzeit auf der Basis vereinfachter
Wirtschaftlichkeitsbetrachtungen angestellt; die
Einfuhrung eines funktionstiichtigen Lebens-
zyklusmodells stehe auf der Agenda fur die
Jahre 2013/2014. Die Behdrde fur Justiz und
Gleichstellung hat ein neu entwickeltes Pro-
jektvorblatt eingeflhrt, das die Einhaltung aller
relevanten Verfahrensschritte sicherstellen
soll.

Folgebelastungen im Ingenieurbau und Grinbereich

(Behorde fur Wirtschaft, Verkehr und Innovation / Behorde fir Stadtentwicklung und Umwelt /
Finanzbehdrde / Hamburg Port Authority A6R)

Im Sinne einer nachhaltigen Finanzwirtschaft
hat der Rechnungshof gefordert,

— die Folgekosten kinftig bedarfsgerecht zu
ermitteln und zu veranschlagen sowie

— der Burgerschaft das strukturelle Defizit
bei der baulichen Erhaltung in den Produk-
tinformationen der Haushaltsplane trans-
parent darzustellen.

AuRerdem hat er gefordert, dem entstandenen
Sanierungsstau durch einen kontinuierlichen
Abbau nachhaltig entgegenzuwirken (Jahres-
bericht 2012, Tzn. 275 bis 279).

Der Senat hat erklart, er beabsichtige, die
Feststellungen des Rechnungshofs bei der
Aufstellung kunftiger Haushaltsplan-Entwurfe
zu berucksichtigen und Grundinstandsetzun-
gen sowie Instandhaltungen vorrangig zu ver-

anschlagen. Die jeweiligen Haushalte seien im
Ubrigen auf der Basis fundierter Planungen
vorzubereiten. Senat und Birgerschaft hatten
dann zu entscheiden, was vorrangig im Haus-
haltsplan veranschlagt werden solle. Fir
Grunanlagen wurde der Sanierungsbedarf
schon entsprechend dargestellt.

Der Senat hat zudem auf Ersuchen der Biir-
gerschaft den ,Sanierungsfonds Hamburg
2020“ aufgelegt. Aus diesem Fonds sollen be-
sonders dringende Malinahmen aus dem Zu-
sténdigkeitsbereich verschiedener Fachbehdr-
den, die nicht anderweitig finanziert werden
konnen, unterstutzt werden. Fur die Jahre
2013 und 2014 sind je 25 Mio. Euro veran-
schlagt.
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PolizeischielRanlage

(Behorde fur Inneres und Sport / Finanzbehorde / HGV Hamburger Gesellschaft fir Vermo-
gens- und Beteiligungsmanagement mbH / IMPF Hamburgische Immobilien Management

Gesellschaft mbH)

Der Rechnungshof hat beanstandet, dass die
Verwaltung gegentuber der Birgerschaft nicht
dargelegt hat, in welchem Umfang zusatzliche
Kosten auf die Nutzung der SchieRanlage
durch Sportschitzenvereine entfallen, und die
Birgerschaft insoweit ihr Budgetrecht nicht
sachgerecht wahrnehmen konnte. Die Verwal-
tung héatte den flr Sportschiitzen entstehenden
Mehraufwand von rund 780.000 Euro Investiti-
onskosten sowie die weiteren jahrlichen Nut-

zungskosten — insbesondere angesichts einer
zuvor angekindigten Baukostensteigerung —
kritisch GOberprifen und wirksame Einspar-
mafnahmen einleiten missen (Jahresbericht
2012, Tzn. 300 bis 323).

Der Senat hat dies anerkannt und nunmehr
mitgeteilt, dass Sportschitzenvereine kinftig
an den Nutzungskosten beteiligt werden.

Familienfreundlicher Wohnungsbau
(Behorde fur Stadtentwicklung und Umwelt)

Der Rechnungshof hat gefordert, die Aus-
gangslage zu analysieren, die entsprechenden
Bedarfe konkret zu ermitteln und auf dieser
Basis FérdermaRnahmen zu entwickeln sowie
spater deren Zielerreichung zu kontrollieren.
Erst dadurch kann das Defizit an familien-
freundlichen Wohnungen in Art und Ausmaf
bestimmt und wirksam Abhilfe geschaffen
werden (Jahresbericht 2012, Tzn. 445 bis
453).

Der Senat will der Forderung nachkommen,
Bedarfsgrundlagen fur einen effizienteren Mit-
teleinsatz sorgféltig zu ermitteln.

Die Behorde hat die fur die Forderprogramme
relevanten Ziele und Kennzahlen im Haus-
haltsplan 2013/14 dargestellt. Weiter hat sie

mitgeteilt, sie arbeite daran, die in Teilberei-
chen festgestellten Defizite im Datenbestand
und in der Datenanalyse abzubauen. So werde
derzeit die Mdoglichkeit zur Finanzierung und
Beauftragung eines Gutachtens zur methodi-
schen Umsetzung einer geeigneten Bedarfs-
und Erfolgskontrolle fir die einzelnen Wohn-
raumférderprogramme in  Hamburg geprift.
Zusatzlich soll ein Gutachten in Abstimmung
mit den Partnern im Bundnis fir das Wohnen
in Hamburg zur Erforschung von Grundlagen
fur die Wohnungspolitik, u. a. zur Wohnsituati-
on der Niedrigeinkommensbezieher, Nachfra-
ge nach innerstadtischen Wohnstandorten und
Folgen von Modernisierungen fir Mieter und
Mieten, vergeben werden.
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8. Wirtschaft und 6ffentliche Unternehmen

Pauschalforderung der Krankenhéauser

(Behorde fur Gesundheit und Verbraucherschutz)

Der Rechnungshof hat gefordert,

— fiur die Krankenhauser verbindliche Rege-
lungen zum Umgang mit Zahlungsvorgrif-
fen zu prifen,

— Regelungen zur bedarfsnédheren Auszah-
lung von Fordermitteln in die Pauschalfér-
derverordnung aufzunehmen und

— die erforderlichen Forderrichtlinien zu er-
lassen.

Weiter hat der Rechnungshof gefordert, dass
neben der Prufung der Verwendungsnachwei-
se durch Wirtschaftsprifer im Rahmen ihrer

Jahresabschlusspriifungen auch die Behdrde
zumindest stichprobenartig tatig werden und
den Wirtschaftsprifern Vorgaben fir deren
Prufungen machen sollte (Jahresbericht 2010,
Tzn. 283 bis 290).

Der Senat ist diesen Forderungen durch Er-
ganzung der Pauschalférderverordnung nach-
gekommen. Er hélt gesonderte Prifungen
durch die Behérde nicht mehr fur notwendig,
weil diese nunmehr selbst vorgibt, welche Un-
terlagen den Wirtschaftspriifern im Rahmen
der Verwendungsnachweispriifung vorzulegen
sind.

Martini-Klinik am UKE GmbH und Ambulanzzentrum des UKE GmbH
(Behorde fur Wissenschaft und Forschung / Universitatsklinikum Hamburg-Eppendorf)

Der Rechnungshof hat das Universitatsklini-
kum Hamburg-Eppendorf (UKE) aufgefordert,
eine mit der LHO vereinbare Beteiligungsstruk-
tur herzustellen. Wegen der Gewahrtragerhaf-
tung Hamburgs fur das UKE und der von die-
sem mit Tochterunternehmen geschlossenen
Ergebnisabfiihrungsvertrdge bestand fur die
Freie und Hansestadt Hamburg das Risiko ei-
ner unbegrenzten Zahlungsverpflichtung (Jah-
resbericht 2010, Tzn. 291 bis 303).

Der Senat hat die Feststellungen des Rech-
nungshofs bestatigt.

Das UKE hat die nicht mit der LHO konformen
Ergebnisabfiihrungsvertrage gekindigt sowie
das Stammkapital der Ambulanzzentrum des
UKE GmbH erhoht. Darlber hinaus hat das
UKE —wie vom Rechnungshof vorgeschla-

gen — eine Zwischengesellschaft, die UKE Bu-
siness Service GmbH & Co. KG, gegriindet,
die ihrerseits Ergebnisabfiihrungsvertrage mit
einzelnen Tochtergesellschaften abgeschlos-
sen hat, jedoch mit dem UKE nicht Uber einen
Ergebnisabfiihrungsvertrag verbunden ist. Die
Behorde will dafir Sorge tragen, dass die beim
UKE verbleibenden Ergebnisabfiihrungsver-
trage unter haushaltsrechtlichen Aspekten re-
gelmafig Uberprift und insbesondere die Ge-
schéaftsentwicklung der Tochterunternehmen
einem angemessenen Controlling unterworfen
werden.

Zur ebenfalls geforderten verbesserten Einbin-
dung seiner Gremien hat das UKE zwischen-
zeitlich seine Satzung angepasst, die Informa-
tion der Gremien verbessert und fehlende Be-
schlussfassungen herbeigefuhrt.

Finanzanlagen des NDR
(Norddeutscher Rundfunk)

Der Rechnungshof hat dem Norddeutschen
Rundfunk (NDR) empfohlen,

— seine Anlagerichtlinien und die Anweisung
fur die Anlage von Termingeldern zu prazi-
sieren, personenunabhéngig auszugestal-
ten und den entsprechenden Richtlinien
der Lander anzupassen,
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— seine Vorgaben zu Anlagen in Aktien zu
Uberprifen, um die besonderen Risiken
dieser volatilen Anlageform zu verringern,

— Ergebnisse seiner Finanzanlagen auf der
Basis von Indizes fir risikoarme Anlagen
zu bewerten,



— im Geldhandel die Handelsgesprache zu
Dokumentationszwecken  aufzuzeichnen
sowie die entsprechenden Uberweisungen
am gleichen Tag und erst gegen Vorlage
einer schriftichen Handelsbestatigung zu
tatigen,

— ein unabhéangiges Risikocontrolling einzu-
richten und

— seine Finanzanlagen regelmaRig durch die
interne Revision Uberprifen zu lassen
(Jahresbericht 2010, Tzn. 816 bis 824).

Der NDR hat die Empfehlungen des Rech-
nungshofs anerkannt und umgesetzt oder ent-
sprechende Schritte eingeleitet. Seine Vorga-
be zu Anlagen am Aktienmarkt will er indes
beibehalten, zumal der tatséchliche Aktienan-
teil Risiken und Marktgegebenheiten bertick-
sichtige.

Mittelstandsforderung

(Behorde fur Wirtschaft, Verkehr und Innovation)

Der Rechnungshof hat angesichts seiner For-
derungen,

— regelmaRig alle Forderprogramme hin-
sichtlich ihres Bedarfs und inhaltlicher
Uberschneidungen,

— die Ablaufe und Zustandigkeiten im For-
dergeschehen einschlieBlich der Ubertra-
gung operativer Forderaktivitaten auf Ex-
terne und des notwendigen Fortbestands
einer Fordergesellschaft sowie

— die Minimalférderhéhe des Fdrderpro-
gramms fur Existenzgrindung und Mittel-
stand zur Vermeidung von Bagatellférde-
rungen

zu Uberprufen, eine grundlegende Uberpriifung
der Mittelstandsférderung fir notwendig erach-
tet.

Daruber hinaus hat der Rechnungshof gefor-
dert,

— ein Konzept zur Erfolgskontrolle der Mittel-
standsférderung zu entwickeln,

— eine Satzungsanderung bei einer Foérder-
gesellschaft herbeizufihren sowie Mal3-
nahmen zur Risikominimierung in deren
neu wahrgenommenen Geschéftsfeldern
zu veranlassen und

der
Wirt-

— das bestehende Synergiepotenzial
gemeinsamen Unterbringung der

schaftsfordergesellschaften an  einem
Standort konsequent zu nutzen (Jahresbe-
richt 2011, Tzn. 396 bis 406).

Der Senat hat den Feststellungen des Rech-
nungshofs zugestimmt und dessen Forderun-
gen zum Teil bereits umgesetzt. So sind

— das Forderprogramm Existenzgrindung
und Mittelstand wegen stark sinkender
Nachfrage eingestellt,

— der Gesellschaftsvertrag einer Forderge-
sellschaft geéndert und Vorkehrungen zur
Risikominderung getroffen sowie

— eine Fordereinrichtung wegen fehlender
Wirtschaftlichkeit aufgegeben worden.

Mit der Burgerschaftsdrucksache 20/6335 ,Er-
richtung der Hamburgischen Investitions- und
Foérderbank (IFB)“ vom 18. Dezember 2012 hat
der Senat die Neustrukturierung der Wirt-
schafts- und Innovationsférderung in der IFB
einschlieRlich

— der wesentlichen Ergebnisse der Uberpri-
fung der bestehenden Wirtschafts- und In-
novationsférderprogramme und

— der vorgesehenen Abrechnungsmecha-
nismen in den einzelnen Forderbereichen
der IFB

dargestellt.

Hamburger Verkehrsverbund

(Behorde fur Wirtschaft, Verkehr und Innovation)

Der Rechnungshof hat empfohlen, dass der
Senat vor einer kunftigen Direktvergabe von
Verkehrsleistungen an stadteigene Unterneh-
men (Hamburger Hochbahn AG, Verkehrsbe-
triebe Hamburg-Holstein AG) die hierfur erfor-

-57-

derlichen rechtlichen Voraussetzungen prift.
Daruber hinaus sollte der Senat fur die kunfti-
ge Vergabe von Leistungen der Hamburger S-
Bahn die maf3geblichen Fragen — insbesonde-
re zu Alternativen zum bisherigen Anbieter —



klaren, um kiinftig vertragliche Uberkompensa-
tionen zu vermeiden. Der Rechnungshof hat
die Behorde ferner aufgefordert, die gesetzlich
vorgeschriebenen  Wirtschaftlichkeitsuntersu-
chungen durchzufihren (Jahresbericht 2011,
Tzn. 410 bis 413).

Der Senat hat die Empfehlungen des Rech-
nungshofs aufgegriffen und die rechtzeitige
Uberpriifung der Voraussetzungen einer Di-
rektvergabe und Klarung der hierzu entste-
henden Fragen zugesagt. Die Wirtschaftlich-
keitsuntersuchung solle nach Anpassung
des nationalen Personenbeférderungsrechts
durchgefiihrt werden.

Die Verkehrsunternehmen der Stadt haben ei-
ne gutachterliche Prufung zu den erforderli-
chen MalRnahmen vorgenommen, um die kinf-
tig geltenden Anforderungen erfillen zu kon-
nen. Die Hamburger Verkehrsverbund GmbH
bereitet zudem konkrete Handlungsempfeh-
lungen fir die Unternehmen und die zustandi-
gen Behoérden vor, damit die rechtssichere Er-
teilung von Dienstleistungsauftragen und Ge-
nehmigungen im offentlichen Personenverkehr
gewahrleistet wird.

Dartber hinaus hat die Hamburger Hochbahn
AG im Auftrag der Freien und Hansestadt
Hamburg die Hamburger-Schnellbahn-Fahr-
zeug-Gesellschaft mbH gegrindet. Diese Ge-
sellschaft kdnnte alternativ Schienenfahrzeuge

fur die Hamburger S-Bahn beschaffen und fi-
nanzieren, um diese an Eisenbahnverkehrsun-
ternehmen zu vermieten, wenn das zwischen-
zeitlich durchgefuhrte europaweite Vergabe-
verfahren zu keinem endgiltigen Verhand-
lungsergebnis fihrt.

Die Behorde Wirtschaft, Verkehr und Innovati-
on sieht die Durchfuhrung einer Wirtschaftlich-
keitsuntersuchung nunmehr als kritisch an; ihr
sei keine Wirtschaftlichkeitsrechnung bekannt,
mit der Vergleiche zwischen Direktvergabe
und Ausschreibung seridés durchgefiihrt wer-
den koénnten. Der erfolgten Betrauung der
hamburgischen Verkehrsunternehmen habe
eine Prufung der europarechtlich vorgeschrie-
benen ,Altmark Trans Kriterien“ zugrunde ge-
legen.

Der Rechnungshof halt es weiterhin fur selbst-
verstandlich, dass vor einer Vergabe von Ver-
kehrsleistungen Wirtschaftlichkeitsuntersu-
chungen durchgefihrt werden, wie sie gesetz-
lich vorgeschrieben sind. Als Instrumente
kommen konkret eine Nutzwertanalyse oder
die Entwicklung verschiedener Szenarien in-
frage. Die ,Altmark Trans Kriterien“ beleuchten
zwar die Wirtschaftlichkeit eines einzelnen Un-
ternehmens, ermdéglichen jedoch keinen Ver-
gleich verschiedener Varianten bei
der Vergabe von  Verkehrsleistungen.

Européaischer Landwirtschaftsfonds

(Behorde fur Wirtschaft, Verkehr und Innovation / Finanzbehdrde)

Der Rechnungshof hat wegen des hohen Voll-
zugsaufwands die Ubertragung der Férderung
aus dem europaischen Landwirtschaftsfonds
zur Entwicklung des landlichen Raums (ELER)
auf ein starker agrarisch gepragtes benachbar-
tes Bundesland empfohlen, wenn dadurch
kunftig ein wirtschaftliches Verhaltnis zwischen
Programmvolumen und Verwaltungsaufwand
erreicht werden kann.

Im Ubrigen hat er fiir die laufende Foérderperi-
ode einen mit den beteiligten Stellen abge-
stimmten Prufplan sowie die anforderungsge-
rechte Durchfihrung des Bewilligungsverfah-
rens gefordert (Jahresbericht 2012, Tzn. 623
bis 630).

Der Senat ist den Forderungen des Rech-
nungshofs gefolgt.

Die Behorde fur Wirtschaft, Verkehr und Inno-
vation hat den geforderten Prifplan vorgelegt,
die Forderrichtlinien und die Verfahrenspraxis
im Rahmen der Bewilligung angepasst sowie
aktuell mitgeteilt, dass sich die mit der Umset-
zung des ELER befassten Behorden aus
Grunden der Verwaltungseffizienz darauf ver-
sténdigt hatten, mit Beginn der néachsten EU-
Forderperiode auf die Inanspruchnahme von
ELER-Fondsmittel zu verzichten. Man wolle
kunftig verstarkt auf die Fordermoglichkeiten
der Gemeinschaftsaufgabe zur Verbesserung
der Agrarstruktur und des Kistenschutzes zu-
rickzugreifen sowie dort, wo im Bedarfsfall
Forderlicken zu schlie3en sind, eine entspre-
chende Kompensation aus dem Landeshaus-
halt vorzuhalten. Der Ausstieg Hamburgs aus
dem ELER erfolge aufgrund der in der Ver-
gangenheit gewonnenen Erkenntnisse.
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Hamburg Messe und Congress GmbH

(Behorde fur Wirtschaft, Verkehr und Innovation)

Der Rechnungshof hat festgestellt, dass

— beim Congress Centrum Hamburg (CCH)
ein der Birgerschaft bislang nicht mitge-
teilter erheblicher Sanierungsstau entstan-
den ist,

— sich eine Revitalisierung des CCH rein be-
triebswirtschaftlich nicht rechnet und dar-
Uber hinaus

— die von der Burgerschaft seinerzeit zu-
grunde gelegten stadtwirtschaftlichen Ef-
fekte der 2005 abgeschlossenen Messe-
erweiterung bislang nicht eingetreten sind
(Jahresbericht 2012, Tzn. 631 bis 640).

Der Senat hat den Sanierungsstau beim CCH
eingerdumt und darauf hingewiesen, dass die
Prifungen zur Revitalisierung noch nicht ab-
geschlossen seien.

Der Unterausschuss ,Prufung der Haushalts-
rechnung“ der Blrgerschaft hat hierzu folgen-
den Beschluss gefasst:

.Der Unterausschuss gibt seiner Erwartung
Ausdruck, dass einer Entscheidung zur Erhal-
tung des Congress Centers Hamburg eine va-
lide Wirtschaftlichkeitsuntersuchung zugrunde
gelegt wird, die den dafir notwendigen Auf-
wendungen realistische kinftige Unterneh-
mensergebnisse gegeniberstellt und die
Kompensation etwa verbleibender und von der
Stadt zu tragender Defizite durch anderweitige
Einnahmen bzw. sonstige bezifferbare stadt-
wirtschaftliche Effekte nachweist.”

Zwischenzeitlich hat die zustdndige Behdrde
eine weitere behdrdenlbergreifende Arbeits-
gruppe unter externer Leitung eingerichtet, de-
ren Losungsvorschlag derzeit in einem euro-
paweiten Markterkundungsverfahren  auf
Machbarkeit und Marktinteresse Uberpruft
werde. Die anschlieRende Wirtschaftlichkeits-
untersuchung werde den Forderungen des Un-
terausschusses ,Prifung der Haushaltsrech-
nung“ entsprechen. Nach der Sommerpause
2013 solle die Birgerschaft Gber einen Hand-
lungs- und Finanzierungsvorschlag unterrichtet
werden.

Beauftragung der GWG Gewerbe GmbH

(Behorde fur Stadtentwicklung und Umwelt / Finanzbehdrde /| GWG Gewerbe Gesellschaft

fur Kommunal- und Gewerbeimmobilien GmbH)

Der Rechnungshof hat darauf hingewiesen,
dass die von der Finanzbehotrde beabsichtigte
Beauftragung der GWG Gewerbe Gesellschaft
fur Kommunal- und Gewerbeimmobilien GmbH
(GWG Gewerbe) mit Neu-, Um- und Erweite-
rungsbaumalRnahmen sowie der Bewirtschaf-
tung von weiteren Schulen im Rahmen des
Modells ,Hamburg Sid“ im Wege eines soge-
nannten Inhousegeschafts ohne Durchflihrung
eines Vergabeverfahrens mit einem vergabe-
rechtlichen Risiko behaftet wére. Die GWG
Gewerbe als seinerseits beherrschtes Toch-
terunternehmen der SAGA Siedlungs-Aktien-
gesellschaft Hamburg (SAGA) war aufgrund
deren Eigenschaften als Aktiengesellschaft der
fur das Inhousegeschaft erforderlichen Kontrol-
le der Freien und Hansestadt Hamburg entzo-
gen.

Der Rechnungshof hat zudem gefordert, dass
die GWG Gewerbe festgestellte VerstdRe in ih-

rer Vergabepraxis abstellt und ein regelkon-
formes Verhalten bei der Vergabe von Auftra-
gen etabliert (Jahresbericht 2012, Tzn. 641 bis
646).

Im Zusammenhang mit der Neuorganisation
des Schulbaus in Hamburg wurde die GWG
Gewerbe, die nun unter ,Gebdudemanage-
ment Hamburg (GMH)“ firmiert, aus dem SA-
GA Konzern herausgelést und an die stadti-
sche Hamburger Gesellschaft fir Vermdgens-
und Beteiligungsmanagement mbH veraul3ert.
Das aufgezeigte vergaberechtliche Risiko, das
durch die Beherrschung der GWG Gewerbe
durch die Aktiengesellschaft SAGA bestand,
ist dadurch beseitigt worden.

Die GWG Gewerbe (jetzt GMH) hat die Hin-
weise des Rechnungshofs zu ihrer Vergabe-
praxis aufgenommen und die Vergabeprozes-
se extern revisionieren und zertifizieren lassen.
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Baderland Hamburg GmbH
(Behorde fur Stadtentwicklung und Umwelt)

Der Rechnungshof hat empfohlen, bei dauer-
haft nachfrageschwachen und verlustreichen
Badern die Notwendigkeit ihres Weiterbe-
stands zu hinterfragen sowie an geeigneten
Standorten Flachenumnutzungen sowie mdogli-
che Synergieeffekte durch Standortkonzentra-
tionen in die strategischen Uberlegungen der

Gesellschaft einzubeziehen
2012, Tzn. 647 bis 650).

Der Senat hat zugesagt, die Empfehlungen
des Rechnungshofs in den Planungsprozes-
sen zu berticksichtigen.

(Jahresbericht
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9. Finanzen

Sondervermégen fur die Altersversorgung

(Finanzbehorde)

Der Rechnungshof hat gefordert, die Wirt-
schaftlichkeit der Anlage und Bestandsverwal-
tung der Sondervermégen zu untersuchen und
die Moglichkeit der Ubertragung der Geldanla-
ge an die Deutsche Bundesbank zu prifen, um
unndtige Verwaltungskosten zu vermeiden und
mogliche Mehreinnahmen zu sichern (Jahres-
bericht 2009, Tzn. 620 bis 628).

Der Senat hat die Bewertungen des Rech-
nungshofs zwar nicht vollstandig geteilt,
gleichwohl ist er der Forderung nachgekom-
men. Er hat das Anlagemanagement zum
1. Juli 2011 der Deutschen Bundesbank tber-
tragen.

Subventionierung von Gebuhren durch den Haushalt

(Finanzbehorde / andere Behorden)

Durch Gebihren, die der Senat nicht kosten-
deckend festgelegt hat, sind 2010 rechneri-
sche Mindereinnahmen in Hohe von mindes-
tens 25,8 Mio. Euro entstanden.

Der Rechnungshof hat gefordert,

— die Hobhe von Gebilhrensatzen rechtssi-
cher zu ermitteln, zu begriinden und nach-
vollziehbar zu dokumentieren,

— festgelegte Gebiihrenermafigungen
und -befreiungen anhand geeigneter
Kennzahlen auf die Erreichung von Zielen
und Lenkungswirkungen zu uberprufen,

— dass sich alle Verwaltungseinheiten an
den periodischen Kostendeckungsiberpri-
fungen beteiligen,

— Vorschlage fur Gebihrenanpassungen zu
erarbeiten, soweit Kostenunterdeckungen
nicht mehr anhand der Ausnahmen vom
grundsétzlichen Kostendeckungsgebot be-
grindet werden kénnen,

— darauf hinzuwirken, dass die Finanzbehor-
de im GebiUhrenrecht mit Aufgaben und
Befugnissen ausgestattet wird, die es ihr
ermdoglichen, dem Senat eine valide Da-
tengrundlage zur Festlegung von Geblh-
ren vorzulegen, und

— zu prifen, in welcher Form die Informatio-
nen aus den Gebihrenberichten kinftig
auch der Birgerschaft zur Verfigung ge-
stellt werden kdnnen (Jahresbericht 2010,
Tzn. 619 bis 640).

Der Senat hat die Feststellungen des Rech-
nungshofs anerkannt. Die gepruften Behdrden
haben zugesagt, ihre Vorschlage fur die Fest-
legung von Gebuhren rechtssicher zu ermit-
teln, zu begriinden und zu dokumentieren.
Einst festgelegte Gebuhrenermafigungen
und -befreiungen hat der Senat fur die Fund-
sachenverwahrung und fur Unterrichtsgebuh-
ren der Jugendmusikschule abgebaut. Weitere
GebihrenerméRigungen und -befreiungen bei
der Behorde fur Justiz und Gleichstellung (Stif-
tungsangelegenheiten), der Behdrde fur Schu-
le und Berufshildung (Fremdenprifungen) und
bei der Behdrde fur Arbeit, Soziales, Familie
und Integration (Elternschulkurse) bestehen
fort, weil die Behorden bislang auch nicht auf
eine  mogliche Geblhrenstaffelung nach
8 6 Absatz 3 des Gebuihrengesetzes hinwirken
wollen.

Fur die Kostendeckungsuberprifung 2012 ha-
ben die Behdrden erneut fur mehr als ein Drit-
tel aller auf Kostendeckung zu Uberprifenden
Verwaltungseinheiten keine entsprechende
Uberprifung vorgenommen, obwohl ein beste-
hender Senatsauftrag sie dazu ausnahmslos
verpflichtet.

Die Finanzbehoérde prift derzeit, ob und wie
die Forderungen des Rechnungshofs auch zu
den gebihrenrechtlichen Aufgaben und Be-
fugnissen gegenuber anderen Behoérden und
zur Information der Birgerschaft umgesetzt
werden kdnnen.
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Prufung der kaufmannischen Jahresabschlisse der Freien und Hansestadt
Hamburg auf den 31. Dezember 2008, 31. Dezember 2009 und 31. Dezember

2010
(Finanzbehdrde)

Die in den letzten Jahren durchgefiihrten Pri-
fungen haben gezeigt, dass die Jahresab-
schlisse der Freien und Hansestadt Hamburg
noch nicht dem Ziel gerecht werden, die Ver-
mogens-, Finanz- und Ertragslage unter Be-
achtung der Grundsatze ordnungsmafiger
Buchfihrung zutreffend darzustellen. Die den
Jahresabschliissen zugrunde liegenden Sys-
teme und Prozesse der Buchflhrung sind —
sowohl hinsichtlich der Arbeitsweisen und der
Organisation als auch der IT-Systeme — noch
nicht hinreichend verlasslich (Ergdnzungen zu
den Jahresberichten 2010, 2011 und 2012).

Der Rechnungshof hat in seinen Prufungen
wiederholt festgestellt, dass nicht nur neu ein-
gefuhrte doppische Routinen Fehler bergen,
sondern vielfach bereits nicht ordnungsmafige
kamerale Grundlagen die Probleme verursa-
chen (u.a. Erganzung zum Jahresbe-
richt 2012, Tzn. 27, 30; Jahresbericht 2010,
Tzn. 35, 661).

Zur Prufung des Jahresabschlusses auf den
31. Dezember 2010 hatte der Rechnungshof
festgestellt, dass sich zwar Verbesserungen
insbesondere bei den zentral in der Finanzbe-
hoérde durchgefiihrten Prozessen beobachten
lieRen; bei den dezentral in den Behdrden zu
leistenden Verbesserungen hingegen waren
die Fortschritte zu gering. Daraufhin hat der
Rechnungshof infrage gestellt, ob ein ord-
nungsmafiges doppisches Rechnungswesen
und darauf aufbauend verlassliche Jahresab-
schlisse bis zum geplanten doppischen Echt-
betrieb zum 1. Januar 2015 erreicht werden
koénnen.

An dieser Einschatzung hat sich seitdem
nichts geéndert. Der Rechnungshof hat den
Senat aufgefordert, die Anstrengungen zur Er-
reichung dieses Ziels zu verstarken (Ergéan-
zung zum Jahresbericht 2012, Tzn. 6, 24, 66).

Im Einzelnen hat der Rechnungshof auf Kor-
rekturbedarfe hinsichtlich der Bilanzierung und
Bewertung, des Buchfihrungssystems, der
Buchflhrungsprozesse sowie des Internen
Kontrollsystems hingewiesen und Abhilfe ge-
fordert:

—  FOr die Buchhaltung sollten behérden-
Ubergreifende  standardisierte  Verwal-
tungsprozesse entwickelt und die zugrun-
deliegenden IT-Systeme optimiert wer-
den, insbesondere im Hinblick auf die je-
derzeitige Nachvollziehbarkeit der Kas-
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sen- und Bankbestande (Ergdnzung zum
Jahresbericht 2010, Tz. 43).

Im Rahmen des Projekts Herakles hat die
Finanzbehdrde damit begonnen, ein In-
ternes Kontrollsystem der Hamburger Be-
hérden zu dokumentieren und zu stan-
dardisieren sowie entsprechende |IT-
Systeme bereitzustellen und weiterzuent-
wickeln.

Die Vollstandigkeit der bilanzierten Bank-
besténde sollte von der Verwaltung si-
chergestellt werden (zuletzt Erganzung
zum Jahresbericht 2012, Tz. 34).

Die Finanzbehdrde hat mittlerweile Schrit-
te eingeleitet, um auf die Vollstandigkeit
der bilanzierten Bankbestande hinzuwir-
ken. Allerdings konnte dadurch ein
durchweg verlasslicher Bilanzausweis
noch nicht sichergestellt werden. Die de-
zentrale Umsetzung der Vorgaben der Fi-
nanzbehoérde durch alle Behdrden und
Einrichtungen verlauft schleppend.

Die Nachvollziehbarkeit der Beziehungen
zwischen den zwei genutzten Buchhal-
tungssystemen sollte gewahrleistet und
eine Darstellung der Beziehungen und
Verrechnungswege zwischen den Syste-
men vorgelegt werden (Ergdnzung zum
Jahresbericht 2012, Tz. 20).

Die Finanzbehtrde hatte zugesagt, bis
2012 eine detaillierte Beschreibung der
Finanzbeziehungen zwischen den zwei
genutzten Buchhaltungssystemen und
den zugrunde liegenden Buchungspro-
zessen zu erstellen. Diese steht gegen-
wartig noch aus.

Die Wertansatze der ausgewiesenen Fi-
nanzanlagen Hamburger Gesellschaft fir
Vermdgens- und Beteiligungsmanage-
ment mbH (HGV), Sondervermdgen
»otadt und Hafen“ und Hamburg Port Au-
thority A6R (HPA) waren nach den Pru-
fungserkenntnissen des Rechnungshofs
zu Uberprufen und zu korrigieren (Ergén-
zung zum Jahresbericht 2010, Tz. 44
[HGV]; 2011, Tz. 45 [HPA]; zuletzt 2012,
Tz. 16 [Sondervermdgen ,Stadt und Ha-
fen)).

Die Finanzbehorde hat eine Wirtschafts-
prifungsgesellschaft  beauftragt, den
Zeitwert der HGV auf den 1. Januar 2006



und den 31. Dezember 2010 zu ermitteln
und die Ergebnisse der Wertermittlungen
im Jahresabschluss auf den 31. Dezem-
ber 2010 berticksichtigt. Die Wertansatze
der Finanzanlagen  Sondervermdgen
.otadt und Hafen® und HPA wurden im
Jahresabschluss auf den 31. Dezember
2011 im Sinne der Forderungen des
Rechnungshofs auf null Euro bzw.
718,3 Mio. Euro korrigiert.

Bedeutende Tochterorganisationen der
Freien und Hansestadt Hamburg wie die
Universitat Hamburg, die Technische Uni-
versitat Hamburg-Harburg oder das Son-
dervermogen ,Stadt und Hafen® sollten
vorbehaltlich eines konsolidierungsfahi-
gen Abschlusses in den Konsolidierungs-
kreis einbezogen werden (Ergdnzung zum
Jahresbericht 2010, Tz. 62).

Zum 31. Dezember 2010 wurden die Uni-
versitdt Hamburg sowie die Technische
Universitat Hamburg-Harburg als vollkon-
solidierte Tochterorganisationen in den
Konzernabschluss einbezogen. Das Son-
dervermogen ,Stadt und Hafen® soll erst-
malig im Konzernabschluss auf den
31. Dezember 2012 vollkonsolidiert wer-
den.

Der Rechnungshof hat gefordert, eine
gutachtliche Neubewertung der Pensions-
rickstellungen nach den Standards staat-
licher Doppik vorzunehmen (zuletzt Er-
ganzung zum Jahresbericht 2012, Tzn.
37, 39).

Die Finanzbehdrde hat zugesagt, eine er-
neute gutachtliche Bewertung nach den
Standards staatlicher Doppik in die Wege
zu leiten und bis dahin die Auswirkungen
der weiterhin abweichenden Bewertungs-
parameter im Anhang zu erlautern.

Pauschal gebildete Riickstellungen sollten
aufgelost werden; die Ruckstellungen flr
Altersteilzeitverpflichtungen und Verpflich-
tungen aus der Gewéahrung des Sabbat-
jahres sollten Uberprift sowie die Rick-
stellungen fur Beihilfen eingegrenzt wer-
den (Erganzung zum Jahresbericht 2012,
Tzn. 47, 49, 52).

Eine Eingrenzung der Rickstellungen fir
Beihilfen wurde von der Finanzbehérde im
Abschluss auf den 31. Dezember 2011
vorgenommen. In einem Gesamtvolumen
von 380 Mio. Euro wurden pauschal ge-
bildete Rickstellungen im Bereich der
Pensionen, der Verlustibernahmever-
pflichtungen und der Ruckstellungen fir
negative Eigenkapitale aufgelost. Das
Verfahren zur Berechnung von Rickstel-
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lungen fur Altersteilzeit sowie das Verfah-
ren und die Bewertung der Ruckstellun-
gen fir Sabbatjahre wurden Uberarbeitet
und die Ruckstellungswerte im Abschluss
auf den 31. Dezember 2011 angepasst.

Der Rechnungshof hat angemahnt, nur
Verbindlichkeiten aus Zuwendungen, fir
die der Bewilligungszeitraum noch nicht
abgelaufen ist, zu passivieren sowie die
hiermit im Zusammenhang stehende Akti-
vierung von geleisteten Investitionszu-
schiissen zu Uberprufen (Ergédnzung zum
Jahresbericht 2012, Tzn. 28, 54).

Die Finanzbehdérde hat zugesagt, die Pro-
zesse zur Bilanzierung geleisteter Investi-
tionszuwendungen zu Uberprufen. Sie hat
den Ausweis der Verbindlichkeiten aus
noch nicht ausgezahlten Zuwendungen
dahingehend geéandert, dass nur noch
nicht ausgezahlte Zuwendungen ausge-
wiesen werden, fur die der Bewilligungs-
zeitraum noch nicht abgelaufen ist.

Auszuzahlende Korperschaftsteuergutha-
ben sollten als Passiva in der Bilanz aus-
gewiesen werden (Ergédnzung zum Jah-
resbericht 2011, Tz. 67).

Die Finanzbehdrde hat im Abschluss auf
den 31. Dezember 2010 eine Rickstel-
lung fur die Rickzahlungsverpflichtung
des Korperschaftsteuerguthabens in Héhe
von 168,1 Mio. Euro gebildet.

Steuerforderungen sollten auf Basis der
festgesetzten Steuern aktiviert sowie ein
Konzept zu Realisierung von Steuerertré-
gen und der Passivierung von Erstat-
tungsanspriichen erarbeitet und vorgelegt
werden (Erganzung zum Jahresbericht
2011, Tzn. 70, 71).

Die Finanzbehdrde hat die Aktivierung
von Steuerforderungen geéandert und
erstmals im Jahresabschluss auf den
31. Dezember 2010 die festgesetzten
Steuern aktiviert. Das geforderte Konzept
ist vorgelegt worden. Es hat zudem Ein-
gang in die Uberarbeitung der Bilanzie-
rungsrichtlinie im Zuge der letzten Neu-
fassung der Verwaltungsvorschrift zu
§ 15a LHO gefunden.

Der Rechnungshof hat gefordert, ein Ver-
tragskataster einzurichten (zuletzt Ergan-
zung zum Jahresbericht 2011, Tz. 77).

Die Finanzbehtrde hat mittlerweile eine
Beteiligungsdatenbank eingerichtet, die
die Beteiligungen der Stadt und die Betei-
ligungsverhaltnisse fuhrt sowie mit dem
Aufbau eines Uber die Beteiligungsdaten-



bank hinausgehenden Vertragskatasters
begonnen.

Liegenschaftliche Vertradge mit Versorgungsunternehmen
(Finanzbehdrde)

Der Rechnungshof hat gefordert,

fuhrende (IT-) Systeme zu bestimmen, den
Daten- und Aktenbestand kontinuierlich zu
vervollstandigen bzw. zu aktualisieren und
— vor dem Hintergrund der intensivierten
Verkaufsbestrebungen Hamburgs - die
von einem beabsichtigten Verkauf be-
troffenen Grundstiicke kurzfristig einer
Prufung in Bezug auf bestehende Nut-
zungsrechte und sich hieraus ergebende
Handlungsbedarfe zu unterziehen,

eine den Anforderungen der LHO entspre-
chende Strategie fur kinftige Vertragsab-
schliisse und einen Standardprifprozess
fur die Einzelfallbearbeitung zu entwickeln
sowie die bestehenden vertraglichen
Grundlagen anzupassen,

die fur eine rechtzeitige und vollstandige
Einnahmeerhebung erforderlichen Kalkula-
tionsgrundlagen zu schaffen sowie be-
triebswirtschaftliche Instrumente insbe-
sondere als Grundlage fir eine Entgeltkal-
kulation einzufiihren,

Vorkehrungen zu treffen, damit die Ab-
stimmung und Beteiligung innerhalb des
Immobilienmanagements, aber auch mit
weiteren Beteiligten ausreichend und
rechtzeitig sichergestellt sind, und fir eine
revisionssichere Dokumentation der Ver-
fahrensschritte zu sorgen,

die Falle, in denen Verstdl3e gegen den
Grundsatz der Notwendigkeit der Ausgabe
gemalR 8§ 34 Absatz 3 in Verbindung mit

§ 6 LHO festgestellt wurden, zu iberprifen
und daraus Schlussfolgerungen fur die
kunftige Aufgabenwahrnehmung zu ziehen
(Jahresbericht 2011, Tzn. 565 bis 576).

Der Senat hat die Feststellungen des
Rechnungshofs als zutreffend anerkannt.
Entsprechend seiner Zusagen ist das Im-
mobilienmanagement mit Zustimmung der
Birgerschaft durch Umwandlung zum
Landesbetrieb zum 1. Januar 2013 neu
ausgerichtet worden. Damit beabsichtigt
der Senat, eine nach kaufmé&nnischen
Grundsatzen gefilhrte Betriebseinheit zu
schaffen, die eine schnelle und zuverlassi-
ge Bearbeitung immobilienwirtschaftlicher
Aufgaben auch unter sich &ndernden
Rahmenbedingungen erlaubt. Daruber
hinaus hat die Finanzbehdtrde

— Aufgaben des Immobilienmanage-
ments zusammengelegt sowie Ar-
beitsablaufe und Schnittstellen defi-
niert,

— ein Standardprufschema entwickelt
und Vertragsverhandlungen mit den
Versorgungsunternehmen aufgenom-
men,

— Einzelfalle Gberprift und die Erkennt-
nisse in das Standardprifschema in-
tegriert,

— die Kklnftige revisionssichere Doku-
mentation zugesagt.
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10.

Personal, Organisation und interne Prozesse

Ressortubergreifende Prozesse im Kassenwesen
(Finanzbehdrde / Behorde fur Schule und Berufsbildung)

Der Rechnungshof hat beanstandet, dass

— Mangel im Regelwerk des Kassenwesens
bestehen und

— die Instrumente zur betrieblichen Aufsicht
und Steuerung der Kasse.Hamburg nicht
den Anforderungen der Verwaltungsvor-
schriften und der Errichtungsdrucksache
entsprechen.

Er hat ferner behdrdenlbergreifende Feststel-
lungen zu Mangeln in den Prozessen des Kas-
senwesens zusammengefasst.

Der Rechnungshof hat gefordert,

— von der Kasse.Hamburg wahrgenomme-
ne ministerielle Aufgaben — wie die fachli-
che Aufsicht und die Ubergreifende Steue-
rung des Kassenwesens — in die Finanz-
behoérde zurtickzufuhren,

—  konkrete Ziele sowie einen Zeit- und
MaRnahmenplan zur Ruckfihrung der
Vorschisse und Verwahrgelder festzule-
gen, weil durch die H6he der Betrége auf
den Vorschuss- und Verwahrkonten die
Gefahr einer Verfalschung der Haushalts-
rechnung besteht und

— bei Einfihrung automatisierter Verfahren
daflr zu sorgen, dass das gegebenenfalls
erforderliche Einvernehmen mit dem

Rechnungshof rechtzeitig hergestellt wer-
den kann (Jahresbericht 2010, Tzn. 641
bis 665).

Der Senat hat die Mangel anerkannt und ist
den Forderungen des Rechnungshofs gefolgt.
Die Finanzbehorde hat

— das Kassenrecht in zwei Schritten zum
15. Méarz 2010 und 15. Méarz 2011 neu ge-

regelt,
— die anforderungsgerechte betriebliche
Aufsicht und Steuerung der Kas-

se.Hamburg durch Ziel- und Leistungs-
vereinbarungen und Einfuhrung einer
Kosten- und Leistungsrechnung ermdg-
licht,

— zum 1. April 2011 die Steuerungs- und
Aufsichtsaufgaben von den operativen
Aufgaben der Kasse.Hamburg getrennt
und in die Finanzbehdrde zurtickgefihrt,

— die Bestande der Vorschisse und Ver-
wahrgelder weitestgehend abgebaut und

— gemeinsam mit der Behorde fur Schule
und Berufshildung zugesichert, kiinftig die
entsprechenden Anforderungen bei der
Einfihrung automatisierter Verfahren zu
beachten.

SAP-Einsatz in der HafenCity Universitat, in der Hochschule fir angewandte
Wissenschaften und im Hamburger Institut fir Berufliche Bildung

(Behorde fur Wissenschaft und Forschung / Behdrde fir Schule und Berufsbildung /

Finanzbehdrde)

Der Rechnungshof hat die Finanzbehérde und
die Behorde fur Wissenschaft und Forschung
zu einer verstarkten Koordination bei der Wei-
terentwicklung der Referenzlésungen fir die
Anwendung  betriebswirtschaftlicher  SAP-
Software und bei der Zusammenarbeit der
Fachlichen Leitstellen aufgefordert.

Er hat das Hamburger Institut fir Berufliche
Bildung (HIBB), die HafenCity Universitat und
die Hochschule fir Angewandte Wissenschaf-
ten aufgefordert, die beim SAP-Einsatz festge-
stellten Mangel (zum Beispiel zur Berechti-
gungsverwaltung und Funktionstrennung so-
wie bei den Kontrollen) zu beseitigen.
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Der Rechnungshof hat zusatzlich das HIBB
aufgefordert, die ausgebuchten Forderungen
aus dem Jahr 2007 gemaR den einschlagigen
Vorschriften beizutreiben, sofern die Unwirt-
schaftlichkeit der weiteren Verfolgung nicht be-
legt werden kann (Jahresbericht 2010, Tzn.
666 bis 680).

Der Senat hat die Forderungen des Rech-
nungshofs anerkannt.

Die Behdrde fir Wissenschaft und Forschung
und die Finanzbehdrde haben die Zusammen-
fuhrung von zwei vormals getrennten Fachli-
chen Leitstellen zum 1. September 2010 um-



gesetzt. Die festgestellten Mangel und Doku-
mentationsliicken in den SAP-Systemen sind
beseitigt worden.

Das HIBB hat nach Prifung entschieden, die
ausgebuchten Forderungen unter 25 Euro

bzw. 80 Euro wegen Unwirtschaftlichkeit unbe-
fristet niederzuschlagen, Gber 80 Euro erfolgte
eine erneute Einbeziehung in die Mahnlaufe.
Das HIBB hat zugesagt, die Vorschriften zu-
kunftig konsequent einzuhalten.

Zuwendungsmanagement mit dem IT-Verfahren INEZ (II)

(Finanzbehdorde / Behdrde fur Arbeit, Soziales, Familie und Integration / Behérde flr
Stadtentwicklung und Umwelt / Bezirksamter)

Der Rechnungshof hat den Einsatz des Da-
tenbanksystems INEZ zur integrierten Erfas-
sung und Bearbeitung von Zuwendungen im
Rahmen einer Nachschau erneut gepruft und
gefordert,

— das Fachverfahren INEZ sowohl in den
Behorden als auch in den Bezirksamtern
kiinftig durchgangig zur Zuwendungsbear-
beitung zu nutzen bzw. in begriindeten
Ausnahmefallen eine zeitnahe Erfassung
der Vorgange sicherzustellen,

— im Rahmen der Neuausrichtung des
Haushaltswesens auch fir Einzahlungs-
vorgange die bisher fehlende Schnittstel-
lenanbindung an das Kassenverfahren
vorzusehen und in der Ubergangszeit die
bis dato zeitaufwendige manuelle Nacher-
fassung zu erleichtern,

— die Nutzung des Moduls WEB-INEZ zur
elektronischen Ubermittlung von Zuwen-
dungsantragen, Kennzahlen und Verwen-
dungsnachweisen voranzutreiben und

— den langfristigen Personalbedarf der Fach-
lichen Leitstelle der Finanzbehdérde fir die
Weiterentwicklung und den Betrieb des
Datenbanksystems zu ermitteln, damit
notwendige Anpassungsarbeiten im Fach-
verfahren vorgenommen und der laufende
Betrieb angemessen unterstitzt werden
konnen (Jahresbericht 2010, Tzn. 749 bis
767).

Der Senat hat den Feststellungen des Rech-
nungshofs zugestimmt.

Die Finanzbehérde hat

— die Verwaltungsvorschriften zur LHO da-
hingehend ergénzt, dass Zuwendungsfalle
grundsétzlich unmittelbar im Datenbank-
verfahren INEZ abzubilden sind und nur in
begriindeten Ausnahmefallen eine unver-
zugliche Nacherfassung der wesentlichen
Teile des Zuwendungsverfahrens zulassig
ist, und

— im Fachkonzept der Strategischen Neu-
ausrichtung des Haushaltswesens (SNH)
beziglich der Schnittstellen von Fachver-
fahren eine elektronische Ubermittlung der
Zahlungseingéange von dem Kassenverfah-
ren an das Datenbankverfahren INEZ vor-
gesehen.

Der Anweisung der Finanzbehdérde folgend, ist
die von einer Uberbezirklichen Arbeitsgruppe
erarbeitete  Dienstanweisung zur Zuwen-
dungsbearbeitung in allen Bezirksdmtern in
Kraft getreten, in der die verbindliche Anwen-
dung von INEZ vorgesehen ist.

Eine Erweiterung der Nutzung von WEB-INEZ
ist wegen vorrangiger Arbeiten im Zusammen-
hang mit dem SNH bisher nicht erfolgt. Ebenso
bedarf es noch der Untersuchung des Perso-
nalbedarfs.

Neuordnung der Fortbildung
(Personalamt)

Der Rechnungshof hat das Zentrum fur Aus-
und Fortbildung (ZAF) geprift und gefordert,

— Quersubventionierungen unterschiedlicher
Fortbildungsarten durch ein bedarfs- und
kostenverursachungsgerechtes Finanzie-
rungsmodell zu ersetzen,
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— das ZAF-eigene Instrumentarium fur die
Evaluierung von Fortbildungsveranstaltun-
gen umfassend zu verbessern und den
Behorden entsprechende standardisierte
Instrumente zur Verfiigung zu stellen,

— die bisherigen Aufgabenbereiche zentrale
Fortbildung, dezentrale Fortbildung und



strategische Fortbildungsthemen besser
zu organisieren und eine Ausrichtung an
neuen Geschéaftsbereichen ,Allgemeine
Fortbildung®, ,Hamburgische Verwaltungs-
fortbildung“ und ,Strategische Personal-
entwicklung® mit kostendeckenden Entgel-
ten zu prifen (Jahresbericht 2010, Tzn.
768 bis 782).

Der Senat hat die Feststellungen aufgegriffen.

— Die Preise fur Fortbildungsveranstaltungen
sind 2012 auf Basis einer Vollkostenrech-
nung neu berechnet worden. Das bisheri-
ge System der Festtitelfinanzierung, das
Quersubventionierungen beglnstig hat,
wird auslaufen.

— Im Rahmen eines Kooperationsprojekts
mit der Universitdt St. Gallen wird seit
2011 ein Konzept fir ,Transfermanage-
ment® flr Fortbildungen zur Sicherstellung
des Nutzens im Arbeitsalltag entwickelt. Im
Zusammenhang mit einem Release der
Fortbildungssoftware sollen weitere Um-
setzungsinstrumente fir Bildungsevaluati-
onsprozesse geschaffen werden.

— Eine Ausrichtung an den vom Rechnungs-
hof empfohlenen Geschéftsbereichen ist
nicht erfolgt. Allerdings hat das ZAF im
Jahr 2012 die interne Organisation Uber-
prift und angepasst. Inwieweit damit be-
reits eine optimale Struktur geschaffen
wurde, will das ZAF 2013 evaluieren.

Kinderbezogene Bezligebestandteile
(Personalamt)

Der Rechnungshof hat das Zentrum fiir Perso-
naldienste (ZPD) als Ergebnis seiner Prifung
(Jahresbericht 2010, Tzn. 783 bis 800) aufge-
fordert, im Rahmen der Bearbeitung der kin-
derbezogenen Beziigebestandteile in der Fa-
milienkasse bei Uberzahlungen kinftig die An-
spriche auf Schadensersatz in eigener Ver-
antwortung bei den Bediensteten des ZPD un-
verziglich geltend zu machen sowie ein Feh-
lermanagement einzurichten.

Diese Forderung hat der Senat — wie die fol-
genden auch — anerkannt.

Das ZPD hat im September 2009 eine Dienst-
anweisung erlassen, die die Forderungen des
Rechnungshofs erflllt. Aus dem Abrechnungs-
verfahren wird monatlich eine Liste generiert
und der Familienkasse zur Verfugung gestellt,
sodass Uberzahlungen erkannt und weiter ver-
folgt werden kénnen.

Der Rechnungshof hat gefordert, die Teil-
Personalakten den rechtlichen Vorgaben ent-
sprechend aufzubewahren. Im Gebaude des
ZPD ist daraufhin u. a. eine elektronische Zu-

gangssteuerung installiert worden. Der ham-
burgische Beauftragte fur Datenschutz und In-
formationsfreiheit ist Gber die Umsetzung der
Sicherheitsanforderungen informiert worden.

Der Rechnungshof hat empfohlen, zu prifen,
ob die Bearbeitung kinderbezogener Beziige-
bestandteile im Zuge der Einfihrung eines
neuen Personalverfahrens (ePers) aus der
Familienkasse in die Personalstellen, die oh-
nehin die Beziige bearbeiten, zurtick verlagert
werden kann.

Das ZPD hat dem Projekt ePers die Erkennt-
nisse der Prifung zur Verfligung gestellt, damit
diese bei der grundsatzlichen Gestaltung der
zuklnftigen Soll-Prozesse mit einbezogen
werden koénnen. Das Projekt hat der Len-
kungsgruppe ePers die Rlckverlagerung der
Bearbeitung der kinderbezogenen Bezligebe-
standteile in die Personalstellen vorgeschla-
gen. Dieser Vorschlag ist von der Lenkungs-
gruppe ePers im Méarz 2013 abgelehnt worden.

Finanzierung des hamburgischen Telekommunikationsnetzes

(Finanzbehdrde / Dataport AGR)

Der Rechnungshof hat die Finanzbehdrde auf-
gefordert, Erfolgskriterien fur die von Dataport
AOR (Dataport) wahrgenommene Verwaltung
des Sondervermdgens Hamburgisches Tele-
kommunikationsnetz zu definieren und unver-
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zluglich einen Mustervertrag Uber die Tele-
kommunikationsdienste zu erarbeiten.

Er hat Dataport aufgefordert, anschlie3end mit
allen Nutzern der Telekommunikationsdienste
des Sondervermdgens Vertrage auf Basis des
Mustervertrags abzuschliel3en.



Der Rechnungshof hat die Finanzbehérde auf-
gefordert in Zusammenarbeit mit Dataport zu
prifen, in welchem Umfang Dataport Uber-
schusse aus dem Betrieb des Sondervermo-
gens erzielt hat und wie diese zu behandeln
sind. Finanzbehérde und Dataport sollten auch
vereinbaren, wie kunftig ein neutraler Finanzie-
rungskreislauf fur das Sondervermdgen si-
chergestellt werden kann (Jahresbericht 2010,
Tzn. 801 bis 808).

Der Senat hat die Forderungen des Rech-
nungshofs dem Grunde nach anerkannt.

Die Finanzbehdrde hat Erfolgskriterien in einer
pauschalen Form definiert.

Es wurde ein Rahmenvertrag inklusive Ser-
vice-Level-Agreement firr die Telefonie mittels
ISDN abgeschlossen.

Finanzbehorde und Dataport haben die vom
Rechnungshof geforderte Prifung der ent-
standenen Uberschiisse aus dem Betrieb des
Sondervermégens durchgefiihrt. U. a. durch
falsche Zuordnungen im Rechnungswesen ist
nach der Ermittlung des Uberschusses ein Er-
stattungsanspruch in Hohe von 844.218 Euro
entstanden, der dem Sondervermdgen und
damit dem Vermdgen der Freien und Hanse-
stadt Hamburg zugefiihrt wurde. Mit dem Ge-
schaftsjahr 2010 wurde der Finanzierungs-
kreislauf zudem grundlegend geandert, sodass
nun in einzelnen Jahren gegebenenfalls ent-
stehende Uber- und Unterschiisse erkennbar
werden und dem Sondervermégen zugeordnet
werden kdnnen.

Druck- und Kopiermanagement
(Finanzbehdrde / Dataport AGR)

Der Rechnungshof hat die Finanzbehérde im
Rahmen ihrer Grundsatzzustandigkeit fir In-
formationstechnik, Organisation und Beschaf-
fung aufgefordert,

— Vorgaben fir die Erstellung von behordli-
chen Druckerkonzepten zu erlassen.

— Standardisierungsaktivitaten bei
Druckermodellen auszuweiten und

den

— in Zusammenarbeit mit Dataport AR die
wirtschaftlich optimalen Voreinstellungen
der Druckertreiber zu ermitteln (Jahresbe-
richt 2010, Tzn. 809 bis 815).

Der Senat hat mitgeteilt, dass die Forderungen
des Rechnungshofs umgesetzt wirden.

Die Finanzbehtrde und Dataport AGR haben
Einstellungen von Druckoptionen kurzfristig
verbessert und Druckermodelle weiter stan-
dardisiert. Zur Senkung der Verbrauchsmateri-
alien ist ein sogenannter Managed Service mit
dem Ergebnis erprobt worden, dass nennens-
werte Optimierungen nicht zu erreichen waren.
Unterschiedliche Geschaftsmodelle der Be-
hérden hinsichtlich ihres Druckmanagements
sollen noch analysiert werden.

Einfihrung und Betrieb des Neuen Ressourcenverfahrens
(Finanzbehdrde / Behdrde fir Inneres und Sport)

Der Rechnungshof hat die Finanzbehdrde auf-
gefordert,

— die Projektgrundsatze der Freien und Han-
sestadt Hamburg zu ergdnzen bzw. zu ak-
tualisieren oder diese durch eine Pro-
jektrichtlinie mit Durchfihrungshinweisen
zu ersetzen und dabei sicherzustellen,
dass Projekterfahrungen systematisch er-
fasst, ausgewertet und die Ergebnisse an-
deren Projekten zur Verfugung gestellt
werden,

— zur Optimierung noch folgender Einfih-
rungswellen des Projekts Neues Haus-
haltswesen Hamburg (NHH, in der Zwi-
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schenzeit ,Strategische Neuausrichtung
des Haushaltswesens®, SNH) verschiede-
ne MalRnahmen wie zum Beispiel die Er-
ganzung der mit den Behorden und Am-
tern zu schlieenden Kontrakte zu ergrei-
fen sowie

— fir Tests der Dateniibernahmen einen sys-
tematischen Testdatenkatalog und Test-
plan zu erarbeiten. AuBerdem sind Abhan-
gigkeiten zwischen den unterschiedlichen
Komponenten des SAP-Systems llckenlos
zu dokumentieren und ist die Abstimmung
zwischen den Aktivitdten der Teilprojekte
Zu verbessern.



Der Rechnungshof hat die Behorde fiir Inneres
und Sport (BIS) aufgefordert,

— bei Niederschlagungen von Forderungen
aus Abschleppvorgéangen und Fehlalarmen
den bearbeitenden Referaten einheitliche
Standards fur die Aktenfiihrung vorzuge-
ben,

— die Dokumentation der Entscheidungen
der Verwaltung sicherzustellen,

— die Bearbeitung der Anfragen aus dem
Forderungsmanagement zu verbessern
sowie

— durch Nachkontrollen im Rahmen des In-
ternen Kontrollsystems zu gewahrleisten,
dass Abweichungen zwischen den ge-
buchten Vorgangen und den versendeten
Gebiihrenbescheiden offenkundig werden.

Zur Steigerung der Wirtschaftlichkeit der An-
bindung von Fachverfahren hat der Rech-
nungshof die Finanzbehérde und die BIS auf-
gefordert, den Adressabgleich zwischen
COMVOR und SAP bei der Anlage eines neu-
en Geschaftsvorfalls so zu gestalten, dass im
zukunftigen  Betrieb  Dubletten  (mehrere
Adressdatensatze fur eine Person oder Firma)
weitestgehend vermieden werden (Jahresbe-
richt 2011, Tzn. 166 bis 182).

Der Senat hat die Forderungen des Rech-
nungshofs anerkannt.

Die Finanzbehorde hat die Projektgrundsatze
der Freien und Hansestadt Hamburg Ende
2011 aktualisiert, ein umfangreiches Projekt-
portal im Intranet eingerichtet und unterstitzt
auch mit weiteren MaRnahmen den behérden-
Ubergreifenden Erfahrungsaustausch nunmehr
aktiv.

MalRnahmen zur Optimierung der Projektorga-
nisation bei den Projekten NHH bzw. SNH
wurden umgesetzt. Testdatenbestande sind
vervollstandigt worden.

Die mit COMVOR arbeitenden Gebuhrenrefe-
rate bei der BIS verwenden fir die Dokumen-
tation der Prifung von MalRnahmen nach
§ 59 LHO (Stundung, Niederschlagung, Er-
lass) inzwischen einheitliche Vordrucke.

Die BIS hat auRerdem mitgeteilt, dass fir die
Bearbeitung von Geblhrenbescheiden in
COMVOR das Vier-Augen-Prinzip in Abspra-
che mit der Finanzbehérde organisatorisch
abgebildet werde.

Nach Mitteilung der Finanzbehdrde wurde die
Neugestaltung des Adressabgleichs zur Ver-
meidung von Dubletten aus Kapazitatsgriinden
noch nicht umgesetzt. Die BIS hat mitgeteilt,
dass sie die Umsetzung einer Prifroutine in
COMVOR als zu aufwendig erachte.

IT-Einsatz im Hafen

(Behorde fur Wirtschaft, Verkehr und Innovation / Hamburg Port Authority AGR)

Der Rechnungshof hat die Hamburg Port Au-
thority AGR (HPA) aufgefordert,

— die Wirtschaftlichkeit der selbst betriebe-
nen IT-Infrastruktur unter Einbeziehung
der Option einer Vergabe zu Uberprifen,

— die Finanzierungsquellen fur IT-Vorhaben
differenziert nachzuweisen und

— die Eigentumsverhdltnisse des Daten-
netzwerkes im Hafen und die in diesem
Zusammenhang stehenden offenen Bilan-
zierungsfragen mit der Finanzbehdrde zu
klaren (Jahresbericht 2011, Tzn. 407 bis
4009).

Der Senat hat die Forderungen des Rech-
nungshofs anerkannt.

HPA hat alle Forderungen umgesetzt. Sie hat

— die Wirtschaftlichkeit der selbst betriebe-
nen IT-Infrastruktur unter Einbeziehung
der Option einer Vergabe Uberprift und ist
zu dem Ergebnis gekommen, dass eine
Vergabe von IT-Leistungen nicht wirt-
schaftlich ist,

— eine Auflistung der Finanzierungsquellen
fur IT-Vorhaben erstellt und dem Rech-
nungshof zur Verfigung gestellt und

— die Eigentumsverhéltnisse des Daten-
netzwerkes im Hafen geklart. Die Ergeb-
nisse sind in die Bilanzen von HPA und
des Sondervermégens Hamburgisches Te-
lekommunikationsnetz eingeflossen.
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IT in der Universitat Hamburg

(Behorde fur Wissenschaft und Forschung / Universitat Hamburg)

Der Rechnungshof hat die Universitdt Ham-
burg (UHH) aufgefordert,

— die parallel vorgehaltenen und physisch
getrennten IT-Netze zusammenzufihren,

— die geplante IT-Neuausrichtung zugig zur
Entscheidung zu bringen und umzusetzen
sowie

— Rechenzentren wirtschaftlicher (zum Bei-
spiel durch Serverneuausrichtung) und si-
cherer (insbesondere hinsichtlich des Zu-
gangsschutzes) zu betreiben, dabei Ser-
verrdume zu  reduzieren und IT-
Ressourcen weitestgehend im neuen Ser-
verraum des Regionalen Rechenzentrums
(RRZ) der UHH zu zentralisieren.

Er hat der UHH empfohlen,

— eine adaquate technische Unterstitzung
fur eine ordnungsmafige und wirtschaftli-
che Gerateverwaltung und IT-Adminis-
tration einzufuihren,

— die IT-Beschaffung zu zentralisieren und
dabei ein Lizenzmanagementkonzept mit
Rahmenvertragskataster zu entwickeln,

— IT-Dienstleistungen zu standardisieren und
zentralisieren,

— fir die Wahrnehmung von Verwaltungs-
aufgaben nur Verwaltungsstellen anstatt
fur Wissenschaftler ausgewiesene Stellen
einzusetzen sowie

— fur IT-Betriebsaufgaben eingesetztes Per-
sonal mdoglichst in zentralen Strukturen
oder Stellenpools zu organisieren, um Sy-
nergieeffekte nutzen zu kdnnen (Jahresbe-
richt 2012, Tzn. 579 bis 591).

Der Senat hat die Forderungen des Rech-
nungshofs anerkannt.

Die UHH hat hinsichtlich der IT-Strategie er-
klart, diese zeitnah operativ umsetzen zu wol-

len. Das diesbezigliche strategische IT-
Leitprojekt im RRZ sollte nach eigener Pla-
nung bis Ende 2012 zu Ergebnissen kommen,
die allerdings noch ausstehen. Auch die Um-
setzung der MalRhahmen im Handlungsfeld der
strategischen  Entwicklungsplanung (STEP
2012) ist in Verzug.

Den Forderungen des Rechnungshofs zur
Zentralisierung der Rechenzentren will die
UHH nachkommen, sie hat aber erklart, diese
wirde einen Zuwachs an zentralen (auch
raumlichen) Ressourcen erforderlich machen.
Die zugesagte Umsetzung wurde noch nicht
vorgenommen.

Die UHH will auRerdem

— eine integrierte technische Unterstitzung
bzw. Schnittstelle fir die Gerateverwaltung
und Inventarisierung einsetzen, um redun-
dante Datenhaltungen zu vermeiden,

— ein IT-Lizenzmanagementkonzept fur alle
Bereiche in der Universitat entwickeln und
ein ,Rahmenvertragskataster” anlegen,

— die Einrichtung einer zentralisierten Be-
schaffungsstelle prifen und

— IT-Dienstleistungen schrittweise zentrali-
sieren. Fachspezifische und Vor-Ort-
Bedarfe wirden aber auch weiterhin de-
zentral erfullt, man strebe jedoch grund-
séatzlich einen stéarkeren Zentralisierungs-
grad an.

Den Hinweisen des Rechnungshofs zum Per-
sonaleinsatz fur IT-Aufgaben stimmt die UHH
grundsatzlich zu. Die Notwendigkeit des Ein-
satzes von Wissenschaftlerinnen und Wissen-
schaftlern im universitéaren IT-Betrieb werde
Uberpruft.

Insgesamt sind damit verschiedene Verande-
rungsprozesse begonnen, aber auch einein-
halb Jahre nach Abschluss der Prufung nur
wenige Zusagen umgesetzt worden.

Darstellung des Personalbestands
(Personalamt / Finanzbehorde)

Der Rechnungshof hat angereqt,

— die Personalberichterstattung zu verbrei-
tern und das Personal der Kdrperschaften,
Anstalten und Stiftungen des offentlichen
Rechts mit einzubeziehen,

— die Personalberichterstattung durch lange
Zeitreihen nach politischen Aufgabenfel-
dern zu differenzieren,

— bei der Personalberichterstattung wesent-
liche Privatisierungen zu bericksichtigen
(Jahresbericht 2012, Tzn. 651 bis 661).



Der Senat hat die Feststellungen anerkannt.

Personalamt und Finanzbehdrde haben fir die
kunftige Berichterstattung Verfahren, Struktur
und Inhalte vereinbart. Daten zum Personal
der offentlich-rechtlichen  Ausgliederungen
(Kérperschaften, Anstalten und Stiftungen, die
ab 2001 in diese Rechtsform uberfuhrt wur-

den) sollen kiinftig regelmafig als Anlage zum
Personalstrukturbericht (erstmals 2013), verof-
fentlicht werden. Es soll die Mitarbeiterschaft
nach Kopfzahlen des jeweiligen Vorjahres zu-
grunde gelegt werden, da Vollkraftzahlen nicht
systematisch ermittelt werden.

Langzeiterkrankte
(Personalamt)

Der Rechnungshof hat gefordert, dass

— das Personalamt fir die Verbindlichkeit der
Regelungen zum Betrieblichen Eingliede-
rungsmanagement in den Dienststellen
sorgen madge,

— fehlende Anweisungen und Konkretisie-
rungen zum Dienstunfahigkeitsverfahren in
die Verwaltungsvorschrift (VV) zum Ham-
burgischen Beamtengesetz (HmbBG) auf-
genommen werden,

— die VV zum HmbBG durch Standardformu-
lierungen fur Gutachtenauftrage und Gut-
achten bei Dienstunfahigkeitsverfahren er-
ganzt werde,

— der Personalarztliche Dienst (PAD) bei
Dienstunfahigkeitsverfahren fir eine Ver-
kirzung der Wartezeiten Sorge tragt und
interne Verfahrensablaufe optimiert (Jah-
resbericht 2012, Tzn. 662 bis 677).

Der Senat hat die Feststellungen anerkannt.

— Zum 1. Januar 2013 ist eine Erganzung
der Vereinbarung nach 8 94 Hamburgi-

sches Personalvertretungsgesetz zur Be-
trieblichen Gesundheitsférderung in Kraft
getreten, die einen verbindlichen Verfah-
rensmindeststandard zum Betrieblichen
Eingliederungsmanagement regelt. Er-
ganzt wird dieser durch ein Ablaufschema
und ein Standardanschreiben.

— Zum 1. Dezember 2012 ist eine VV zum
HmbBG in Kraft getreten, die die Bearbei-
tung von Dienstunfahigkeitsverfahren re-
gelt. Anweisungen und Konkretisierungen
sind enthalten, Standardformulierungen
nicht. Die notwendigen Inhalte von Gut-
achtenauftragen und Gutachten sind je-
doch ausfuhrlich beschrieben.

—  Zur Verkiurzung der Wartezeiten wurde der
PAD um einen externen Gutachter er-
ganzt, dies hat aufgrund eines steigenden
Gutachtenaufkommens noch nicht zur an-
gestrebten Verringerung der Begutach-
tungszeitraume gefuhrt. Deshalb soll ein
weiterer  Honorargutachter  beschéftigt
werden.

Vertrage mit Dataport
(Finanzbehdrde / Dataport AGR)

Der Rechnungshof hat die Finanzbehérde und
Dataport AGR (Dataport) hinsichtlich der zwi-
schen ihnen geschlossenen Vertrage uber
grundséatzliche Leistungen fir IT-Infrastruktur,
Pilotierungen und Entwicklungsauftrage aufge-
fordert,

— die erforderlichen Vertrage vor Leistungs-
beginn abzuschliel3en,

— kinftig die Vertragsunterlagen mit allen
erforderlichen Daten zu versehen sowie

— den Anwendungsbereich der EVB-IT auf
alle dafuir geeigneten Sachverhalte auszu-
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dehnen und dabei den jeweils vorteilhaf-
testen Vertragstyp zu verwenden.

Er hat der Finanzbehérde empfohlen, die ver-
schiedenen Phasen der vertraglichen Bezie-
hung gegebenenfalls auch mit separaten EVB-
IT-Vertragen transparent abzugrenzen.

Der Rechnungshof hat die Finanzbehérde in
Zusammenarbeit mit Dataport aufgefordert,

— die Gestaltung von Vertrdgen an Ergeb-
nissen und Leistungen statt an techni-
schen Komponenten auszurichten sowie

— in Vertragen Leistungsparameter zu defi-
nieren, deren Erflllung grundsétzlich zu



messen und darauf aufbauend zu steuern
ist sowie in den Vertragen Regelungen flr
Leistungsstérungen vorzusehen, die An-
reiz- und Steuerungsfunktionen haben.

Der Rechnungshof hat die Finanzbehérde
auch aufgefordert, bei den von Dataport er-
stellten Messungen und Berichten fur Leistun-
gen regelmaflig eine Qualitatssicherung
durchzufiihren sowie ein Vertragskataster zu
nutzen. Er hat empfohlen, sich dabei eines
gemeinsamen Standards mit Dataport zu be-
dienen, um einen automatisierten Datenaus-
tausch zu ermdglichen (Jahresbericht 2012,
Tzn. 707 bis 721).

Der Senat hat die Forderungen des Rech-
nungshofs anerkannt.

Die Finanzbehdrde hat hinsichtlich der vorge-
fundenen Méngel beim Abschluss von Vertré-
gen zugesagt, diese zukinftig rechtzeitig zu
erstellen und mit den erforderlichen Daten zu
versehen. Zudem sollen nur noch die ein-
schlagigen EVB-IT-Vertragstypen verwendet
werden.

Zur Ausrichtung der Vertrage an Leistungen
und Ergebnissen hat die Finanzbehdrde zuge-
sagt, diesen Aspekt bei Vertragsanderungen
zu beachten. Es solle zudem ein Manage-

mentsystem fiir die Messung technischer Leis-
tungen aufgebaut werden. Messungen und Be-
richte wirden erstellt, wenn diese Aktivitat ab-
geschlossen ist. Fir die Einrichtung eines Ver-
tragskatasters wirden verschiedene Alternati-
ven betrachtet.

Der Rechnungshof hat Zweifel, ob die Zusa-
gen zur Neuausrichtung der Vertrdge nach
Leistungen und Ergebnissen bereits in abseh-
barer Zeit umgesetzt werden. So sind zwar in
der Zwischenzeit eine erhebliche Zahl von Ver-
tragen nach den Standards der EVB-IT-
Vertragstypen neu geschlossen worden, das
zugrunde gelegte Preismodell (zum Beispiel
fur IT-Ressourcen im Rechenzentrum bei
Dataport) ist aber nach wie vor an technischen
Parametern orientiert. Dataport will zukiinftig
(ab 2014) systemubergreifende Messungen
und die Aufbereitung von Leistungsparametern
ermdglichen. Der Rechnungshof verbindet mit
diesen Planungen die Erwartung, dass diese
technischen Mdoglichkeiten fir die Anpassung
von Leistungsbeschreibungen in Vertragen
und die Beurteilung von Ergebnissen (zum
Beispiel, ob ein IT-Verfahren wie das Melde-
wesen am Arbeitsplatz in den Bezirken mit ei-
ner vereinbarten Qualitat zur Verfigung steht)
genutzt werden.

IT-Verfahren KIOSK
(Finanzbehdrde)

Der Rechnungshof hat aus Anlass der Prifung
des Einsatzes von KIOSK, einer Software fir
die Unterstitzung von Beschaffungsprozes-
sen, gefordert,

— bei der Umsetzung von Projekten die
Maf3stdbe des Rahmenregelwerks ,Anfor-
derungsmanagement®, der  Freigabe-
Richtlinie und die anerkannten Regeln des
Projektmanagements anzuwenden,

— fiur das Verfahren KIOSK alle nach Freiga-
be-Richtlinie erforderlichen Tests durchzu-
fuhren, entdeckte Fehler zu Kkorrigieren
und die Korrekturen wiederum zu testen
sowie

— die fur den Bereich des Einwilligungs- und
Einvernehmensverfahrens offenbar ge-
wordenen Regelungsliicken zu schliel3en
(Jahresbericht 2012, Tzn. 722 bis 733).

Der Senat hat die Forderungen des Rech-
nungshofs anerkannt.

Die Finanzbehorde hat mitgeteilt, dass das
Fachverfahren KIOSK u. a. wegen der vom
Rechnungshof beanstandeten diversen techni-
schen und organisatorischen Probleme einge-
stellt und durch ein neues Verfahren ersetzt
werden soll.

Die Finanzbehorde hat zugesagt, zukinftig
bei der Umsetzung von Projekten die Mal3sta-
be des Rahmenregelwerks ,Anforderungsma-
nagement” und der Freigabe-Richtlinie zu be-
achten. Fir den Bereich des Projektmanage-
ments hat die Finanzbehtérde neue umfas-
sende Projektgrundsétze fir die Planung und
Umsetzung von IT-Projekten erlassen.

Sie hat weiter zugesagt, die Regelungsliicken
im Bereich des Einwilligungs- und Einverneh-
mensverfahrens zu identifizieren und diese zu
schlieRen. Das Verfahren hierzu ist noch nicht
abgeschlossen.
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Kostenpauschalen fur Verwaltungsgemeinkosten

(Finanzbehdrde)

Der Rechnungshof hat angesichts hoherer
Verwaltungsgemeinkostenzuschlage in ande-
ren Bundeslandern die Uberprifung der kos-
tenmé&Rigen Zusammensetzung des hambur-
gischen Wertes und eine Erhdéhung im Rah-
men des gebiihrenrechtlich Zulassigen (Ande-
rung des Gebiihrengesetzes bzw. Anpassung
untergesetzlicher Vorgaben) gefordert. Ebenso
sollten die Arbeitsplatzpauschalen aktualisiert
werden (Jahresbericht 2012, Tzn. 749 bis
758).

Der Senat hat sich die Feststellungen im We-
sentlichen zu Eigen gemacht. Die Uberpriifung
der Arbeitsplatzpauschalen hat zu einer Erhé-
hung der Werte von 6.740 Euro auf 7.075 Euro
(ohne PC) bzw. von 8.570 Euro auf 8.965 Euro
(mit PC) geflihrt. Fir den beabsichtigten Auf-
bau eines Intendanzkostencontrolling hat die
Finanzbehorde eine Uberbehordliche Arbeits-
gruppe eingerichtet. Deren Arbeitsergebnis soll
auch dazu dienen, die Verwaltungsgemeinkos-
ten zutreffender zu ermitteln.

Ermittlung des Personalbedarfs Hamburger Finanzamter

(Finanzbehdrde — Steuerverwaltung —)

Im Interesse einer sachorientierten parlamen-
tarischen Erorterung des Personalbudgets der
Steuerverwaltung und der dazu ndétigen reali-
tatsgerechten Ermittlung des Personalbedarfs
der Finanzamter hat der Rechnungshof fir die
seinerzeit bevorstehende Personalbedarfsbe-
rechnung 2012 Hinweise

— zur Uberprifung problematisierter Abwei-
chungen von den einschlagigen lénder-
Ubergreifend abgestimmten Berechnungs-
grundlagen sowie

— zur Beseitigung festgestellter Mangel hin-
sichtlich der konkreten Ermittlung von Be-
rechnungsgrundlagen

gegeben. Vor allen Dingen hinsichtlich des
pauschalen Abschlags auf den rechnerischen
Personalbedarf der Steuerfahndung hat er,
falls auf Dauer keine Ruckkehr zu den lander-
Ubergreifend einheitlichen Berechnungsgrund-
lagen vorgesehen ist, eine umfassende Orga-
nisationsuntersuchung gefordert.

Angesichts dessen, dass die in den Verwal-
tungsgliederungsplanen der Finanzamter aus-
gewiesenen Priferstellen seit mehreren Jah-
ren zu mehr als 16 % nicht fir die Betriebspri-
fung, sondern im Innendienst der Finanzamter
genutzt werden, hat er gegebenenfalls mit der
Landerarbeitsgruppe abzustimmende Korrek-
turen an den Berechnungsgrundlagen fur die
Ermittlung des Personalbedarfs der Veranla-
gungsstellen gefordert. Aul3erdem hat er emp-
fohlen, die Mdglichkeit weiterer MafRnhahmen
auf dem Gebiet der Personaleinsatzsteuerung
zu prufen, um zu erreichen, dass die derzeit im
Innendienst genutzten Stellen alsbald wieder
mit Betriebsprifern besetzt werden. Schliel3-
lich hat der Rechnungshof vor dem Hinter-
grund irrefihrender Angaben zur Zahl der un-
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besetzten Stellen fur die Zukunft eine transpa-
rentere Darstellung der Personallage in den
Betriebsprifungsstellen gefordert (Jahresbe-
richt 2012, Tzn. 759 bis 778).

Nach Darstellung des Senats ist die Finanzbe-
horde — Steuerverwaltung — seit jeher bestrebt,
den Personalbedarf der Finanzamter unter Be-
rucksichtigung landesspezifischer Besonder-
heiten mdglichst realitatsgerecht zu ermitteln.
Auch hinsichtlich der Ermittlung der Berech-
nungsgrundlagen bestehe kein Handlungsbe-
darf. Was das Finanzamt fur Prifungsdienste
und Strafsachen mit seiner Steuerfahndungs-
stelle angehe, werde die Finanzbehorde
— Steuerverwaltung — versuchen, eine starker
an Fallzahlen orientierte Methode der Perso-
nalbemessung zu entwickeln.

Ergebnisse der Personalbedarfsberechnung
2012 liegen noch nicht vor. Es war beabsich-
tigt, nach MaRgabe der zur Verfigung stehen-
den Berechnungsbdgen alle Bereiche der
Hamburger Steuerverwaltung zu bertcksichti-
gen. Etwaige Differenzen zwischen Personal-
bedarf und Stellenausstattung sollen kinftig
noch transparenter zum Ausdruck gebracht
werden.

Hinsichtlich des Personalbedarfs in den Veran-
lagungsstellen der Finanzédmter halt die Fi-
nanzbehoérde — Steuerverwaltung — eine die
Uberdurchschnittliche  Wirtschaftskraft Ham-
burgs berucksichtigende Korrektur der Be-
rechnungsgrundlagen fur noétig. Im Ubrigen
seien Malnahmen zur Verstarkung der Be-
triebs- und der Umsatzsteuersonderprifung
ergriffen worden. Was die Forderung nach
transparenterer Darstellung der Personallage
in den Betriebsprifungsstellen betreffe, halte
sie es nicht fur sinnvoll, die Zahl der vorhan-



denen Stellen im Umfang ihrer Fremdnutzung Auskunft Uber die vorhandenen Stellen und
niedriger auszuweisen. Der Senat werde — wie deren Besetzung erteilen.
schon in der Vergangenheit — auf Nachfrage

74



	Ergebnisbericht 2013
	Inhaltsverzeichnis
	1. Wissenschaft, Kultur und Sport
	Kulturförderung und Stadtteilkultur
	Hamburg Media School
	Organisation und Wirtschaftlichkeit der Filmförderung in Hamburg
	Entwicklung der Hamburger Museumsstiftungen
	Sanierung und bauliche Unterhaltung der Museen
	Ziel- und Leistungsvereinbarungen mit Hochschulen
	Wissenschaftliche Weiterbildung
	Sportförderung

	2. Bildung und Jugend
	Behördliche Inspektionen
	Ressourceneinsatz in Gesamtschulen
	Fachleistungsstunden in der Jugendhilfe
	Lehrerkapazität für unterrichtliche Aufgaben
	Stationäre Hilfen zur Erziehung
	Beratungsdienste für junge Menschen und ihre Familien
	Elternschulen
	Weiterentwicklung in der Kindertagesbetreuung
	Ressourceneinsatz in Berufsschulen
	Schulen in freier Trägerschaft

	3. Soziales und Integration
	Ambulantisierungsprogramm in der Eingliederungshilfe
	Vergütungen und Qualitätssicherung in stationären Wohngruppen für behin
derte Menschen
	Überwachung und Einziehung von Darlehen nach dem SGB II
	Neues Hilfesystem für Wohnungslose und öffentlich-rechtliche Unterbringung
	Sanierungskonzept für die Hamburger Arbeit-Beschäftigungsgesellschaft mbH
	Integration von Zuwanderern
	Förderung schwerbehinderter Menschen im Arbeitsleben
	Qualifizierung und Beschäftigung Gefangener
	Staatliche Heimaufsicht
	Übernahme von Mietschulden

	4. Bezirkliche Aufgabenwahrnehmung und Umwelt
	Naturschutz und Forstwesen
	Rechnungslegung über die Zuschüsse an die Fraktionen der Bezirksversamm
lungen
	Kundenzentren
	Soziale Dienstleistungszentren
	Bauprüfung
	Bebauungsplanverfahren
	Benchmarking
	Fachliche Steuerung im Bereich der Sozialhilfe
	Bezirksaufsicht
	Tiefbau und Stadtgrün
	Hamburger Klimaschutzkonzept
	Internationale Gartenschau 2013

	5. Justiz und Inneres
	Abschleppwesen
	Kosten der rechtlichen Betreuung
	Landesbetrieb Verkehr
	Kosten von Abschiebungs- und Polizeihaft

	6. Steuern
	Steuerkasse und Kassenaufsicht
	Besteuerung juristischer Personen des öffentlichen Rechts
	Umsatzsteuer bei ärztlichen Leistungen
	Programmgesteuerte Bearbeitung von Steuererklärungen
	Besteuerung von Einkünften aus Vermietung und Verpachtung
	Steuerliche Erfassung von Hunden
	Festsetzung und Erhebung der Gewerbesteuer
	Unterhaltszahlungen ins Ausland

	7. Bauen und Erhalten
	Verkehrsinfrastruktur der Arenen am Volkspark
	Parkraumbewirtschaftung mittels Parkuhren und Parkscheinautomaten
	Mahatma-Gandhi-Brücke
	Neuorganisation im Hamburger Schulbau (Modell Hamburg Süd)
	Verlagerung Grundschule Chemnitzstraße
	Anbindung der HafenCity an die angrenzenden Stadtteile
	Erhaltung des Hamburger Straßennetzes
	Finkenwerder Knoten
	Ausbau der Sengelmannstraße
	Bildungszentrum „Tor zur Welt“
	Erweiterungsbau Rechtshaus Universität Hamburg
	Grundsanierung des Thalia Theaters
	Erfolgskontrolle und Steuerung des Landesbetriebs Straßen, Brücken undGewässer
	Photovoltaik-Anlagen
	Kostenstabiles Bauen
	Nachhaltiges Bauen
	Unterhaltungskosten im Hochbau
	Erhaltung von Brücken und Tunneln
	Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen bei Baumaßnahmen
	Folgebelastungen im Ingenieurbau und Grünbereich
	Polizeischießanlage
	Familienfreundlicher Wohnungsbau

	8. Wirtschaft und öffentliche Unternehmen
	Pauschalförderung der Krankenhäuser
	Martini-Klinik am UKE GmbH und Ambulanzzentrum des UKE GmbH
	Finanzanlagen des NDR
	Mittelstandsförderung
	Hamburger Verkehrsverbund
	Europäischer Landwirtschaftsfonds
	Hamburg Messe und Congress GmbH
	Beauftragung der GWG Gewerbe GmbH
	Bäderland Hamburg GmbH

	9. Finanzen
	Sondervermögen für die Altersversorgung
	Subventionierung von Gebühren durch den Haushalt
	Prüfung der kaufmännischen Jahresabschlüsse der Freien und Hansestadt Hamburg auf den 31. Dezember 2008, 31. Dezember 2009 und 31. Dezember 2010
	Liegenschaftliche Verträge mit Versorgungsunternehmen

	10. Personal, Organisation und interne Prozesse
	Ressortübergreifende Prozesse im Kassenwesen
	SAP-Einsatz in der HafenCity Universität, in der Hochschule für angewandte Wissenschaften und im Hamburger Institut für Berufliche Bildung
	Zuwendungsmanagement mit dem IT-Verfahren INEZ (II)
	Neuordnung der Fortbildung
	Kinderbezogene Bezügebestandteile
	Finanzierung des hamburgischen Telekommunikationsnetzes
	Druck- und Kopiermanagement
	Einführung und Betrieb des Neuen Ressourcenverfahrens
	IT-Einsatz im Hafen
	IT in der Universität Hamburg
	Darstellung des Personalbestands
	Langzeiterkrankte
	Verträge mit Dataport
	IT-Verfahren KIOSK
	Kostenpauschalen für Verwaltungsgemeinkosten
	Ermittlung des Personalbedarfs Hamburger Finanzämter




